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“SOLIDARITÄT MIT DEN 
DEMOKRATEN DER TÜRKEI” 


Mit der Errichtung einer offenen Mili- 
tärdiktatur am 12. Spetember 1980 
hat sich die Verfolgung und Unter- 
drückung demokratischer Kräfte in der 
Türkei dramatisch verschärft. 


Bereits in den Monaten zuvor waren | 
Hunderte von Gewerkschaftern, Mit- | 
glieder demokratischer Organisationen 

und fortschrifttliche Persönlichkeiten 

dem Terror faschistischer Banden zum | 
Opfer gefallen. Streiks und Proteste ge- 

gen die Demirel-Regierung, gegen ihre 

Politik der Massenbelastung und Ein- 

schränkung von Volksrechten waren 

vom Militär gewaltsam aufgelöst und 

unterdrückt worden. 


Die Führung der Streitkräfte rechtfert- | 
tigt ihren Staatsstreich mit dem anhalt- 

samen Terror im Lande. Das heißt, die | 
Wahrheit auf den Kopf stellen! Wahr 
ist vielmehr, daß der auch von Militär- 
kreisen systematisch geschürte Terror 
der Vorbereitung eines raktionären | 
Umsturzes diente. Denn die neuen 

Machthaber verfolgen nur das eine | 
Ziel: die volksfeindliche Politik der von | 
ihnen gestürzten Regierung mit noch 

brutaleren Mitteln gegen eine wachs- 

ende demokratische Volksbewegung 
durchzusetzen. 


Ihr bisheriges Vorgehen liefert dafür 
den Beweis: 


| 
U 


| 


@ Die Junta gibt vor, den Terror „von 
links und rechts“ zu bekämpfen - 
doch den Hauptstoß richtet sie ge- 
gen die organisierte Arbeiterschaft, 
gegen die Gewerkschaften und de- 
mokratischen Organisationen. 


© Die Junta gibt vor, das Land zur 
Demokratie zurückzuführen - doch 
sie beseitigt alle parlamentarischen 
Institutionen, setzt verfassungsmäs- 
sige Rechte außer Kraft und öffnet 
der Willkür der Militärbefehlshaber 
Tür und Tor. 


© Die Junta gibt vor, die wirtschaftli- 
chen Probleme des Landes im Inte- 
resse des Volkes zu lösen - doch 
gleichzeitig schickt sie sich an, die 
gesamte Last der anhaltenden Krise 
gewaltsam auf die arbeitenden Men- 
schen abzuwälzen, indem sie das 
„Hungerprogramm“ Demirels kon- 
sequent fortsetzt. 


@ Die Junta gibt vor, das Land vor ei- 
nem Bürgerkrieg zu bewahren und 
die Unabhängigkeit der Nation zu 
sichern - doch gleichzeitig führt sie 
einen brutalen Feldzug gegen das 
kurdische Volk und alle demokra- 
tischen Kräfte, ordnet sie die Inte- 
ressen des Landes dem friedensge- 
fährdeten Konfrontationskurs un- 
ter. 


(Fortsetzung auf der nächsten Um- 
schlagseite) 
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Leserbriefe 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 


die Redaktion der „Türkei-Informationen“, ein kleines Kollektiv von „Amateu- 
ren“, legt nicht nur großen Wert auf Leserzuschriften; sie ist auch darauf ange- 
wiesen, damit wir die Zeitschrift besser machen können. 


Für das anfänglich ermutigende Leserecho sind wir sehr dankbar — doch es reicht 
noch nicht aus, meinen wir, eine umfassende kritische Auswertung unserer bis- 
herigen Arbeit vorzunehmen. Was „stört“, was nützt, was gefällt in „Türkei-In- 
formationen” am meisten? Machen die noch unvermeidlichen Satz- und Druck- 
fehler das Lesen in der Tat manchmal fast unmöglich? Was fehlt und was ist 
zuviel? 


Worauf es uns noch ankommt: Wir bitten die Leser der „Türkei-Informationen“ 
um Zusendung von Berichten und Informationen aus ihrer Arbeit und aus ihrer 
Umgebung, die Sie mitteilenswert finden. Denn Türkei-Informationen sollen alle 
Kollegen vor allem im gewerkschaftlichen Bereich informieren und in ihrer Arbeit 
unterstützen. Nicht zu vergessen, daß für viele Kollegen aus der Türkei und ihre 
Organisationen die Türkei-Informationen als eine Brücke zu der demokratischen 
Öffentlichkeit in der Türkei gelten. Noch einmal aufrichtigen Dank für die bereits 
erwiesene Solidarität, die sich in den steigenden Abonnements- und Leserbrief- 
zahlen niederschlägt — sie sind ein konkreter Beitrag zur Stärkung der demokra- 
tischen Bewegung unserer türkischen und kurdischen Kollegen in der Bundesre- 


publik. Mit solidarischen Grüßen, 
Die Redaktion 


Seit ein paar Jahren bin ich in der Aus- 
länderarbeit tätig. Tagtäglich werde ich 
mit den vielschichtigen Problemen der 
Ausländer in allen Lebensbereichen 
konfrontiert. Besonders aufgrund der 
ständig größer werdenden wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Probleme 
in der BRD hat die Welle der Vorur- 
teile gegenüber Ausländern in letzter 
Zeit zugenommen. Auf der anderen 
Seite sehe ich, wie Ausländer dem be- 
gegnen wollen; oftmals führt dies zu 
totaler Anpassung oder Resignation, 
aber auch zu verstärkter Aggressivität 
gepaart mit sehr vielen Vorurteilen 
gegenüber der deutschen Bevölkerung. 
Beide Reaktionen sind verständlich, 
aber keine Lösung. 


Hier kann sich nur etwas ändern, wenn 
einerseits die Ausländer den Deutschen 
rechtlich gleichgestellt werden und da- 
mit eine Basis für eine wirksamere In- 
tegrationspolitik geschaffen wäre, an- 
dererseits müssen Vorurteile abgebaut 
werden, um ein gemeinsames Mitein- 
ander zu ermöglichen. 


Vorurteile abbauen heißt für mich in 
diesem Zusammenhang, sich über die 
Lebensweisen und das Heimatland des 
anderen zu informieren. Da dies jahre- 
lang in den bundesrepublikanischen 
Massenmedien vernachlässigt wurde, 
ist eine Zeitschrift wie die Türkei-In- 
formation, die genau dies versuchen 
will, sehr zu begrüßen. 


Und es liegt auch an den deutschen 
Kollegen, die diese Zeitschrift kennen 
und daraus ebenfalls ihre Informatio- 
nen schöpfen, sie verstärkt unter der 
deutschen Bevölkerung zu verbreiten. 
Ich würde es außerdem sehr begrüßen, 
2 wenn gerade im Sinne des oben Er- 


wähnten detaillierter z.B. über be- 
stimmte Lebensweisen, über die Rolle 
der Frau oder über die Familienstruk- 
tur in türkischen Familien berichtet 
würde. 


Mit solidarischem Gruß 


Angelika Seidler-Kamp, 
Frankfurt 


Dann noch ein Anliegen: als Student 
des Zusatzstudiums „Lehrer für Kinder 
fremder Muttersprachen‘‘ in Germers- 
heim/Landau war ich mit Kommilito- 
nen, im Sommer in der Türkei, wo wir 
einige fruchtbare Kontakte zu DISK- 
Gewerkschaften, Arzteorganisationen, 
Frauengruppen, Studenten usw. be- 
kommen haben. Um unsere Informa- 
tionen auch anderen zugänglich zu ma- 
chen, werden wir demnächst in Volks- 
hochschulen über die politische Situa- 
tion in der Türkei berichten. Habt Ihr 
noch Informationen, Sonderdrucke 
o.ä., die wir noch verarbeiten können? 


Falls noch vorhanden, würden mich 
auch die bisher erschienenen Hefte von 
1980 interessieren. 


Susanne Döbler, 
Landau 


FIDEF Konto: 


Bank für Gemeinwirtschaft 
Düsseldorf 
Kto.-Nr. 1 555 823 400 


Postcheckamt Essen 
Kto,-Nr. 1764 62-437 


Der ai-Bezirk Stuttgart bereitet zur 
Zeit eine Ausstellung zu dem Thema 
Gewerkschaft und Menschenrechte (Ar- 
beitsthema) vor, in der auch über die 
Verfolgung von Gewerkschaftern in 
der Türkei berichtet werden soll. In 
den beiden Ausgaben der Türkei-Infor- 
mationen habe ich einiges über die 
Verfolgung von Gewerkschaftern gele- 
sen, auch liegen mit Informationen 
über die Situation vor dem Putsch vor, 
doch fehlen mir Informationen über 
das Schicksal der Gewerkschaften nach 
dem Putsch, der doch in der bundes- 
deutschen Presse so arg gut wegkommt. 


Liegen Ihnen Informationen über Ver- 
folgung und Unterdrückung von Ge- 
werkschaften und Arbeitern in der Tür- 
kei seit dem Putsch vor, die Sie uns zu- 
kommen lassen könnten? In der Aus- 
stellung soll auf zwei bis drei Tafeln 
über die Lage der Gewerkschaften in 
der Türkei berichtet werden. Uns feh- 
len vor allem Bilder. Ich möchte Sie 
daher auch darum bitten, uns die Ver- 
wendung von in den oben genannten 
Heften der Türkei-Information abge- 
druckten Bildern für die Ausstellung 
zu gestatten. 


Helmut Fidler, 
Stuttgart 


Standpunkt 


Militärdiktatur im Dienste des Pentagon 


Der Staatsstreich in einem Land, des- 
sen Regierung noch vor knapp drei 
Monaten mit Milliarden-Beträgen un- 
terstützt wurde, zwingt zu einer Stel- 
lungnahme. Zumal diese „Hilfe“ an- 
geblich zur „Stärkung der Demokratie" 
dienen sollte. 


Auf die Stellungnahme brauchten wir 
nicht lange zu warten. Kanzler Schmidt 
sagte sofort weitere Hilfe zu. Auch 
Kohl, Genscher, Matthöfer und Kiep 
meldeten sich zu Wort. Ihre Äusserun- 
gen brachte die Frankfurter Allgemei- 
ne auf einen gemeinsamen Nenner: 
„Die Generäle werden gemahnt, die 
Führer der demokratischen Parteien in 
der Türkei mit Kritik bedacht.“ 
80) Es fällt auf, dass diese Aussagen 
von der Presse nur teilweise widerge- 
geben wurden. die liberalen Blätter 
stellten mit Rücksicht auf die eigene 
Leserschaft die „Ermahnungen“ in den 
Vordergrund und versuchten mit Hin- 
weisen auf den Terrorismus und die 
„Unfähigkeit der Politiker“ die Militär- 
diktatur als „notwendiges Übel“ hin- 
zustellen. Die rechte Presse hingegen, 
die solche Feinheiten nicht zu beach- 
ten braucht, nahm buchstäblich kein 
Blatt vor den Mund (siehe unsere kur- 
ze Dokumentation in diesem Heft). 


Besonders aufschlussreich war folgen- 
de Meldung in der Frankfurter Allge- 
meinen vom 13.9.80: 


„Bundesfinanzminister Matthöfer 
(SPD) hat nach dem Bakanntwerden 
des Militärputsches in der Türkei ge- 
sagt, er hoffe nun auf einen heilsamen 
Schock, aus dem ein Arrangement her- 
vorgehe, an dem sowohl die demokrati- 
schen Kräfte als auch die Armee betei- 
ligt seien. Diese Einstellung, die als die 
eigentliche Haltung hinter der offiziel- 
len Zurückhaltung der Bundesregie- 
rung zu stehen scheint, ist für die Tür- 
kei besonders wichtig, denn die Bun- 
desrepublik ist für sie ein wirtschaft- 
lich und militärisch bedeutender Part- 
ner.“ 


Wie die wohlinformierte FAZ ihren 
Lesern auf unverfängliche Weise an- 
deutet, umreisst Matthöfer mit weni- 
gen Worten das politische Programm 
der Generäle. Seine Ausführungen sind 
es wert, dass wir uns etwas eingehen- 
der mit ihnen befassen. 


Matthöfer spricht von einem „heilsa- 
men Schock“ und meint den Staats- 
streich. Dies ist ein bemerkenswertes 


Eingeständnis seiner Auffassungen über 
Demokratie, insbesondere für einen 
ehemaligen Gewerkschaftsfunktionär 
und jetzigen sozialdemokratischen Mi- 
nister. Man fragt sich unwillkürlich, ob 
und unter welchen Umständen sich 
Herr Matthöfer einen ebenso „heilsa- 
men Schock für die Bundesrepublik 
vorstellen kann. Das ist eine Frage, die 
die aufrechten Demokraten in diesem 
Land dem Herrn Bundesfinanzminister 
unbedingt stellen sollten. 


Nicht minder interessant ist das Ergeb- 
nis, das sich Herr Matthöfer wünscht: 
„Ein Arrangement, an dem sowohl die 
demokratischen Kräfte als auch die Ar- 
mee beteiligt sind.“, heisst die Devise! 
Was bezweckt der Bundesfinanzmini- 
ster, wenn er offen eine bleibende Be- 
teiligung derArmee an der Macht pro- 
pagiert? Was hat das mit Demokratie 
zu tun? Offensichtlich ist gerade das 
die Art von „Stärkung“, die er am 19. 
Juni dieses Jahres vor dem Bundestag 
für die Demokratie in der Türkei anzu- 
streben erklärte. 


BRD-Regierung lobt 
„die Leistung“ der Junta 


Im Zusammenhang mit diesen Äusse- 
rungen erscheint die Zusicherung von 
weiterer Hilfe durch den Kanzler in ei- 
nem neuen Licht. „Die Wirtschaftswo- 
che“ schreibt dazu am 19.9.80 : 


„Und Schmidt ist, trotz Haushaltssor- 
gen im eigenen Lande, bereit, Leistung 
der neuen, uniformierten Machthaber 
im nächsten Jahr durch höhere Zah- 
lungen zu honorieren. Ein Kanzlerbe- 
rater: Wenn die das ordentlich machen 
können die Türken mehr bekommen 
als vorher.“ 


Man erklärt ungeniert, dass die neuen 
Machthaber „für ihre Leistung hono- 
riert“ werden sollen. Was haben sie ge- 
leistet? Sie haben einen gut geplanten 
und „offensichtlich mit der NATO ab- 
gestimmten“ Putsch durchgeführt. Sie 
haben das Parlament, das sich der in 
Pentagon und Brüssel festgelegten Li- 
nie nicht mehr bedingungslos unter- 
werfen wollte, auseinandergejagt. Sie 
haben die Verfassung, auf die sie verei- 
digt gewesen sind, zu einem Fetzen Pa- 
pier erklärt, nach eigenen Angaben 
zehntausende von Menschen verhaftet, 
rund 400 „Terroristen“ umgebracht, 
alle Parteien und Vereinigungen sowie 


die fortschrittlichen Gewerkschaften 
verboten und eine unumschränkte Mi- 
litärdiktatur errichtet. Sind das die 
Leistungen, für die der sozialdemokra- 
tische Bundeskanzler die neuen Macht- 
haber „honorieren“ will? 


Die unverhüllte Unterstützung der Mi- 
litärdiktatur durch die Bundesregie- 
rung hängt mit den strategischen Inte- 
ressen der NATO-Südflanke zusammen. 
So heisst es z.B. in einer der einschlägi- 
gen Zeitschriften nach dem Putsch: 
„Die NATO-Treue des türkischen Offi- 
zierkorps gilt in Brüssel als ‚beispiel- 
haft‘, auch die westlichen Basen sind 
dort nun sicher. . .* (Wehrtechnik,Ok- 
tober 1980, S. 12). Es ist auch be- 
kannt, dass die tonangebenden Kreise 
in Washington, Bonn und Brüssel seit 
einiger Zeit die Bedeutung der türki- 
schen Streitkräfte als „innenpolitische 
Ordnungsmacht“ betonen. So schrieb 
Walter Schilling in der August-Nummer 
der „Europäischen Wehrkunde“ : 


„... das türkische Militärpotenial (darf) 
nicht ausser acht gelassen werden. Dies 
gilt für dessen Funktion zur Sicherung 
gegen Angriffe von aussen und zugleich 
für die Rolle des Militärs als innenpoli- 
tische Ordnungsmacht.‘‘ Kann man sich 
angesichts dieser Offenherzigkeit,eine 
deutlichere Sprache wünschen? 


Die einhellige Verurteilung des Put- 
sches durch die DGB-Gewerkschaften 
hat wieder einmal gezeigt, dass die Ge- 
werkschaftesbewegung eine der wichti- 
gsten Stützen der Demokratie bildet. 
Erste Solidaritätsveranstaltungen auf 
regionaler Ebene sowie die vor weni- 
gen Tagen bekanntgewordene Initiati- 
ve „Solidarität mit den Demokraten 
der Türkei‘ (siehe unsere ausführlichen 
Berichte) beweist, dass wir nicht allein 
sind. Wir erleben täglich die aktive An- 
teilnahme unserer deutschen und aus- 
ländischen Kollegen und Freunde. 


Wir sind zuversichtlich. Gemeinsam 
können wir verhindern, dass die US- 
hörigen Diktatoren in Ankara die für 
sie „lebensnotwendigen“ Milliarden er- 
halten. Wir werden erreichen, daß die 
Milliarden, die wir erarbeiten, nicht für 
die Erdrosselung der Demokratie in 
der Türkei eingesetzt werden. 


Türkei 


Folter ist ein Verbrechen gegen die Menschenrechte 


Stoppt die Folterungen! 


Trotz der strengen Pressezensur und der 
drastischen Strafen, die wegen „Beun- 
ruhigung der Öffentlichkeit“ gegen 
mündliche Weitergabe von Nachrichten 
verhängt werden, erreichen uns ständig 
Nachrichten über die systematische 
Folterung von politischen Gefangenen. 


Ein weiterer Hinweis auf die Auswei- 
tung der Folterpraxis ist die Tatsache, 
daß die Junta innerhalb eines Monats 
die Frist für die Festsetzungohne Rich- 
terspruch zweimal verlängerte. 


Noch im September mußten Personen, 
die von den „Sicherheitskräften‘“ ohne 
Haftbefehl festgenommen wurden, 
spätestens nach zwei Wochen einem 
Richter vorgeführt werden. (Diese 
Frist betrug bis 1972 24 Stunden, 
wurde jedoch durch eine ebenfalls von 
den Militärs erzwungene Verfassungs- 
änderung verlängert.) 


Die Frist von vierzehn Tagen soll an- 
geblich zur Sicherstellung des Beweis- 
materials und zur Vernehmung der Be- 
schuldigten benützt werden. Tatsäch- 
lich dient sie jedoch zur Erpressung 
von falschen Aussagen durch Folter, 
denn in dieser Phase hat der Gefangene 
keinerlei Kontakt zur Außenwelt und 
ist völlig den „Vernehmungsspezialis- 
sten“ der Polizei ausgeliefert. 


Wenige Tage nach dem Putsch wurde 
diese Frist von der Junta verdoppelt, 
d.h. auf 30 Tage heraufgesetzt. Damit 
erhielten die „Sicherheitskräfte‘“ die 
Möglichkeit, jeden willkürlich festzu- 
nehmen und nach 30 Tage langen Fol- 
terungen wieder laufen zu lassen. So- 
lange die Frist von 30 Tagen nicht 
überschritten wird, braucht die Polizei 
niemandem über eine solche Festnahme 
Rechenschaft abzulegen, sei die Fest- 
nahme auch noch so unbegründet. 


Doch haben offenbar diese Methoden 
bisher nicht den erhofften Erfolg ge- 
zeitigt. So sah sich die Junta gezwun- 
gen, am 10. November die besagte 
Frist auf 90 Tage auszuweiten. „Falls 
erforderlich‘ soll es sogar zulässig sein, 
daß Verdächtige bis zu sechs Monaten 
ohne Haftbefehl eingekerkert werden. 


Es liegt auf der Hand, daß mit diesem 

Schritt die letzten Schranken der Poli- 

zeiwillkür und -brutalität beseitigt wor- 

den sind. Wohin das führen wird, kann 

man sich am besten vorstellen, wenn 

man die bisher bekannt gewordenen 
4 Beispiele der Folterpraxis kennt: 


Bursa: 


Am 4. Oktober wurde bekannt, daß 
der renommierte Rechtsanwalt Ahmet 
Feyzioglu um 6.00 Uhr in der Frühe 
durch einen Sturz aus dem 5. Stock- 
werk des Polizeipräsidiums in Bursa 
ums Leben gekommen ist. 


Er befand sich seit einer Woche in der 
Hand der Polizei und wurde in dieser 
Zeit ständigen Folterungen ausgesetzt. 


Der 32jährige Feyzioglu war Sohn 
eines Offiziers und einer Volksschul- 
lehrerin. Er hatte vor dem Putsch als 
Rechtsberater des Progressiven Gewerk- 
schaftsdachverbands DISK und der 
Metallarbeitergewerkschaft Maden-Is 
gearbeitet. Darüber hinaus war A. Fey- 
zioglu der Vertreter des Friedenskomi- 
tees der Türkei für Bursa. 


Der Polizeipräsident von Bursa, Alpas- 
lan Bilginer, behauptete in einer Stel- 
lungnahme, daß Ahmet Feyzioglu 
Selbstmord begonnen habe. Dies ist 
die Formel, mit der die Polizei solche 
Vorfälle gewöhnlich „erklärt“. 


In diesem Zusammenhang müssen wir 
darauf hinweisen, daß innerhalb weni- 
ger Wochen zwei weitere Gefangene 
aus dem gleichen Stockwerk des Poli- 
zeipräsidiums von Bursa stürzten. Ei- 
ner von ihnen, Ergun Sen, liegt noch 
schwerverletzt und bewußtlos im 


Krankenhaus. Vor ihm starb Rafet De- 
mir ebenfalls durch einen Sturz aus 
dem 5. Stockwerk. Als man ihn aus 
dem Fenster warf, waren seine Hände 
mit Handschellen gefesselt. 


as ar 


Alltägliches Bild auf den Straßen: Bürger müssen sich in den Dreck legen und durc 


lassen 


Ferner haben wir erfahren, daß fol- 
gende Personen gegenwärtig in dem 
Polizeipräsidium von Bursa gefoltert 
werden: 


— Fevzi Kavuk, der bekannte Vorsit- 
zende des Bauernvereins der Region 
Marmara (Marmara Köy-Der). Auf- 
grund der schweren Folterungen 
schwebt er in Lebensgefahr; 


— Frau Aysun Dercin, Vorstandsmit- 
glied des Vereins der fortschrittli- 
chen Frauen (IKD) in Bursa, und 
ihr Mann, Rechtsanwalt Münir Der- 
ein; 

— Sabri Biber, der Vorsitzende des ört- 
lichen Lehrerverbandes in Bursa 
(TÖB-DER); 


— Die leitenden Funktionäre der Ar- 
beiterpartei der Türkei (TIP) aus 
Bursa; 


— Özcan Peksen, der Vorsitzende des 
13. Bezirks der Metallarbeiterge- 
werkschaft Maden-Is; 


— Günay Önayman, der Bezirksvorsit- 
zende der Textilarbeitergewerk- 
schaft Tekstil-Is. 


Diyarbakir 


— Der bekannte fortschrittliche 
Rechtsanwalt Yahya Mehmetoglu 
verlor aufgrund der schweren Folte- 
rungen den Verstand. Y. Mehme- 
toglu hatte 1977 als unabhängiger 
Kandidat an den Bürgermeisterwah- 
len teilgenommen und mehr Stim- 


Per 


hsuchen 


u ge ea 


men auf sich vereinigt als die Kandi- 
daten der Gerechtigkeitspartei (AP) 
und der republikanichen Volkspar- 


tei (CHP); 
@ Der Bezirksvorsitzende der Arbeiter 


partei der Türkei (TIP), Dr. Tarik | 


Ziya Ekici wurde festgenommen 
und wird gefoltert; 
Mardin 


® Die Leiche des Vorsitzenden des 
Lehrerverbandes in Mardin (TÖB 


DER), Mehmet Cizreli, wurde auf | 
offenem Felde von Hirten gefunden | 


und der Gendarmerie übergeben 
Der Tote wies Spuren von schweren 
Folterungen auf. Der ermordete M 


Cizreli leistete seinen Militärdienst 


ab. 
Ankara: 


@ Am 8.10. meldet „Milliyet“, daß ` 
Zeynel Abidin Ceylan bereits am | 
26.9. während des Verhöres in der 


Politischen Abteilung des Polizei- 


präsidiums von Ankara gestorben | 


sei. Ein medizinischer Bericht führt 
aus, daß er schwer mißhandelt und 
einer Elektrofolter ausgesetzt wur 
de. Ein Polizist wird beschuldigt 
den Häftling getötet zu haben. 


@ Am 8.10. meldet die Tageszeitun; 
„Cumhuriyet“, daß auch der poli 
tische Häftling Hasan Asker Özmen 
am 6.10. in der Politischen Abtei 
lung des Polizeipräsidiums von An 
kara zu Tode gekommen sei. Aber 
mals wird ein Polizist des Morde: 
beschuldigt. 


@ Am 11.10. wurde bekannt, daß de 
renommierte fortschrittliche Ver 
leger Ilhan Erdost wenige Tage nach 


gaeat 


un auch die älte 


Am 11. 
S Kriegsrechtkommandant von Istan- 
: bul das unbefristete Verbot der 
ältesten Zeitung der Republik Tür- 
kei. „Cumhuriyet (,Die Repu- 
blik“) hatte bereits 1923, noch 
während des nationalen Befreiungs- 
kampfes, mit ersten Ausgaben ihre 
: Arbeit begonnen — damals noch 
unter dem Namen „Yeni Gün” 
(„Neuer Tag’). Nach Gründung der 
Republik Türkei wurde der Name 
S von Kemal Atatürk persönlich in 
< „Cumhuriyet geändert. Der Grün- 
der, Yunus Nadi, gehörte zu den 
engsten Freunden und Bewunde- 
S rern von Kemal Atatürk, Nach 
< dessen Tod übernahm sein Sohn 
Nadir Nadi die Zeitung, der sich 
insbesondere unter den sehr ver- 
änderten Verhältnissen der sechzi- 
ger und siebziger Jahre um eine 
Tradition der kemalistischen Tra- 
dition bemühte. 

Die „‚Cumhuriyet‘ 


een 


November verfügte der 


hatte unter den 


SEN 


(Fortsetzung auf S. 39) 


EE 


Zeitung der Türkei verboten 


Ecevit: Rücktritt vom Parteivorsitz 


$ 


Nur 18 Tage nach seiner Freilassung 
aus der ,„Schutzhaft“, am 30. Okt., 
gab der CHP-Vorsitzende Bülent Ece- 
vit seinen Rücktritt vom Vorsitz der 
Republikanischen Volkspartei bekannt. 
In einer Erklärung begründete er die- 
sen Schritt damit, daß er sich aufgrund 
der Unterbindung jeglicher Aktivität 
seiner Partei nicht mehr in der Lage 
sehe, den Verpflichtungen seines Am- 
tes nachzukommen: „Ab heute bin ich 
von meinem Amt als Vorsitzender der 
Republikanischen Volkspartei zurück- 
getreten. Ich habe es für sinnvoller ge- 
halten, diesen Schritt, der unvermeid- 
bar zu werden scheint, schon jetzt zu 
vollziehen.‘ 


Kurz nachdem die Erklärung Ecevits 
bei einigen Redaktionen eingegangen 
war, verbot der Nationale Sicherheits- 
rat ihre Veröffentlichung und Verbrei- 
tung mit der Begründung, daß sie den 
Rahmen einer persönlichen Rücktritts- 
erklärung überschreite und als eine un- 
zulässige politische Deklaration einzu- 


Tageszeitungen der Türkei eine 
anerkannte Sonderstellung. Sie 
überstand alle wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, die die krisenhafte 
Entwicklung in der Türkei mit sich 
brachte, ebenso wie die Schikanen 
und die Boykottaufrufe von reak- 
tionärer Seite. Dabei stützte sie sich 
auf einen Leserkreis, der sich haupt- 
sächlich aus der Beamtenschaft und 
aus den Reihen der Intelligenz 
rekrutierte. Nicht nur deswegen, 
sondern auch aufgrund ihres hohen 
Niveaus im Bereich journalistischer 
Arbeit, gehörten der Cumhuriyet” 
hochangesehene und profilierte 
Kommentatoren an. 


Nach „Politika” und Demokrat" 
ist jetzt die dritte große Tageszei- 
tung der Türkei verboten worden. 
Diese Maßnahme muß als ein deut- 
liches Zeichen für die wachsende 
Isolierung der Junta auch von den 
bürgerlich-liberalen Kreisen gewer- 
tet werden. 


Ge BEEN 
EA 


PE 


Am 24, Juli 1980 
kondoliert Ecevit 
anläßlich der Er- 
mordung von Kemal 
Türkler, dem Maden-Is- 
Vorstand. 


stufen sei, die sich gegen das Wohlbe- 
finden der Nation richte. 


Dem Rücktritt Ecevits vorausgegangen 
war eine „Richtigstellung‘“ der Militär- 
junta am 29.10.1980, in der der Gene- 
ralsekretär des Nationalen Sicherheits- 
rates Saltik erklärte, daß seine anläßlich 
eines Pressegesprächs am Vortag getrof- 
fenen Äußerungen mißverständlich in- 
terpretiert worden seien: Er habe kei- 
neswegs erwähnt, daß die beiden Par- 
teiführer Ecevit und Demirel nach ei- 
ner gewissen Zeitspanne wieder in die 
Politik zurückkehren könnten. 


Wenige Stunden nach dieser knappen 
Erläuterung zog Ecevit daraus die 
Konsequenz und gab seinen Rücktritt 
bekannt. Aber selbst diese äußerst ver- 
haltene Form des Protestes stimmte 
die Generäle zomig: Denn nach Be- 
richten der westeuropäischen Presse 
enthielt die verbotene Rücktrittserklä- 
rung von Ecevit eine Passage, in der er 
seine Absicht, den Kampf für Demo- 
kratie weiter zu führen, bekräftigte. 


SS 


Das Friedenskomitee der Türkei: 


Junta— eine Gefahr für den Frieden 


Ende September fand in Sofia das 
„Weltparlament der Völker für den 
Frieden“ statt. Es war vorgesehen, daß 
die türkische Friedensbewegung mit 
einer großen Delegation am Parlament 
teilnehmen sollte. Doch die Putschi- 
sten verhängten ein Verbot über das 
Friedenskomitee der Türkei und unter- 
sagten die Ausreise der Delegation. 
Viele ihrer Mitglieder wurden verhaftet. 
Trotz dieses Verbots konnte die Frie- 
densbewegung unseres Landes auf dem 
Weltparlament vertreten werden. Der 
Vorsitzende des Friedenskomitees der 
Türkei, Botschafter a.D. Mahmut Di- 
kerdem, wurde in Abwesenheit in das 
Präsidium des Weltfriedensrates ge- 
wählt. 


Der Aufruf, den wir im Folgenden ab- 
drucken, wurde im Namen des Frie- 
denskomitees der Türkei auf dem Welt- 
parlament in Sofia verteilt. 


Seit dem 12. September regiert eine 
Militärjunta unser Land. Die Junta, die 
durch einen Putsch an die Macht kam, 
ist pro-NATO. Sie ist gegen Demokra- 
tie und jede Art von Menschenrechten 
gerichtet. 


Die Junta setzte die Verfassung und 
das Parlament außer Kraft, verbot die 
Aktivitäten der politischen Parteien, 
schloß die fortschrittlichen Gewerk- 
schaften und alle Arten von Massenor- 
ganisationen. Die Führer der politi- 
schen Parteien und einige 100 Parla- 
mentarier sind verhaftet. Vom ersten 
Tag an verhaftete die Junta tausende 
von Arbeitern, Intelektuellen und Stu- 
denten. Niemand kann etwas über das 
Schicksal der verhafteten Menschen 
6 erfahren. 


Ist die Junta für 


Verständigung und 
Zusammenarbeit? 


Die Junta sagt, sie sei für Verständi- 
gung in den internationalen Beziehun- 
gen, daß sie gute Beziehungen zu ihren 
Nachbarn unterhalten will. Aber diese 
Erklärung steht im Gegensatz zur wirk- 
lichen Situation. Nach dem Putsch in 
der Türkei hat die Bedrohung für Si- 
cherheit und Frieden in unserer Regi- 
on zugenommen. Diese Tatsache ergibt 
sich aus den Beziehungen der Junta 
mit dem US-Imperialismus und der 
NATO, die die wirkliche und einzige 
Quelle der Spannungen und der Kriegs- 
gefahr im mittleren Osten darstellt. Es 
gibt Indizien, die dies belegen: 


Die Junta kam an die Macht, als auf 
dem Gebiet der Türkei NATO-Militär- 
manöver durchgeführt wurden. So 
wurden die Truppenverschiebungen, 
die für den Putsch notwendig waren, 
durch diese NATO-Manöver ver- 

tuscht. Alle Welt erfuhr von dem Putsch 
in der Türkei aufgrund einer Erklärung 
des US-Außenministeriums. Dieses sag- 
te später auch, daß die Generäle die 
USA, und zwar vorher, über den Putsch 
informiert haben. Es bedarf keiner Er- 
klärung, daß ein Putsch, der in einem 
NATO-Mitgliedsstaat von hohen Mili- 
tärs durchgeführt wird, in Übereinstim- 
mung mit den Interessen der NATO 

steht. Der Putsch in der Türkei steht in 
engem Zusammenhang mit der neuen 
politisch-militärischen Strategie des 
US-Imperialismus. In dieser Strategie 
der weltweiten Konfrontation mit dem 
Sozialistischen System spielt die Türkei 
eine sehr wichtige Rolle. Besonders 
nach den letzten Entwicklungen in 


Iran und Afganistan wurde es eine ent- 
scheidende Frage für den Imperialis- 
mus, in der Türkei eine Regierung zu 
haben, die „stabil“ ist und die bereit 
ist strategische Interessen der NATO 
zu erfüllen. In den Tagen, die dem 
Putsch in der Türkei vorausgingen, 
konnte man in den westlichen Zeitun- 
gen viele Artikel finden, die dieses Ar- 
gument unterstützen. 


Eine Woche vor dem Putsch stimmte 
die Mehrheit des Parlaments gegen den 
pro-amerikanischen Außenminister der 
Minderheitsregierung von Demirel. Er 
mußte zurücktreten. Dies war ein Zei- 
chen für den US-Imperialismus, die 
notwendigen „Maßnahmen“ zu ergrei- 
fen. Alle Generäle der Junta sind pro- 
amerikanisch. Der Kommandant der 
Luftwaffe kam einen Tag vor dem 
Putsch von einem „Besuch“ in den 
USA zurück. Die Junta erklärte bereits 
am ersten Tag. daß es die Beziehungen 
mit der NATO fortsetzen und an den 
zweiseitigen Militärverträgen mit der 
USA festhalten will. Der Außenmini- 
ster der USA, die NATO, die Euopäi- 
sche Gemeinschaft und die Regierung 
der BRD erklärten, daß sie die Junta 
unterstützen und ihre „Hilfen“ für die 
Türkei fortsetzen wollen. 


Die westlichen Massenmedien tun ihr 
Bestes, um zu beweisen, daß die Juntä 
nicht wie die Juntas in Lateinamerika 
ist. 

Diejenigen, die für „freie Gewerkschaf- 
ten“, für Streikrecht und für „Men- 
schenrechte in Polen waren, vergaßen 
dies alles, als die Junta in der Türkei 
die fortschrittlichen Gewerkschaften 
schließen ließ, tausende von Betriebs- 
räten und Vertrauensleuten verhafte- 
ten und sämtliche Streiks verbot. 


Nach dem Putsch war in vielen westli- 
chen Zeitungen zu lesen, daß der Putsch 
in der Türkei eine Antwort des Westens 
auf die Entwicklung im Iran ist. Die 
Verschärfung des Konflikts zwischen 
Iran und Irak, die letzten Konfronta- 
tionen zwischen diesen Ländern — all 
dies kam nach dem Putsch in der Tür- 
kei. Dies ist kein bloßer Zufall. Nur 
der US-Imperialismus profitiert von 
diesen Entwicklungen. Israel erklärte, 
daß die Möglichkeiten besserer Bezieh- 
ungen mit der Türkei nach dem Putsch 
zugenommen habe. Die USA teilte 
Griechenland mit, daß die Türkei nun 
den Wiedereintritt Griechenlands in die 
NATO erlauben wird, wenn Griechen- 
land einen bilateralen Militärvertrag 
mit den USA abschließt, der den USA 
gestattet, Militärbasen auf griechischem 
Gebiet zu errichten. 


All diese Tatsachen zeigen, daß die 
Entwicklungen in der Türkei die Ge- 
fahr neuer Spannungen im mittleren 
Osten erhöht haben, wo die aggressiv- 
sten Teile des imperialistischen Militär- 
Industrie-Komplexes ihre Abenteuer 
zu verwirklichen suchen. 


Erwähnenswert ist hier auch, daß die 
Möglichkeit neuer Änderungen in der 
Zusammensetzung der Militärjunta be- 
stehen. Es gibt eine relativ mächtige 
faschistische Gruppe in der Armee, die 
nun einen Kompromiß mit der domi- 
nierenden Gruppe zu schließen scheint. 
Aber unter der Bedingung tiefer öko- 
nomischer Krisen und wachsender Re- 
pressionen der Junta werden sich bei- 
de Teile der Armee notwendigerweise 
annähern. Die Faschisten können auch 
einen neuen Putsch organisieren. Die 
jetzige Junta hat alle notwendigen 
Vorkehrungen für solch einen Putsch 
getroffen. Es ist klar, daß die Gefahr 
für den Frieden in solch einem Fall 
ansteigen wird. 


Ist die Junta gegen 
Terrorismus? 


Die Junta behauptet, sie sei an die 
Macht gekommen, um dem Terroris- 
mus, der unser Land in den letzten 
Jahren in eine Hölle verwandelt hat, 
ein Ende zu setzten. Der Terrorismus 
in der Türkei, dem allein in den letzten 
zwei Jahren über 5000 Bürger zum 
Opfer gefallen sind, wurde von Anfang 
an vom CIA und dem türkischen Ge- 
heimdienst MIT organisiert und von 
Faschisten und ultra-,linken“ Grup- 
pen ausgeführt. Ziel war es, die Demo- 
kratie zu vernichten. Nun will die Jun- 
ta die psychische Atmosphäre miß- 
brauchen, die vom Terrorismus verur- 
sacht wurde. Indem sie gegen Terroris- 
mus redet und einige Faschisten und 
„Linke“ verhaftet, will die Junta die 
Sympatien der Mittelklasse gewinnen. 
Sie ist aber denselben Kreisen verbun- 
den, die den faschistischen Terror im 
Lande organisierten, namentlich mit 
dem CIA. Andererseits hat der Terro- 
rismus bereits sein Ziel erreicht und 
seine Funktion erfüllt: Die Demokra- 
tie wurde von der Junta abgeschafft. 
Nun macht die Junta selbst Terror. Die 
Kriegsrechtsbehörden erhielten das un- 
eingeschränkte Recht, auf Menschen. 
mengen und auf „Verdächtige“ zu 
schießen. Übrigens nehmen die Gene- 
räle schon seit Jahren an der Macht im 
Lande teil. Durch den Nationalen Si- 
cherheitsrat beeinflußten sie die ge- 
samte Politik der früheren Regierun- 
gen. Seit zwei Jahren besteht das Kriegs- 
recht in zwanzig Provinzen des Landes. 
Die unmittelbare Macht in diesen 
Provinzen lag in den Händen der Mili- 
tärs. Warum haben sie den Terroris- 
mus nicht schon in diesen Zeiten ver- 
hindert? Waren sie dazu nicht fähig? 
Andererseits wurden viele faschisti- 


sche Mörder, die sich in Haft befan- 
den, von Militärpersonen aus Militär- 
gefängnissen entführt; viele faschisti- 
sche Kriminelle wurden von Militär- 
gerichten freigesprochen. Die faschisti- 
sche Partei konnte ihre Terrorakte un- 
gehindert fortsetzen. Der Terrorismus 
war gegen die fortschrittlichen Kreise 
gerichtet, den demokratischen Rech- 
ten und Freiheiten sollte ein Ende ge- 
setzt werden. Auch die Junta ist gegen 
jegliches fortschrittliches Denken und 
Tun. Obwohl sie vorgibt, gleicherma- 
ßen gegen rechts und links vorzugehen, 
zielt ihre Offensive zuallererst gegen 
fortschrittliche Kräfte, gegen die Ar- 
beiterklasse und ihre Organisationen. 
Die Ziele der Terroristen und der 
Junta sind identisch. Viele Generäle 
mit engen Verbindungen zur faschi- 
stischen Partei sind in der Junta. Die 
faschistische Partei wurde, wie alle an- 
deren Parteien, geschlossen. Nach dem 
Putsch blieb der Führer der faschisti- 
schen Partei, Türkes, zwei Tage lang in 
einer Militärbasis versteckt, bevor er 
„aufgab‘‘. Mit der Behauptung, gegen 
den Terrorismus zu kämpfen, hat die 
Junta die Demokratie außer Kraft ge- 
setzt. 


Ist die Junta für die 
„Wiederherstellung“ der 
Demokratie? 


Die Junta sagt, daß sie nach einer ge- 
wissen Zeit die parlamentarische De- 
mokratie wieder herstellen wird. Sie 
tut dies, um internationale und natio- 
nale Unterstützung zu gewinnen. Aber 
dies ist bloße Demagogie. Die Junta 
hat zunächst alles zerstört in diesem 
Lande, was demokratisch ist und be- 
hauptet dann, sie werde die Demokra- 
tie wieder errichten. Sie verteidigt 
eine „Demokratie“, in der die Gewal- 
tenteilung, die Freiheit der Universitä- 


ten, der Presse, der Gewerkschaften 
nicht existiert, wo kein Platz ist für 
sozialistische und kommunistische 
Ideen und Parteien. Niemand weiß, 
wann sie ein solches Regime erlauben 
werden oder ob sie dies überhaupt je 
tun. Es gibt keinen Grund, irgendeiner 
Versprechung der Junta zu glauben. 


Nach all diesen Tatsachen ist die Junta 
gegen jeden gerichtet, der in der Ver- 
gangenheit demokratische Rechte und 
Freiheiten verteidigt hat. Jeder, der 
ein wirklicher Demokrat und gegen 
den US-Imperialismus in diesem Lande 
ist, ist nun in Gefahr. Die Junta hat im 
ganzen Land das Kriegsrecht erklärt. 
Die Kriegsrechtsbehörden erhielten un- 
beschränkte Rechte. Sogar die Bürger- 
meister wurden durch Generäle ersetzt. 
Es läuft eine große Kampagne zur Ver- 
haftung fortschrittlicher Menschen. 
Wenn die Person nicht aufzufinden ist, 
die gesucht wird, werden seine Frau 
und Kinder als Geiseln genommen. Es 
gibt keine Informationen über die Ver- 
hafteten. Die Presse steht unter stren- 
ger Zensur. Ungefähr 134 Fahndungen 
nach Parlamentariern sind noch im 
Gange. Die meisten davon sind Mitglie- 
der der Republikanischen Volkspartei 
und der Nationalen Heilspartei, die im 
Parlament gegen den bilateralen Ver- 
trag mit den USA und gegen die anti- 


demokratischen Gesetze opponierten. 


Die Repressionen gegen die Kurden in 
Ost-Anatolien sind besonders brutal. 
Eine große Kampagne gegen religiöse 
Kreise ist organisiert worden, nachdem 
in letzter Zeit antiimperialistische und 
antizionistische Tendenzen in diesen 
Teilen zugenommen haben. Die Junta 
beschuldigt Erbakan, den Präsidenten 
der Nationalen Heilspartei, reaktionär 
zu sein, da er begann, anti-amerikani- 
sche Politik zu betreiben. Aber diesel- 
ben Generäle überfielen Zypern 1974, 
als Erbakan Vize-Premierminister war 
und keine Opposition gegen sich hatte. 
Leute, die entsprechend existierender 
Gesetze Organisationen gründeten und 
politisch oder sozial aktiv waren oder 
ins Parlament gewählt wurden, werden 
verhaftet. All dies zeigt, daß in der 
heutigen Türkei keine Menschenrechte 
existieren und daß die Demokratie 
mit all ihren Fundamenten durch Ge- 
walt außer Kraft gesetzt wurde. Die 
neue von der Junta gebildete Regie- 
rung besteht aus Generälen, Top- 
Bürokraten und Managern der privaten 
Monopole. Der Ex-Commandeur der 
Marine wurde zum Premierminister er- 
nannt. Einige Minister des Kabinetts 
waren bereits Minister während des 
halbmilitärischen Regimes von 1971- 
74. 


Verteidigt die Junta die 
Interessen der Nation? 


Die Generäle sagen, daß sie die Inter- 
essen der Nation verteidigen, daß sie 
die Nation repräsentieren. Sie hätten 
recht, wenn die Nation nur aus der 
8 Monopolbourgeoisie bestünde. Am er- 


sten Tag des Putsches erklärte die Jun- 
ta, daß sie die Wirtschaftspolitik der 
früheren Regierung fortsetzt, und er- 
nannte den Chefberater des früheren 
Premierministers, Özal, zum Vize-Pre- 
mierminister, der die Wirtschaftspoli- 
tik bestimmt. Diese rigide Politik, 
wird der Türkei von der IMF diktiert, 
eine Politik, die auch von den herr- 
schenden Kreisen und allen Unterneh- 
merorganisationen mit vollem Herzen 
unterstützt wird. 


Die Junta verbot den Streik von 53.000 
Arbeitern und erlaubte ihnen Lohner- 
höhungen von nur 70%, während die 
Inflationsrate in der entsprechenden 
Periode bei ungefähr 200% lag. Alle 
wirtschaftlichen Maßnahmen, die die 
Junta ergreift, sind Forderungen der 
Spitzenmonopolgruppen in den letzten 
Jahren. Die Junta verbot den Streik 
der Metallarbeiter und ernannte den 
Präsidenten des Glasmonopols zum 
Industrieminister. Die Fakten sprechen 
für sich. 


Das von der IMF diktierte ökonomi- 
sche Programm entspricht den Inter- 
essen.der Monopole und steht im Ge- 
gensatz zu denen der gesamten Nation. 
Solch ein Programm braucht, wie in 
Brasilien, notwendigerweise ein autori- 
täres Regime, diese Aufgabe soll die 
derzeitige Junta in der Türkei erfüllen. 


Ist die Junta loyal 
gegenüber den Ideen 
Atatürks? 


Die Junta behauptet, daß sie die Ideen 
von Atatürk verfolge, den Gründer un- 
serer Republik. Tatsächlich aber han- 
delt sie selbst gegen die Ideen von 
Atatürk. Die zwei Hauptelemente, die 
das Fundament von Atatürks Ideen 
bilden, sind das Prinzip der nationalen 
Unabhängigkeit und das Prinzip der 
unabhängigen Entwicklung. Atatürk 
war ein Kämpfer gegen den Imperia- 
lismus, während die Generäle mit dem 
Imperialismus verbunden sind. Sie er- 
füllen ausschließlich die Interessen des 
Imperialismus. Sie verteidigen die In- 
teressen der NATO, gehorchen den 
Diktaten der IMF. Andererseits stek- 
ken sie die wahren Verteidiger der 
Ideen von Atatürk, wie Ahmet Yildiz, 
Mitglied des Senats und einer der Füh- 
rer des fortschrittlichen Putsches von 
1960 ins Gefängnis. Yildiz ist auch- 
Vize-Präsident unseres Komitees. 


Die Junta ist gegen die 
Friedenskräfte 


Die Junta hat auch unsere Organisa- 
tion, das Friedenskommitee der Tür- 
kei, verboten. Sie hat unserer Dele- 
gation, die aus 50 Personen besteht, 
verboten am Weltparlament der Völker 
für den Frieden teilzunehmen. Alle 
Massenorganisationen mit Vertretern, 
aus denen sich unser Kommittee gebil- 


det hat, wie Jugend- und Frauenorga- 
nisationen, Gewerkschaften etc. sind 
ebenfalls verboten. Orhan Apaydin, 
Präsident der Rechtsanwaltskammer, 
Präsident des Weltfriedensrates, Grün- 
der und Vize-Präsident unseres Komi- 
tees, Erdal Atabek, Präsident der Ärzte- 
kammer, Mitglied des Weltfriedens- 
rates, Gründer und Vize-Präsident un- 
seres Komitees, Erol Saracoglu, Mit- 
glied des Parlaments und Mitglied des 
Weltfriedensrates, I. Hakki Öztorun, 
Mitglied des Parlamentes und Mitglied 
des Allgemeinen Komitees unserer 
Organisation — all diese prominenten 
Persönlichkeiten sind nun von der Jun- 
ta verhaftet. 25 der Parlamentarier der 
Republikanischen Volkspartei in Haft 
sind Mitglieder des Friedenskomitees 
der Türkei. Unser Ehrenpräsident Ke- 
mal Türkler, Mitglied des Weltfrie- 
densrates und Präsident der Metall- 
arbeitergewerkschaft der Türkei, wur- 
de von faschistischen Banden zwei 
Monate vor dem Putsch ermordet. 


Die Friedensbewegung der Türkei wird 
nicht aufgeben. Sie wird ihren Kampf 
für Frieden und Abrüstung, für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in unserer 
Region, für eine unabhängige und 
demokratische Türkei fortsetzen. Die 
Friedenskämpfer der Türkei sind sich 
ihrer Aufgaben bewußt. Deshalb 
konnte die Friedensbewegung der Tür- 
kei in diesem Forum vertreten werden, 
trotz aller Repressionen der Junta. Wir 
werden unseren Kampf fortsetzen. 


Weltweite Solidarität — 
Aufgabe des Tages 


Trotz aller Versuche der Junta, die 
Weltöffentlichkeit zu betrügen, gibt 
es Proteste und Solidaritätsakte gegen 
die antidemokratische Junta. 


In Westeuropa erklärten Gewerk- 
schaftsverbände und andere Massen- 
organisationen, daß sie gegen die De- 
montage der demokratischen Rechte 
in der Türkei sind. In vielen großen 
Städten wurden Demonstrationen or- 
ganisiert. Alle friedliebenden Kräfte 
in der Welt sind sich der Gefahr be- 
wußt, die die Junta in der Türkei 
für den Frieden bringen kann. Der ein- 
zige Weg, dieser Gefahr zu begegnen, 
ist es, eine weltweite Protest- und 
Solidaritätskampagne zu organisieren. 


Friedliebende Kräfte der Welt: 


Fordert eure Regierungen auf, der 
Junta in der Türkei nicht zu helfen! 
Fragt die Junta nach dem Schicksal 
der politischen Gefangenen! 

Fordert ihre Freiheit! 

Protestiert gegen das antidemokrati- 
sche Regime in der Türkei und gegen 
die Folter in der Türkei! 

Fordert die Rückgabe der politischen 
und der gewerkschaftlichen Rechte in 
der Türkei! 

Unterstützt den Kampf der Kräfte für 
Frieden und Demokratie in der Türkei! 


Willkürliche Hinrichtungen 


werden fortgesetzt 


Keine Hilfe für die Henker! 


Am 8. Oktober wurde die Hinrichtung 
von zwei Personen in dem Militärge- 
fängnis von Mamak bei Ankara be- 
kannt gegeben. Mustafa Pehlivanoglu, 
ein MHP-Anhänger, hatte 1978 bei 
einem Terrorüberfall auf ein Cafe fünf 
Menschen erschossen. Der „links“ radi- 
kale Necdet Adali hatte ebenfalls ein 
Cafe überfallen und dabei zwei Men- 
schen erschossen. Beide waren von Mili- 
tärgerichten zum Tode verurteilt wor- 
den. 


Am 26. Oktober wurde in Adana Ser- 
dar Soyergin hingerichtet, der wenige 
Tage zuvor von dem Militärgericht in- 
nerhalb von drei Stunden zum Tode 
verurteilt worden war. Der „links“-radi- 
kale S. Soyergin hatte das Mitglied des 
fortschrittlichen Jugendverbandes 
(IGD), Erdal Polat, erschossen. 


Wir verurteilen diese Hinrichtungen 
aufs Schärfste und unterstreichen: Die 
„links“ radikalen Terrororganisationen 
in der Türkei sind als Reaktion auf den 
faschistischen Terror entstanden. 


Unter dem Eindruck der planmäßig 
gesteigerten Mordüberfälle der Faschi- 
sten ließen sich zahlreiche, ehrliche 
junge Menschen, die subjektiv für die 
Sache der arbeitenden Menschen ein- 
treten, in die Sackgasse des Terroris- 
mus treiben. Ihr Idealismus hat sie 
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An jeder Ecke Kommando-Einheiten der Armee 


nicht davor bewahrt, durch ihre aben- 
teuerlichen Aktionen in die Hände der 
Reaktion zu arbeiten. Diese Tatsache 
wird im Falle von S. Soyergin beson- 
ders deutlich. 


Die bezahlten faschistischen Mörder, 
die ihre Opfer oft bestialisch gefoltert 
haben, stehen auf einer ganz anderen 
Stufe. Ihre Hinrichtung zusammen mit 
„Links“ radikalen soll die Zusammen- 
arbeit der Putschisten mit den faschi- 
stischen Kräften innerhalb und außer- 
halb der Armee vertuschen und die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
von dem massiven Terror der Junta ab- 
lenken. Die eigentlich Verantwortli- 
chen des Terrors werden nicht angeta- 
stet, ihre oft auswechselbaren Instru- 
mente, fanatische und irreführende Ju- 
gendliche werden gehänkt. Gleichzeitig 
beseitigen die Putschgeneräle auf diese 
Weise potentielle Zeugen, die die ge- 
heimen Verbindungen der Faschisten 
aufdecken könnten. 


Presseberichten zu Folge stehen zur 
Zeit 26 rechtskräftige Todesurteile 
zur „Bestätigung‘ durch die Junta an. 
Angesichts dieser Tatsache müssen wir 
unsere Stimme erheben, um diese Hin- 
richtungen, die nichts als kaltblütige 
Morde sind, zu verhindern. 


„Provisorische Verfassung “der 
Junta 


Die am 27. Oktober vom Nationa- 
len Sicherheitsrat proklamierte vor- 
läufige Verfassung besteht aus sie- 
ben Paragraphen: 


81 Das Grundgesetz der Republik 
Türkei vom 9. Juli 1961 bleibt bis 
zur Verabschiedung und dem In- 
krafttreten eines neuen Grundge- 
setzes gültig bis auf die in den fol- 
genden Paragraphen angegebenen 
Ausnahmen. 


§2 Aufgaben und Vollmachten, 
die laut Grundgesetz im Zuständig- 
keitsbereich der Großen National- 
versammlung, des Parlaments und 
des Senats liegen, werden ab 12. 
Sept. 1980 vorläufig vom Natio- 
nalen Sicherheitsrat und die Auf- 
gaben und Vollmachten, die im Zu- 
ständigkeitsbereich des Staatsprä- 
sidenten liegen, vom Vorsitzenden 
des Nationalen Sicherheitsrates und 
dem Staatsvorsitzenden wahrge- 
nommen und ausgeführt. 


$3 Gegen die vom Nationalen Si- 
cherheitsrat angenommenen und 
veröffentlichten Erklärungen und 
Beschlüsse sowie die veröffentlich- 
ten Gesetze kann nicht Verfassungs- 
widrigkeit geltend gemacht werden. 


54 Aufhebung oder Annulierung 
von Bestimmungen, die in den Er- 
klärungen und Beschlüssen des Na- 
tionalen Sicherheitsrates und in den 
Erlassen des Kabinetts und den 
„Dreier-Erlassen’’ enthalten sind 
und nach dem 12.9.80 bekanntge- 
geben wurden, kann nicht beantragt 
werden. 


SD Aufhebung oder Annulierung 
von Entscheidungen und Verfügun- 
gen bezüglich des Personals im Öf- 
fentlichen Dienst, die nach dem 12. 
9.1980 von den Ministern bzw. von 
den von ihnen beauftragten Perso- 
nen getroffen werden, kann nicht 
beantragt werden. 


86 Diejenigen Bestimmungen, die 
in den Erklärungen und Beschlüs- 
sen des Nationalen Sicherheitsrates 
sowie in den von ihm veröffentlich- 
ten und zu veröffentlichenden Ge- 
setzen enthalten sind und von den 
Bestimmungen des Grundgesetzes 
vom 9. Juli 1961 (Gesetzes-Nr.334) 
abweichen, treten als Verfassungs- 
änderungen, und diejenigen Bestim- 
mungen, die von den geltenden Ge- 
setzen abweichen, als Gesetzesände- 
rungen am Tage ihrer Veröäffent- 
lichung und an den in ihren Texten 
angegebenen Tagen in Kraft. 


87 Dieses Gesetz tritt nach Ver- 
öffentlichung im Amtlichen Gesetz- 
blatt, ab 12. September 1980 in 
Kraft. 


Juristische Floskeln zur Tarnung 
der unumschränkten Diktatur 


Junta als Alleinherrscherin 


Das charakteristische Merkmal der ge- 
genwärtigen Junta in der Türkei ist die 
Kombination brutalster Methoden zur 
Unterdrückung der demokratischen 
Opposition mit Maßnahmen, die zu- 
mindest einen letzten Schimmer der 
Rechtsstaatlichkeit bewahren sollen. 
Diese Bestrebung kommt schon in der 
offiziellen Sprachregelung zum Aus- 
druck, wonach der Putsch kein Putsch 
sei, sondern „eine Operation im Rah- 
men der Dienstvorschriften der Streit- 
kräfte“, die ihre Pflicht zum Schutze 
des Staates vor äußeren und inneren 
Feinden wahrgenommen hätten. 


Während eine von langer Hand vorbe- 
reitete Verhaftungswelle das ganze 
Land überzieht, Kriegsgerichte inner- 
halb von 3 (drei) Stunden Todesur- 
teile fällen (so z.B. in Adana — dieses 
„Urteil“ wurde bereits vollstreckt!) 
und brutale Folterungen zum inte- 
gralen Bestandteil der Vernehmungen 
geworden sind, wiederholt die Junta 
immer wieder ihr „Bekenntnis zur 
Demokratie" und ihre „Achtung vor 
den Menschenrechten“. Ein gutes Bei- 
spiel für diese Taktik bietet die Bil- 
dung der neuen Regierung und die Pro- 
klamierung der sogenannten „proviso- 
rischen Verfassung“. 


Am 21. September setzte der „natio- 
nale Sicherheitsrat“ (dies ist die offi- 
zielle Bezeichnung der Junta) mit dem 
erst einige Tage vor dem Putsch pen- 
sionierten Admiral Bülent Ulusu an der 
Spitze eine sogenannte „Zivilregierung‘ 
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Die „Leistungen” der Militärjunta 
seit dem Putsch: 


D Unmittelbar nach dem Putsch 
werden alle Parteien, Vereine 
und Verbände, alle DISK-Ge- 
werkschaften und einige Mitglie- 
dergewerkschaften von Türk-Is 
verboten. 


D 134 Abgeordnete, in der Mehr- 
heit dem linken Flügel der CHP- 
Fraktion zuzurechnende Parla- 
mentarier, und die Vorsitzenden 
der vier im Parlament vertrete- 
nen Parteien, Ecevit, Demirel, 
Erbakan und Türkes, in „Schutz- 
haft”. 


O Die Zahl derer, die von Militärs 
festgenommen werden, vor allem 
in kurdischen Provinzen, geht in 
die Zehntausende. 
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Auf einem Blick 
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ein. Fünf der Minister sind ebenfalls 
pensionierte Generäle, die von den ein- 
schlägigen Blättern als „glänzende 
Offiziere mit besten Verbindungen zur 
NATO“ gepriesen werden. Als Vertei- 
digungsminister fungiert ein Zivilist, 
der bis vor kurzem den Posten eines 
ständigen Vertreters der Türkei in 
Brüssel (Hauptquartier der NATO) 
inne hatte. Die für die Wirtschaft rele- 
vanten Ministerien wurden mit Spitzen- 
funktionären der Unternehmerverbän- 
de besetzt. Dieses Bild wird „abgerün- 
det" durch den Minister für soziale Si- 
cherheit, Sadik Side, dem Generalsekre- 
tär des rechten Gewerkschaftsdachver- 
bandes Türk-Is. 


Eine Woche nach der Bekanntgabe der 
Kabinettsliste erfolgte eine „Vertrau- 
ensabstimmung“ für die neue Regie- 
rung. Die fünfköpfige Junta, die als 
selbsternanntes Parlament" figuriert, 
gab in einer „Öffentlichen Sitzung“ per 
Handzeichen ihre Zustimmung für die 
insgesamt 21 Personen umfassende Re- 
gierung! Diese Sitzung und die an- 
schließende Zeremonie wurde, genauso 
wie die bereits vorher erfolgte „Verei- 
digung der Junta“, von den gleichge- 
schalteten Massenmedien mit großem 
Aufwand verbreitet. 


Damit wurde auch dem letzten Zweif- 
ler klar gemacht, daß die Putschisten 
die Rechte des auseinander gejagten 
Parlaments „Kraft der Macht der Bajo- 
nette‘ an sich gerissen haben. Trotz- 
dem kann man nicht behaupten, daß 


Betriebsräte 
und Funktionäre der Gewerk- 
schaften, insbesondere von DISK, 
aufgefordert, sich zu „stellen“, 


O Vertrauensleute, 


O Großangelegte Razzien in den 
Arbeitervierteln der wichtigsten 
Städte. 


O Ca. 60000 streikende Arbeiter 
zur Aufnahme der Arbeit ge- 
zwungen. (Metallarbeiter setzten 
noch bis zum 15.9. ihren Streik 
fort.) 


O Die Lohnerhöhungen von 70 % 
— versprochen von den Generä- 
len — wurden den Arbeitern bis 
heute nicht ausbezahlt (Allein 
im letzten Jahr Preissteigerungen 
von 146 % 


diese Posse aus der Sicht der Junta völ- 
lig nutzlos gewesen sei. Sie wurde von 
manchen westlichen Zeitungen bereit- 
willig als „Vertrauensabstimmung für 
die neue Regierung“ genommen und 
verbreitet. 


Einen weiteren Versuch zu ihrer nach- 
träglichen „Legalisierung“ unternahm 
die Militärjunta durch eine am 27.10. 
proklamierte „provisorische Verfas- 
sung“. Demnach sei die Verfassung 
von 1961 nicht aufgehoben (!), doch 
die Junta habe das Recht, durch „De- 
krete“ und „Gesetze“ diese Verfas- 
sung beliebig zu verändern. 


Im Gegensatz zum Parlament dürfen 
z.B. das Verfassungsgericht und das 
Oberste Verwaltungsgericht vorerst 
weiter „existieren“, jedoch nur auf der 
Basis der von der Junta erlassenen 
„Gesetze“: Eine Anfechtung der Ent- 
scheidungen der Junta durch diese 
(oder irgendwelche andere) Gerichte 
ist ausdrücklich ausgeschlossen. Mit 
anderen Worten, sie existieren nur 
noch dem Namen nach und sollen für 
die Putschisten als Feigenblatt dienen. 
Die Zielsetzung der Militärjunta ist 
offenkundig: Trotz der Abschaffung 
des Parlaments und der von ihm ein- 
gesetzten Regierung soll der letzte 
Anschein der „Rechtsstaatlichkeit‘‘ 
nach Möglichkeit gewahrt und ihre 
brutale Willkürherrschaft im Dienste 
des Großkapitals und des Pentagons 
hinter juristischen Floskeln versteckt 
werden. 


O Alle Stadtversammlungen und 
Bürgermeister abgesetzt. 


D 6 ehemalige Generäle werden an 
der zivilen" Regierung der Jun- 
ta beteiligt, die am 20.9. instal- 
liert wurde. 


O Im Staats- und Sicherheitsappa- 
rat werden umfassende Umbe- 
setzungen vorgenommen, 


O Die Junta gibt sich uneinge- 
schränkte Machtbefugnis durch 
eine provisorische Verfassung am 
27.10.80 


D 2 Hinrichtungen — seit 8 Jahren 
die ersten — werden am 8.10.80 
vollstreckt. 


D Erste Todesfälle aufgrund von 
Folter seit Bestehen der Junta 
werden Anfang Oktober bekannt. 


OYAK: Konzernbosse in Uniform 


Die allmächtige Junta: Fünf eidbrüchige Generäle 


Die Junta-Generaele sind bemüht, den 
Eindruck zu erwecken, als waere es ih- 
nen bei ihrem Eingriff am 12. Septem- 
ber um die Erhaltung des kemalisti- 
schen Erbes gegangen; und sie waeren 
die „wahren Hüter der nationalen Un- 
abhaengigkeit.’’ 


Doch nicht nur dass die NATO-Gene- 
raele in der Türkei durch den Ausbau 
des Landes zum Vorposten des Militaer- 
bündnisses die nationale Souveraenität 
völlig preisgegeben haben: Die rang- 
hohen Offiziere sind als Nutzniesser ei- 
ner der wichtigsten Privatunternehmen 
in der Türkei mit den in- und auslaen- 
dischen Grosskapitalisten aufs engste 
verbunden. Der folgende Überblick 
über die Gründungsphase und die Akti- 
vitaeten der OYAK soll diese „hand- 
festen‘ Interessen der türkischen Ge- 
neralitaet transparenter machen und 
zeigen, warum der von den reaktionae- 
ren Demirel-Regierung eingeschlagene 
wirtschaftspolitische Weg mit äusser- 
ster Brutalitaet forgesetzt wird. 


Zahlen über OYAK werden in der Tür- 
kei geheimgehalten. Die letzten Anga- 
ben, die einer breiteren Öffentlichkeit 
zugaenglich gemacht wurden, sind in 
einer Jubilaeumsschrift von 1976 zu 
finden. Die von uns aufgezeigte Ent- 
wicklung von OYAK, die sehr deutliche 
Parallelen zu rechtsextremistischen bis 
faschistoiden Tendenzen in höheren 
Offiziersraengen aufweist, wurde aus 
wenigen verfügbaren Materialien und 
aus zahlreichen Zeitungsberichten ab 
1961 zusammengestellt. Denn OYAK 
(Gesellschaft zur gegenseitigen Unter- 
stützung der Streitkräfte), per Sonder- 
gesetz den öffentlichen Stiftungen 


gleichgestellt, und damt von allen 
Steuerlasten befreit, unterliegt auch 
nicht der Veröffentlichungspflicht. 


„Militär-industrieller- 
Komplex“ nach US-Muster 


Bis zum Staatstreich am 27. Mai 1960 
zaehlte das Einkommen der Armeeof- 
fiziere in der Türkei mit zu den niedri- 
gen Gehaeltern des Staates und gestat- 
tete nur einen bescheidenen Lebens- 
standard. Der Offizierskoprs rekrutier- 
te seine Mitglieder gewöhnlich aus der 
Landbevölkerung und aus den unteren 
Schichten des Mittelstandes. 


Die Lehren des Putsches am 27. Mai 
1960 berücksichtigend, — damals spiel- 
ten die fortschrittlichen Offiziere eine, 
wenn auch untergeordnete Rolle, hielt 
man es für angebracht, durch eine 
grundlegende Aenderung des Besol- 
dungssystems und eine enge Verflech- 
tung der höheren Offiziesraenge mit 
dem Grosskapital die Militärs stärker 
in das System zu integrieren. 


Die herbeigeholten US-Berater tüftel- 
ten nach monatelangen Untersuchun- 
gen der Sozial- und Wirtschaftsstruktur 
der Armeeangehörigen einen Entwurf 
aus. Am 1. April 1961, knapp elf Mo- 
nate nach dem Putsch am 27. Mai 
1960, der die Herrschaftsstrukturen 
übrigens nicht im Geringsten angeta- 
stet hatte, wurde die OYAK gegründet. 
Das relativ bescheidene Grundkapital 
in Höhe von 43.900.000,— Türkische 
Liras wurde durch erstmalige Erhe- 
bung der vorgesehenen „Zwangsabga- 
be" vom Monatssold der Offiziere zu- 
sammengetragen, die bei den Berufs- 


offizieren 10 % und bei den Reserve- 
offizieren 5% betrug. 


In der bereits erwaehnten Jubilaeums- 
schrift, die anlässlich des 15. Grün- 
dungstages der OYAK 1976 herausge- 
geben wurde, wird diese ganz besonde- 
re „Interessengemeinschaft‘‘ folgender- 
massen gerechtfertigt: 


»» - - Die soziale Sicherheit der Natio- 
nen zählt heute zu den verfassungsmäs- 
sig verbrieften Garantien. Auch im 
Grundgesetz der Republik Türkei wird 
die soziale Sicherheit der Nationen mit 
der Feststellung verankert: „Jeder hat 
ein Recht auf soziale Sicherheit.“ Um 
dieses Recht zu verwirklichen, ist der 
Staat beauftragt, Sozialversicherung 
und soziale Hilfsinstitutionen zu grün- 
den und ihre Gründung zu veranlassen 
. . . Es versteht sich von selbst, dass 
auch Institutionen mit der Aufgabe ge- 
gründet werden, zusaetzliche soziale 
Sicherheit zu schaffen, wenn durch die 
vorhandenen Institutionen der Sozia- 
len Sicherheit diese nicht gewaehrleistet 
worden ist.“ (OYAK, 15. Yil, Ankara, 
1976, S. 3) 


Großkonzern als „Stiftung“ 


Die aussergewöhnliche Investitions- 
und Expansionsfreudigkeit der OYAK, 
die sie innerhalb von einem Jahrzehnt 
zur zweitgrössten Holdinggesellschaft 
der Türkei machte, versuchten die Ge- 
neraele in der Jubilaeumsschrift auch 
mit ihrer „selbstlosen fürsorglichen“ 
Haltung zu erklären: „Mit anderen 
Worten bildet diese Gesellschaft OYAK 
eine Institution der zusaetzlichen Sozi- 
alen Sicherheit. Die Mitgliedschaft ist 
den Armeeangehörigen gesetzlich vor- n 


geschrieben. Um die oben erwaehnten 
sozialen Leistungen und Dienste zu er- 
bringen, ist OYAK gezwungen, einen 
Teil ihrer internen Fonds für Industrie- 
und Handelsinvestitionen aufzuwen- 
den. Denn schliesslich ist OYAK ver- 
pflichtet, die laut Gesetz übertragenen 
Verpflichtungen allein durch eigene 
Mittel zu erfüllen.“ (Ebenda) 


Daß OYAK hier einen Sonderstatus 
als „Institution der Sozialen Sicher- 
heit“ einnimmt, wird deutlich, wenn 
man die harten Auseinandersetzungen 
in der Öffentlichkeit berücksichtigt, als 
der eigentlichen, allgemeinen Sozial- 
versicherungsanstalt des Landes nicht 
einmal das Recht eingeräumt wurde, 
Arzneimittel für den eigenen Bedarf zu 
produzieren: dies ist nach wie vor in- 
und ausländischen Konzernen vorbe- 
halten. 


Kaum verwunderlich ist denn auch, 
dass bereits in den ersten Jahen nach 
der Gründung Inhaber und Mitgesell- 
schafter der grössten Konzerne in die 
Aufsichtsgremien von OYAK gewählt 
wurden. Diese breits zu Beginn unüber- 
sehbare Verflechtung der OYAK mit 
Grosskonzernen — nur notdürftig be- 
gründet mit dem Gerede über „gegen- 
seitige Hilfe“ und „zusaetzliche soziale 
Sicherheit‘ — 


führte zunaechst bei den jüngeren Offi- 
zieren zu einer ablehnenden Haltung. 
Doch ihr eher verhaltener Protest ver- 
stummte schnell, als die Unbequeme- 
ren unter Ihnen mit einer geschickten 
Personalpolitik „reibungslos“ aus der 
Armee entfernt wurden und die Einbe- 
ziehung der Offiziersraenge in die 
OYAK-Vergünstigungen in rasantem 
Tempo vorangetrieben wurde. 


Der Spiegel vom 13. Oktober 1980: 
„zählten die meisten führenden Mili- 
tärs noch bis in die 50ʻer Jahre zur in- 
tellektruellen, reformfreudigen Elite 
des Landes, so sind sie heute eine hoch- 


Außerordentliche Versammlung der OYAK im August 1978: Heutiger Premierminister B. Ulusu (1. 
12. der berüchtigte Folter-General a.D. Ali Elverdi (letzte Reihe, Mitte, voller Begeisterung) 


priviligierte Kaste, neben Grossgrund- 
besitzern und Industriellen ein Stütz- 
pfeiler der Grossburgoisie. . . 


Die auf Empfehlung amerikanischer 
Berater gegründete Institution (OYAK) 
sollte die wirtschaftliche Lage der Offi- 
ziere verbessern, ihnen wohl aber auch 
Gei revolutionären Schneid abkau- 
en.“ 


„Militarisierung“ der 
Wirtschaft 


Das Gründungsjahr von OYAK, 1961 
markierte eine wichtige Etappe im 
Wirtschaftsleben des Landes. Mit einer 
Änderung des „Gesetzes über Steuer- 
abgaben‘“ wurde die Phase der „Hol- 
dinggesellschaften‘“ eingeleitet,. Die 
Änderungen im Steuergesetz eröffne- 
ten den grossen Konzernen neue, im- 
mense zusaetzliche Finanzierungsmög- 
lichkeiten: Die Steuerpflicht wurde bei 
entsprechender Umformung der Kon- 
zerne auf die Muttergesellschaft be- 
schraenkt, waehrend die an die Toch- 
ter- oder Beteiligungsgesellschaften ab- 
geführten Betraege solange steuerfrei 
blieben, bis sie als Gewinne an die 
Muttergesellschaft zurückfliessen. Da- 
mit können die steuerlichen Belastun- 
gen jahrelang hinausgezögert werden. 
Für die Holdingsgesellschaften hat dies 
den Vorteil, dass sie laufend „mit billi- 
gem Geld“ ihre Transaktionen finan- 
zieren können. Dieses einfache Schema 
führte zu einem „Holdingboom‘“, in 
dem OYAK dank der weitaus günstige- 
ren Ausgangsbedingungen —allem vor- 
an ihr Status als gemeinnützige Stif- 
tung — innerhalb einer Rekordzeit zu 
einer der größten Holdingsgesellschaf- 
ten des Landes heranwuchs. 


Bereits 1969 konnte OYAK gegenüber 
Investitionen in Höhe von 223 Mio. 
TL einen Gewinn von 126 Mio. TL 
aufweisen. Von den Beteiligungsantei- 


len, die insgesamt 2.543.261.000,— TL 
ausmachen, sind mehr als die Hälfte, 
nämlich 1.618.917.000,— TL in „Ge- 
meinschaftsunternehmen‘‘„mit Beteili- 
gung der internationalen Konzerne an- 
gelegt. 

Die finanziell verfügbare Masse von 
OYAK wird heute mit 20 Milliarden 
TL angegeben. Hatte OYAK 1961 nur 
58 hauptamtlich Beschäftigte, lag die 
Zahl der Angestellten 1976 schon bei 
1.000 und die Zahl der Lohnabhängi- 
gen in den Beteiligungsgesellschaften 
von OYAK bereits bei 17000 


Die von OYAK als erste in Angriff ge- 
nommenen „Armeemärkte‘“, in denen 
nur Armeeangehörige bzw. OYAK-Mit- 
glieder verbilligt einkaufen können, 
steigerten ihren Umsatz von 
14600000,—TL 1963 auf 289600000 ,— 
1975. Nach eigenen Angaben werden 
den in diesen Märkten über 14.000 ver- 
schiedene Artikel vertrieben. 


Aus einer Analyse der Zahlen- und 
Umsatzentwicklung dieser Maerkte 
geht auch hervor, dass die Zuwachsra- 
ten immer in den Jahren besonders 
hoch waren, in denen in mehreren Pro- 
vinzen des Landes Kriegsrecht ver- 
haengt wurde! Bezeichnend auch, dass 
die ersten Filialen von Gesellschaften 
aus der Türkei, die nach der Zypern-In- 
vasion auf dem besetzten Teil der Insel 
ihre Tätigkeit aufnahmen, Filialen der 
OYAK-Gesellschaften waren. 


„Vom Armeebasar“ 
zum Mischkonzern 


Heute verfügt OYAK über zahlreiche 
Beteiligungsgesellschaften, vor allem in 
den Industriebereichen wie Kraftfahr- 
zeug- und petrochemische Industrie. 
Die wichtigsten Schwerpunkte der 
OYAK--Beteiligungen sind (mit OYAK 
Anteil in v.H.): 


Reihe, Mitte) un 


Zementherstellung 3049% 
Nahrungsmittelindustrie 58,6% 
Petrochemische Industrie 3-10% 
Kraftfahrzeug-Industrie 77,26% 
Agrarpharma-Industrie 44,8% 
Versicherungswesen 66% 


OYAK-Anteile in den wichtigsten Fir- 
men der Kraftfahrzeug-Industrie be- 


tragen nach eigenen Angaben: 

OYAK-Renault (Bursa) 42% 
MAIS-Regie Renault (Istanbul) 99,9% 
TOE mit IHC (Istanbul) 86,9% 
MAT mit IHC (Istanbul) 77,26% 
Goodyear TAS 23% 


Allein diese Verflechtungen der OYAK 
in der auch für andere Bereiche bei- 
spielhaften Kraftfahrzeug-Industrie, 
zeigen, dass die Kalkulation der inter- 
nationalen Grosskonzerne in der Grün- 
dungsphase von OYAK mittlerweile 
voll aufgegangen sind: Einbeziehung 
von hohen Armeeoffizieren in die 
Errichtung einer äussert lukrativen 
„Montage-Industrie‘“‘, wobei die we- 
sentlichen Produktionsanlagen und 
-Einrichtungen von ihnen oder von 
ihren Tochtergesellschaften importiert 
wurden. Durch Beteiligung an diesen 
Firmen sicherten sich diese Konzrne 
darüber hinaus ihre Superprofite ab, 
mit der sie in kürzester Zeit ihre In- 
vestitionen als Transfer-Zahlungen zu- 
rückerhalten konnten. 


OYAK baut durch den immensen 
Markt, den die Armee und der Offi- 


zierskorps bieten, die Vormachtsstel- 
lung ständig aus. Denn die von ihr an- 
gebotenen Produkte werden auf diesen 
bereits erschlossenen Markt geworfen, 
in dem die Kaufentscheidung durch 
ausgetüftelte Methoden „erleichtert‘“ 
wird. Einerseits sind die Offiziere 
„Teilhaber“ von OYAK, andererseits 
werden ihnen von der Finanzierungs- 
gesellschaft der OYAK-Holding relativ 
günstigere Kredite angeboten, damit 
sie ein von OYAK angebotenes Pro- 
dukt (neuerdings auch ein Haus) kau- 
fen können. 


NATO-Generäle als 
Konzernbosse 


In den letzten Jahren wurde das Inves- 
titionsvolumen in die „Nationale 
Kriegsindustrie‘‘ immer weiter erhöht. 
Genaue Zahlen über diesen Bereich 
wurden bis heute nicht veröffentlicht. 
Auch die über die mit OYAK weitge- 
hend durch Personalunion eng verbun- 
denen „Förderstiftungen‘‘ für Landes-, 
Marine- und Luftstreitkraefte mit Mil- 
liardenetats wird Stillschweigen be- 
wahrt. 


Diese Verflechtung der NATO-Genera- 
lität mit dem macht die peinlichen 
Loblieder auf die Militärjunta in der 
Türkei verstaendlicher, wie sie in den 
letzten Wochen in eigenen Massenme- 
dien immer wieder zu finden sind. So 


schreibt Georg v. Huebbenet im Han- 
delsblatt vom 24.9.1980: 


„Man kann ohne Übertreibung davon 
ausgehen, das in der Türkei die hohen 
Militäre pflichtbewusste Staatsdiener 
des türkischen Volkes im Sinne der 
Vorstellungen des Staatsbegründers 
Kemal Atatürk geblieben sind.‘ 


Doch auch gröbste Verfälschungen, die 
im Auftrag des Grosskapitals in die 
Welt gesetzt werden, können nicht 
die Tatsache verschleiern, dass OYAK 
ein schlagender Beweis geworden ist — 
für eine vom Imperialismus angewandte 
Methode, in abhängigen Ländern die 
Streitkräfte zu korrumpieren. 


Die Beteiligung der höheren Offiziere 
an der monopolisitischen Ausbeutung 
war somit duch die eingeleitete Ver- 
zahnung der OYAK mit den Vertre- 
tern des in- und auslaendischen Gross- 
kapitals vollzogen. Mit diesem von den 
„US-Beratern‘“ entworfene Modell sol- 
lte auch die ökonomische Grundlage 
für die militaerisch-politisch-ideolo- 
gische Erziehung der Armeeangehöri- 
gen zur Loyalitaet gegenüber den herr- 
schenden Klassen geschaffen werden. 


Im nächsten Heft: 
OYAK-Bosse stellen die 
Hälfte der Junta-Minister! 


In der Führungsetage: 
Generäle und Bankiers 
Arm in Arm 


Laut Satzung, die in einem Sonder- 
gesetz zur Gründung von OYAK 
festgelegt wurde, hat OYAK eine 
Vertreterversammlung — zusammen- 
gesetzt aus Armeeangehörigen, die 
von dem Verteidigungsminister so- 
wie den Oberbefehlshabern der 
Streitkräfte ernannt werden. 20 
Mitglieder der 38-köpfigen General- 
versammlung werden wieder von 
dieser Vertreterversammlung ge- 
wählt! Zu weiteren Mitgliedern ge- 
hören u.a.: „‚Verteidigungsminister, 
Finanzminister, Generalstabschef, 
Oberbefehlshaber der Laändstreit- 
kräfte, der Marine und der Luft- 
waffe; Vorsitzende der Industrie- 
und Handelskammer, der Banken- 
vereinigung und der Börsenverei- 
nigung sowie drei weitere Persön- 
lichkeiten aus dem Privatsektor, die 
von dem Verteidigungsminister zu 
ernennen sind. 


(Sondergesetz zur Gründung von 
OYAK vom 1. März 1961, Gesetz 
Nr. 205, Paragraph 4, Absatz B, 
im folgenden: Sondergesetz) 


Im nächsten Absatz wird die Zu- 
sammensetzung des Vorstandes be- 
schrieben, der aus sieben Personen 
besteht. Drei von ihnen sind Offi- 
ziere; sie werden von einem „Wahl- 
ausschuß” aus einem Kreis von 
Kandidaten gewählt,. die ihrerseits 
vom Verteidigungsminister vorge- 
schlagen werden. Vier restliche, 
„zivile Vorstandsmitglieder wer- 
den aus „Experten in den Berei- 
chen Finanz, Justiz, Banken- und 
Versicherungswesen", und wieder- 
um von dem bereits erwähnten 
Wahlausschuß eingesetzt. Die Zu- 
sammensetzung des Wahlausschus- 
ses, der fast in jeder Hinsicht das 
Sagen hat und auch z.B, den Vor- 
standsvorsitzenden wählt; „Vertei- 
digungsminister, Finanzminister, 
Vorsitzender des Rechnungshofes, 
Vorsitzender des Revisionsaus- 
schusses, sowie Vorsitzende der 
Industriekammer- und Handels- 
kammerverbände und der Börsen- 
und Bankenvereinigungen.” (Son- 
dergesetz, Paragraph 4, Absatz C) 


Über den Aufsichtsrat heißt es im 
folgenden Absatz: „Der Aufsichts- 
rat besteht aus drei Personen. Eine 
von ihnen wird von der General- 


versammlung aus der Mitte der 
vom Verteidigungsminister vorzu- 
schlagenden fünf Kandidaten ge- 
wählt. Die dritte Person wählt der 
Vorstandsvorsitzende der Banken- 
vereinigung der Türkei” (Sonder- 
gesetz, Paragraph 4, Absatz D). 
Allein anhand dieser Aufzählung 
der Zusammensetzung der Verwal- 
tungsorgane von OYAK, die die 
Verflechtung mit den Industrie- 
und Finanzbossen gleich mehrfach 
absichert, dürften auch letzte Zwei- 
fel über die absolute Loyalität der 
herrschenden Junta-Generäle zum 
Großkapital ausgeräumt sein. 


Hinzuzufügen bleibt, daß für alle 
Armeeangehörigen die Mitglied- 
schaft in dieser finanziell und recht- 
lich autonomen, besonderen Rechts- 
formen unterworfenen OYAK” 
kraft des Sondergesetzes Pflicht ist. 
Selbst die Reserveoffiziere, die von 
keinen der zusätzlichen Vergünsti- 
gungen und zusätzlichen Sicher- 
heitsleistungen” der OYAK profi- 
tieren können, sind per Gesetz 
gezwungen, 5% ihres Soldes an 
OYAK zu spenden, während diese 
„Spendenquote” für Berufsoffiziere 
mit 10 % festgesetzt wurde * 


Im „Sanierungsprogramm“ des OECD 
die Militärdiktatur mit einkalkuliert 


Zum ökonomischen Hintergrund des Putsches 


Im März dieses Jahres, knapp 6 Wo- 
chen nach dem Bekanntwerden des 
„Sanierungsprogramms“ der Demirel- 
Regierung, schrieben wir in „Türkei- 
Informationen“: 


„Die Maßnahmen der Demirel-Regie- 
rung haben nicht nur die Arbeiter und 
die Angestellten, sondern auch Millio- 
nen der Mittelschichten unter das Exi- 
stenzminimum gedrückt. Kleine und 
mittlere Unternehmer werden in den 
Ruin getrieben. Die soziale Basis des 
Monopolkapitals und seiner Verbün- 
deten bröckelt ab +. . Die Gefahr einer 
offenen militär-faschistischen Dikta- 
tur ist äußerst akut.“ 


Leider haben die Ereignisse diese Vor- 
aussage bestätigt. Der folgende Beitrag 
versucht, die wirtschaftliche Entwick- 
lung in den letzten 8 Monaten zu skiz- 
zieren und somit einige der Faktoren 
zu beleuchten, die zu der gegenwärti- 
gen reaktionären Militärdiktatur ge- 
führt haben. 


Die Tatsache, daß das sogenannte „Sa- 
nierungsprogramm“ unserem Land 
unter dem Druck des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) aufgezwungen 
wurde, ist bekannt. IWF und OECD 
nutzten die faktische Zahlungsunfähig- 
keit der Türkei aus, um folgende Be- 
dingungen zu diktieren: 

1. Drastische Abwertung und Beseiti- 
gung jeglicher Kontrollen über das aus- 
ländische Kapital; 

2. Beschränkung der staatlichen Inve- 
stitionen, Einfrieren der Pläne zum 
Aufbau einer eigenen Schwerindustrie; 
3. Einfrieren der Masseneinkommen, 
insbesondere der Löhne; 

A. Starke Preiserhöhungen für Güter 
des Massenbedarfs sowie für wichtige 
Grundstoffe der Industrie; 

5, Einschränkung der wirtschaftlichen 
Beziehungen mit der UdSSR. 


Nachdem bereits die Ecevit-Regierung 
im Juni 1979 dem Druck des IWF 
nachgegeben und eine Abwertung so- 
wie weitreichende Preissteigerungen 
beschlossen und aufgrund dieser Poli- 
tik die Wahlen im Oktober 1979 ver- 
loren hatte, leitete die Demirel-Regie- 
rung am 25. Januar 1980 ihr „Pro- 
gramm zur Sanierung der Wirtschaft“ 
mit einer neuerlichen Abwertung um 
33% ein. Gleichzeitig wurden mit 
einem Schlag die Preise für praktisch 
alle Güter und Dienstleistungen ver- 
doppelt. Dieser Schritt reduzierte die 
Reallöhne, die seit 1977 mindestens 
um ein Drittel gesunken waren, noch 
einmal auf die Hälfte. Im selben Atem- 
zug wurde angekündigt, daß sämtliche 
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das ausländische Kapital aufgehoben 
worden sind. Demirel und die Groß- 
bourgeoisie, die hinter ihm stand, setz- 
ten alles auf eine Karte: Um die eige- 
nen Machtpositionen zu erhalten, soll- 
te die Türkei zum unbeschränkten 
Tummelplatz der internationalen Mo- 
nopole werden. 


OECD und IWF — 
Instrumente der 
Militaristen 


Das Vorgehen des IWF gegenüber der 
Türkei ist ein Paradebeispiel dafür, wie 
die Interessen der internationalen 
Monopole unter dem Vorwand der 
„Entwicklungshilfe‘“ (hier: „Türkei- 
Hilfe“) durchgesetzt werden. Offiziell 


treten solche Organisationen wie IWF 
und OECD mit dem Anspruch auf, 
„unabhängig“ zu sein und bei ihren 
Entscheidungen sich „allein an den 
wirtschaftlichen Sachzwängen zu 
orientieren“. Doch tatsächlich sind sie 
Zwischenglieder einer Kette, die das 
Ausscheren der rückständigen Länder 
aus dem Herrschaftsbereich der inter- 
nationalen Konzerne verhindern. Die- 
se eigentliche Funktion von IWF und 
OECD kommt z.B. in den folgenden 
Worten des bundesdeutschen NATO- 
Botschafter Dr. Rolf Friedemann 
Pauls zum Ausdruck: 


„Für diese gemeinsame Politik“ (ge- 
meint ist die Politik der NATO) müs- 
sen wir im wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Bereich die Instrumente, die 
uns zur Verfügung stehen — OECD, 


EWG, IWF — sinnvoll verwenden.“ 
(Rede bei der XVII. Internationalen 
Wehrkunde-Begegnung in München. 
In: Europäische Wehrkunde, Nr. 4, 
1980, S. 172) 


Damit gibt der Herr Botschafter unum- 
wunden zu, daß OECD, IWF und EWG 
Instrumente der NATO-Politik sind. 


Betrachen wir nun, wie diese Instru- 
mente in der Türkei eingesetzt wurden 
und was die Konsequenzen dieses Ein- 
satzes war. 


Am 1. Juli wurden im Rahmen des 
vom IWF diktierten „Sanierungspro- 
gramms“ die Zinssätze für Bankkredite 
und Guthaben, „freigelassen“. Die 
Freigabe dieser Zinssätze, die in der 
Türkei seit über 50 Jahren staatlich 
kontrolliert wurden, hat dazu geführt, 
daß sie sich innerhalb weniger Tage 
mehr als verdoppelten und einen effek- 
tiven Zinssatz von nahezu 50% erreich- 
ten. Diese Maßnahme der Regierung 
wurde ausdrücklich mit den Forderun- 
gen des IWF begründet. 


Die plötzliche Zinssteigerung hat die 
Unternehmer, die auf Bankkredite an- 
gewiesen sind, in eine äußerst schwere 
Lage gebracht. Lediglich die großen 
Monopolgruppen, die über eigene Ban- 
ken verfügen, begrüßten diesen Schritt 
als einen Beweis für die „ausgeprägte 
marktwirtschaftliche Orientierung der 
Regierung“. 


Bereits innerhalb weniger Wochen be- 
gannen die nicht-monopolistischen 
Unternehmer ihren zunächst hinter 
verschlossenen Türen vorgetragenen 
Unmut öffentlich zu bekunden. In den 
Unternehmerverbänden, die bis dahin 
die Demirel-Regierung einstimmig 
unterstützt hatten, kam es zu erbitter- 
ten Auseinandersetzungen. 


„Die Kleinen 
werden vernichtet“ 


Am 22.8.80 wurde auf einer Sitzung 
der Vollversammlung der Industrie- 
kammer von Istanbul, an der auch Tur- 
gut Özal teilnahm, das „Sanierungspro- 
gramm“ des IWF und der Demirel- 
Regierung heftig kritisiert. Ein Unter- 
nehmer sagte unter anderem: 


„Die letzten Maßnahmen führen dazu, 
daß die Großunternehmer noch größer 
werden und die Kleinen vernichtet 
werden. Die Inlandsnachfrage geht zu- 
rück und die Produktion nimmt ab ... 
Parallel zur Drosselung in der Wirt- 
schaft tendieren auch die Betriebe zu 
Entlassungen . . . Fabriken werden 
stillgelegt und es zeichnet sich eine 
Hinwendung zu Handwerksbetrieben 
ab“. 


Ein anderer Unternehmer kritisierte 
die Geld- und Zinspolitik: „Die Kar- 
tellbildung der Banken wurde tole- 
riert. Die Tatsache, daß viele Banken 
von jeweils einer einzigen Familie kon- 
trolliert werden, wird absichtlich igno- 
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Zahl der protestierten Wechsel in den Jah- 
ren 1968-79. Die starke Zunahme seit 1976 
spiegelt den Ruin der kleinen und mittleren 
Unternehmer unter dem Druck des Mono- 
polkapitals wider (Quelle: Iktisadi Rapor 
1979, Türkiye Odalar Birligi). 


tiert. Die privaten Banken dürfen die 
Kreditmöglichkeiten der Zentralbank 
unbeschränkt in Anspruch nehmen. Es 
werden keine neuen Banken zugelas- 
sen. Auf diese Weise sahnen die bereits 
bestehenden Banken ab. Die Wertpa- 
pierhändler werden gesetzlich abge- 
sichert. Zusammen mit den letzten 
Maßnahmen bedeutet dieses System 
den Tod der mittleren und kleineren 
Unternehmer.‘ (Milliyet, 23.8.80) 


Diese Äußerungen einzelner Unterneh- 
mer auf der Vollversammlung der 
Industriekammer von Istanbul bestä- 
tigen unsere Einschätzung des soge- 
nannten „Sanierungsprogramms“: 
Unter der Losung „Es lebe die freie 
Marktwirtschaft!“ werden die staat- 
lichen Eingriffe beseitigt, die bisher die 
mittleren und kleineren Unternehmer 
vor der Übermacht der in- und aus- 
ländischen Monopole geschützt haben. 
Auf diese Weise wird, wie der Wirt- 
schaftskommentator der rechtslibera- 
len „Milliyet“ Tuncay Artun am 
3.7.80 schrieb, im Endergebnis die 
staatliche Kontrolle durch die Kon- 
trolle von 3-5 Großbanken ersetzt. Die 
Abschaffung des Systems der staat- 
lichen Regulierung führt nicht etwa zu 


einem System der „freien Konkur- 


renz“, wie uns die Bilderbuch-Ökono- 
men von Handelsblatt und Capital 
weismachen wollen, sondern unmittel- 
bar zur Herrschaft einiger großer Mo- 
nopolgruppen, die alle eng mit inter- 
nationalen Konzernen liiert sind. 


Abwertungen erhöhen 
den Schuldenberg 


Die Istanbuler -Industriellen waren 
nicht die einzigen, deren Existenz 
durch die von IWF angeordneten und 
der Demirel-Regierung durchgeführten 


Roßkur bedroht wurde. Auch die mit- 
telständischen Industriebetriebe in 
Anatolien, die insbesondere in den 
letzten zehn Jahren entstanden sind, 
stehen nach eigenen Angaben wegen 
der ständigen Abwertungen der türki- 
schen Währung unmittelbar vor dem 
Bankrott. 


Bekanntlich sind die fortlaufenden Ab- 
wertungen, die der IWF als eine der 
wichtigsten Bedingungen für neue 
Kredite bezeichnet, ein wesentliches 
Element des „Sanierungsprogramms“. 
Begründet werden sie mit der Behaup- 
tung, daß die Abwertung angeblich die 
beste Medizin gegen die chronischen 
e rei zeg. (d.h. Handelsbilanz- 
defizite) sei. Die Tatsache, daß die Im- 
portüberschüsse seit Jahrzehnten trotz 
drastischer Abwertungen ständig zuge- 
nommen haben, kümmert die Sprach- 
rohre des IFW wenig. Denn das eigent- 
liche Ziel der Verfechter dieser Poli- 
tik ist die weitere Öffnung der türki- 
schen Wirtschaft für das ausländische 
Kapital. Die Abwertung der Landes- 
währung soll den Ausverkauf an die 
multinationalen Konzerne vorantrei- 
ben und den ohnehin schweren Stand 
des nationalen Kapitals gegenüber den 
in- und ausländischen Monopolen end- 
gültig unterminieren. Wie dies erfolgt, 
möchten wir kurz schildern, wobei wir 
uns auf die Angaben der Industriekam- 
mer von Exkisehir (ein wichtiges mit- 
telanatolisches Industriezentrum) stüt- 
zen. 


Entwicklungshilfe als 
Instrument der Militaristen 


Da in der Türkei die Produktion von 
Maschinen und Anlagen noch in Kin- 
derschuhen steckt, erfordern alle grös- 
seren Investitionen (insbesondere in 
der Industrie) beträchtliche Devisen- 
summen. Die großen Monopole sind 
durch ihre Internationalen Verbindun- 
gen in der Lage, die benötigten Devi- 
senkredite auf eigene Faust und zu 
günstigen Bedingungen zu beschaffen. 
Die mittleren und kleineren Firmen 
jedoch können die notwendigen Devi- 
senkredite nur über eine Spezialbank 
in Istanbul erhalten. Diese Bank (die 
Bank für Industrie und Entwicklung) 
wird von den in- und ausländischen 
Großbanken kontrolliert, arbeitet eng 
mit AID (die US-amerikanische 
„Agency for International Develop- 
ment“, deren Beziehungen zum CIA 
seit Jahren bekannt sind) zusammen 
und fungiert als zentrale Verteilungs- 
stelle aller Devisenkredite, die unter 
der Bezeichnung „westliche Entwik- 
klungshilfe‘“ in die Türkei fließen. 


Doch in den Kreditverträgen gibt es 
eine Klausel, wonach die Höhe der 
Schulden nach dem jeweils geltenden 
Devisenkurs berechnet wird. Das heißt, 
die Schulden (gemessen in türkischer 
Währung) nehmen bei jeder Abwer- 
tung proportional zum steigenden De- 15 


visenpreis zu! Aufgrund dieser Rege- 
lung haben sich die Verbindlichkei- 
ten vieler Firmen gegenüber dieser 
Bank 3-4fach erhöht, obwohl sie seit 
Jahren die fälligen Tilgungen und Zin- 
sen bezahlt haben! Insbesondere die 
drastische Abwertung am 25.1.80 hat 
200 anatolische Unternehmen prak- 
tisch zahlungsunfähig gemacht. Denn 
das Äquivalent ihrer Schulden in türki- 
scher Währung hat sich mit einem 
Schlag mehrfach erhöht, so daß eine 
Tilgung nicht mehr möglich ist. 


So hat man mit Hilfe sogenannter Ent- 
wicklungshilfe und den anschließend 
erzwungenen Abwertungen diese 
Unternehmer vor die Wahl gestellt: 
Entweder müssen sie pleite machen, 
oder aber müssen sie sich ihren Gläu- 
bigern (d.h. dem ausländischen Kapi- 
tal, vertreten durch die genannte Spe- 
zialbank) bedingungslos unterwerfen. 


Die politischen Konsequenzen dieser 
Situation liegen auf der Hand: Die 
Demirel-Regierung geriet weiter in die 
Isolation und anti-monopolistische 
Tendenzen fanden eine weitere Ver- 
breitung. Diese Tatsache stellt selbst 
die Frankfurter Allgemeine fest. Bei 
einem Versuch, „die wirtschaftliche 
Misere in der Türkei“ im Sinne des 
Großkapitals zu deuten, berichtet sie 
von dem „unverhohlenen Haß auf aus- 
ländische Investoren und Bestrebungen 
selbst der Behörden, sie auf alle er- 
denkliche Weise zu schröpfen . . — 
(FAZ vom 13.9.1980). 


Natürlich macht die FAZ keine Anstal- 
ten, die Ursachen dieses Hasses zu 
untersuchen oder gar zu erklären. Sie 
faselt von der „tiefsitzenden Abnei- 
gung Asiens gegenüber der europä- 


ischen Überfremdung“ (R. Held am 
13.9.80) und beklagt — man höre und 
staune — den „Konservatismus“ der 
anatolischen Bevölkerung. Ausgerech- 
net die FAZ! Offenbar sind diese Her- 
ren so sehr auf die Interessen des 
einer op: fixiert, daß sie die ver- 
heerenden Folgen des Eindringens von 
ausländischem Kapital für die Masse 
der Bevölkerung in der Türkei über- 
haupt nicht mehr wahrnehmen kön- 
nen. Auf jeden Fall soll den Lesern 
weisgemacht werden, daß der Wider- 
stand gegen den Ausverkauf der natio- 
nalen Monopole nur das Ergebnis 
„kommunistischer Hetze“ oder Ara. 
tionaler asiatischer Emotionen“ sein 
kann. 


Verheerende Folgen hatte und hat das 
„Sanierungsprogramm“ für die Lebens- 
bedingungen der Arbeiter und Ange- 
stellten sowie aller anderen Schichten 
mit niedrigem Einkommen, wie z.B. 
die städtischen Kleinproduzenten und 
die Intelligenz. Nicht ohne Grund wur- 
de und wird es vom Volk als Hunger. 
programm“ bezeichnet. 


Verheerende Folgen 
für die Werktätigen 


Wir erwähnten bereits den Effekt der 
Preiserhöhungen am 25. Januar dieses 
Jahres. Doch diese Preiserhöhungen 
bildeten nur den Anfang. Die gleich- 
zeitig beschlossene Abwertung um 
33% heizte die Inflationsrate, die 
ohnehin schon jährlich 100% erreicht 
hatte, weiter an. Denn fast alle Erzeug- 
nisse (einschließlich der landwirtschaft- 
lichen) sind in der Türkei auf die eine 


Die Entwicklung der Reallöhne im privaten 
Sektor in den letzen 20 Jahren (die Angaben 
für 1980 sind lediglich eine grobe Schätzung), 
berechnet nach offiziellen Statistiken (ver- 
öffentlicht von SSK und DIE). Diese offi- 
ziellen Statistiken spiegeln die Inflationsrate 
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enormen Mietsteigerungen im Verbraucher- 
index nicht berücksichtigt. Trotzdem kann 
man erkennen, daß die Reallöhne seit 1976 
weit unterhalb des Niveaus von 1960 gefal- 
len sind. Deutlich sichtbar ist auch die Ab- 
nahme der Reallöhne nach der Intervention 
der Armee im Jahre 1971. 


oder andere Weise von importierten 
Vorprodukten abhängig, die mit jeder 
Abwertung teurer werden. 


Das Ergebnis: Im Oktober (also nach 
dem Putsch) stellte der rechts-stehen- 
de Gewerkschaftsdachverband TÜRK- 
IS, dessen fortschrittliche Mitgliedsge- 
werkschaften verboten worden sind, in 
einer Untersuchung fest, daß die Ver- 
braucherpreise zwischen März 1979 
und Juni 1980 in den elf wichtigsten 
Städten um 174,8% gestiegen sind 
(Cumhuriyet, 24.10.80). 


Was das für die Lebensbedingungen der 
Lohn- und Gehaltsempfänger bedeu- 
tet, wollen wir mit einigen Zahlen ver- 
deutlichen. Der gesetzliche Mindest- 
lohn beträgt heute in der Türkei 5400 
türkische Lira (TL) brutto. Nach Ab- 
zug der Steuern erhält ein verhei- 
rateter Arbeiter mit zwei Kindern 
monatlich netto 3200 türkische Lira. 
Demgegenüber kostet ein kg Fleisch 
400-500, ein kg Margarine 110, ein kg 
Reis 110-120 und die Miete für eine 
armselige „Mietwohnung“ mindestens 
3000 türkische Lira. 


Oder, anders ausgedrückt: Die 3200 
türkische Lira pro Monat reichen nicht 
einmal dazu, 20 kg Reis zu kaufen. 
Das heißt, wenn der Arbeiter seine 
Familie nur mit Reis ernähren wollte 
und sonst keinerlei Ausgaben hätte, 
selbst dann würde dieses Einkommen 
nicht reichen. Es sei betont, daß Mil- 
lionen von Beschäftigten insbesondere 
in der Land- und Forstwirtschaft, in 
der Textilindustrie, in der Bekleidungs- 
industrie lediglich diesen Mindestlohn 
erhalten. 


Ein Metallarbeiter in einem Großbe- 
trieb, der in der kämpferischen Metall- 
arbeitergewerkschaft Maden-Is organi- 
siert ist, verdiente im Februar 1980 
9026 türkische Lira netto. Stellt man 
in Rechnung, daß in der Türkei Arbei- 
terfamilien im Durchschnitt 3-4 Kin- 
der haben, sieht man sofort, daß mit 
diesem Einkommen nicht einmal die 
notwendigsten Ausgaben bestritten 
werden können. 


v 


Widerstand gegen 
das „Hungerprogramm“ 


Unter diesen Umständen ist es nicht 
verwunderlich, daß parallel mit der 
Verwirklichung dieses „Hungerpro- 
gramms“ die Opposition gegen die 
Demirel-Regierung trotz Terror und 
Kriegsrecht von Tag zu Tag stärker 
wurde. Diese Tatsache manifestierte 
sich z.B. Ende Juli in dem landeswei- 
ten Generalstreik als” Ausdruck des 
Protests gegen die Ermordung des an- 
gesehenen Gewerkschaftsführers 
Kemal Türkler (siehe Türkei-Informa- 
tionen von September/Oktober 1980), 
an dem über eine Million Arbeiter und 
Angestellte teilnahmen. Auch das Miß- 
trauensvotum, mit dem der Außen- 
minister der Demirel-Regierung ge- 
stürzt wurde, muß im Zusammenhang 


mit der wachsenden Isolierung der 
Demirel-Regierung selbst von den eige- 
nen Wählern gesehen werden. 


Diktatur im Dienste 
der Monopole 


Der Putsch der reaktionären Generäle 
erfolgte als Antwort auf diese Situa- 
tion, wo der wachsende Widerstand 
der Bevölkerung die Fortsetzung der 
Herrschaft von in- und ausländischen 
Monopolen mit parlamentarischen Mit- 
teln nicht mehr erlaubte. Das heißt, 
der Putsch richtete sich nicht so sehr 
gegen die Demirel-Regierung, sondern 
gegen die Opposition. Diese Tatsache 
wird auch von den Befürwortern des 
Putsches in der Bundesrepublik zuge- 
geben. So schrieb „die Welt“ unter der 
irreführenden Überschrift „Diktatoren 
wider Willen“ am 13.9.80: 


„Es ist kein Zufall, daß die ranghöch- 

‚sten Offiziere ausgerechnet jetzt ein- 
gegriffen haben. Die Ereignisse der 
letzten Tage haben das Faß zum Über- 
laufen gebracht. Fanatische Politiker 
brachten den Außenminister Erkmen 
zum Sturz und stellten hiermit die pro- 
westliche Politik der Minderheitsregie- 
rung Demirel in Frage. Der nächste 
Schritt wäre der Sturz Demirels gewe- 
sen — das hatten der Sozialdemokrat 
Ecevit und der Islamist Erbakan be- 
reits angekündigt.‘ 


Die Fortsetzung der Politik der ge- 
stürzten Regierung unter Ausschaltung 
jeglicher Opposition kommt auch in 
der Ernennung von Turgut Özal zum 
stellvertretenden Ministerpräsidenten 
zum Ausdruck. Wie der britische 
„Guardian“ am 22.9.80 berichtet, ver- 
fügt er über „unbeschränkte Kontrolle 
bezüglich der Wirtschaftspolitik“. Die 
gleiche Zeitung weist darauf hin, daß 
alle anderen Mitglieder der Junta-Re- 
gierung sich verpflichten mußten, kei- 
nerlei Einwände gegen die wirtschaft- 
lichen Maßnahmen von Turgut Özal 
geltend zu machen. 


Auch das 
Sanierungsprogramm 
bietet keinen Ausweg 


Das Handelsblatt schreibt dazu am 
29.9.80: „Der stellvertretende Minister- 
präsident in dem zivilen (!) Kabinett 
der Militärregierung, Turgut Özal, be- 
kräftigte indessen auf dem Weg zum 
Jahrestreffen der Weltbank und des 
Internationalen Währungsfonds in New 
York, daß der wirtschaftspolitische 
Kurs des gestürzten Regierungschefs 
Süleyman Demirel fortgesetzt werden 
solle. Özal, bis zum Putsch am 12. Sep- 
tember Staatssekretär, gilt als ‚Archi- 
tekt‘ der von Demirel eingeleiteten 
wirtschaftlichen Gesundungspoli- 
tik (!).“ 

Wie sind die Erfolgsaussichten dieser 
Politik? Kann man erwarten, daß die- 
ses „Hungerpr “ zu einer Lö- 
sung der wirtschaftlichen Probleme 


führt, wenn auch zu einer solchen im 
Interesse der Monopole? Können die 
IWF Strategen und die Putschisten da- 
mit rechnen, daß nach einer Durst- 
strecke von 2-3 Jahren die gegenwär- 
tige wirtschaftliche Krise überwunden 
wird und die „Stabilisierung der Türkei 
als die wichtigste Bastion der NATO 
im Nahen Osten“ gelingt? Die Antwort 
lautet klipp und klar: Nein. 


Eine eingehende Begründung dieser 
Prognose wollen wir in unseren näch- 
sten Heften versuchen. Bis dahin müs- 
sen wir uns mit einigen wenigen Hin- 
weisen begnügen. 


Trotz Milliarden- „Hilfe“ 
keine Perspektive 


Schauen wir uns die offiziellen Stati- 
stiken an. Die wichtigste einzelne Maß- 
nahme des um den Preis eines Militär- 
putsches eingeleiteten Sanierungspro- 
gramms war die drastische Abwertung 
im Januar 1980, die angeblich zur Be- 
seitigung der Importüberschüsse dienen 
sollte. Die kürzlich publizierten Daten 
über die Entwicklung des Außenhan- 
dels in den ersten 8 Monaten von 1980 
beweisen, daß genau das Gegenteil ein- 
getreten ist: Die Importüberschüsse 
haben nicht abgenommen, sie sind, im 
Vergleich mit der gleichen Periode des 
Vorjahres um mehr als 35% gestiegen! 
(Is Bülteni, 1980 Temmuz-Agustos, 
S. 30) Mit anderen Worten: Die Pu- 
tschisten werden auch in den nächsten 
Jahren mehrere Milliarden Dollar „Hil- 
fe“ benötigen, um das Notwendigste 
einführen zu können. 


Die Produktion fast aller Industrie- 
produkte ist 1980 erheblich zurückge- 
gangen. Nach einer im Oktober vorge- 
nommenen Schätzung des Staatlichen 
Instituts für Statistik in Ankara wird 
das Bruttosozialprodukt der Türkei in 
diesem Jahr (zum ersten Mal seit 1954) 
abnehmen, und zwar um 2,2%. Wenn 
man noch das jährliche Bevölkerungs- 
wachstum von 2,5% in Rechnung 
stellt, kann man erkennen, daß die 
Prokopfeinkommen spürbar fallen wer- 
den. 


Es gibt Anzeichen dafür, daß im enge- 
ren Kreis auch die Putschisten ihre 
trostlose Lage zugeben. So erklärte der 
oberste Wirtschaftsboss der Junta, Tur- 
gut Özal, in einer Ansprache vor der 
Staatlichen Planungsorganisation in 
Ankara anläßlich des 20. Gründungs- 
tags dieser Organisation, daß „min- 
destens 4 bis 5 Jahre vergehen müssen, 
bis die Auswirkungen seiner Maßnah- 
men sichtbar werden.“ (Middle East 
Economic Digest, 26.9.80, S. 43) 


Entsprechend schlecht sind die Chan- 
cen für die Lösung der immensen sozi- 
alen Probleme und für eine politische 
Stabilisierung des Regimes. 


Mandel übersetzt 
7, Jahre 
Zuchthaus 


Sadi Ozansu, der 1977 ein Buch 
von Ernest Mandel (‚Einführung in 
den Marxismus”) ins Türkische 
übersetzt hatte, wurde jetzt von 
dem Militärgericht in Istanbul we- 
gen dieser Übersetzung zu 7,5 Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Das Gericht 
sah es als erwiesen an, daß S. Ozan- 
su mit diesem Buch „kommunisti- 
sche Propaganda” ($ 142 des türki- 
schen Strafgesetzbuches) betrieben 
hat. (Milliyet, 16.10.80) 


Kinder 
und Frauen 
als Geisel 


Bereits wenige Stunden nach dem 
Staatsstreich forderten die Putschi- 
sten tausende von Gewerkschafts- 
funktionären und Vertrauensleu- 
ten auf, sich den „Sicherheitskräf- 
ten” zu stellen. Es setzte eine breite 
Verhaftungswelle ein. Bei ihren 
Razzien nehmen die Polizisten an- 
stelle derjenigen, die sie nicht fin- 
den können, oft deren Familienan- 
gehörige als Geisel mit. 


— In Istanbul wurde an Stelle eines 
gewerkschaftlichen Vertrauens- 
mannes der Glasfabrik von Pasa- 
bahce dessen zwei Monate altes 
Kind verschleppt, das dann im 
Gefängnis erkrankte und starb. 


— Nach mündlichen Berichten aus 
Istanbul hat die Polizei an Stelle 
des Vorsitzenden von Maden-Is, 
Mehmet Karaca, den sie nicht 
finden konnte, dessen Frau fest- 
genommen. 


Pershing Il 


Der WDR meldete am 14.10.1980: 


Militärexperten in London sprachen 
von der Notwendigkeit, die türki- 
schen Streitkräfte mit nuklearen 
Waffen auszurüsten. Erwogen wird 
die Stationierung von Pershing |l- 
Mittelstreckenraketen; außerdem ist 
eine Ausrüstung der Türkei mit 
britischen U-Boot-Raketen mit ato- 
maren Sprengköpfen im Gespräch. 


Interview 


Klaus Thüsing: 


Ereignisse bestätigen unsere Befürchtungen 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Herr 
Thüsing, zunächst herzlichen Glück- 
wunsch zu Ihrer Wiederwahl; haben 
sich die Arbeitsbedingungen des fort- 
schrittlichen Flügels der SPD-Bundes- 
tagsfraktion mit der Wahl verbessert? 


Klaus Thüsing — Die Bedingungen und 
Arbeitsbedingungen des linken Flügels 
der SPD-Bundestagsfraktion haben 
sich insofern verbessert, als wir erstens 
Konsequenzen aus den Erfahrungen 
der letzten Jahre gezogen haben und 
unsere Arbeit besser organisieren wer- 
den, auch durch eine neue Struktur 
unserer Mitarbeiter; zum zweiten gibt 
es einige neue linke Abgeordnete, 
auf die wir Hoffnungen setzen. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Sie 
gehören zu denjenigen, die vor den 
Folgen der „Türkei-Hilfe“ auch im 
Parlament gewarnt haben. Wie beurtei- 
len Sie nun diese „Hilfe“ rückblickend? 


Klaus Thüsing — Unsere grundsätzliche 
Skepsis gegenüber der sogenannten 
Türkei-Hilfe der Bundesrepublik hat 
sich durch den Militärputsch nach- 
drücklich bestätigt. Faktisch gibt jetzt 
die Türkei-Hilfe den Militärs die wirt- 
schaftliche und auch militärisch-macht- 
politische Basis, um regieren zu kön- 
nen. So hat sich die Absicht der Tür- 
kei-Hilfe, wie sie offiziell proklamiert 
wurde, nämlich als Beitrag zur Stabili- 
sierung der Demokratie in der Türkei, 
in ihr genaues Gegenteil verwandelt. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Es 
liegt auf der Hand, daß die Junta auch 
den Druck auf die Demokraten im 
Ausland zu verstärken versuchen wird. 
Sehen Sie da konkrete Solidarisierungs- 
möglichkeiten? 

Klaus Thüsing — Den neuen Machtha- 
bern in der Türkei wird die politische 
Betätigung der türkischen Kollegen in 
der Bundesrepublik nicht gleichgültig 
sein. Demokratische Türken werden 
stärkeren Repressionen und Diskrimi- 
nierungen ausgesetzt sein. Hier gilt es, 
deutlich zu machen, daß wir an der 
Seite der demokratischen türkischen 
Kollegen stehen, ihnen bei ihren viel- 
fältigen praktischen Problemen — vor 
allem sozialer Art — helfen und ihnen 
deutlich machen, daß sie solange sie es 
wollen hier in der Bundesrepublik 
leben und arbeiten können, also keine 
Furcht vor den neuen Machthabern zu 
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KLAUS THÜSING, SPD-Bundestags- 
abgeordneter im Wahlkreis Paderborn, 
ist in den letzten Jahren vor allem durch 
sein Engagement in der Friedensbewe- 
gung, gegen die Berufsverbote und neo- 
faschistischen Tendenzen (‚Graue Wöl- 
fe‘) sowie als Vorstandsmitglied der 
Freundesgesellschaft BRD-Kuba als 
engagierter Demokrat hervorgetreten. 
1940 in Balve (Sauerland) geboren, 
studierte er nach Ableistung seines 
Wehrdienstes zunächst Pädagogik an 
der PH Erlangen; danach Sozialwissen- 
schaften und Geschichte an den Uni- 
versitäten Erlangen, Konstanz und Jeru- 
salem. Nach seinem Diplomexamen ar- 
beitete er als wissenschaftlicher Mitar- 
beiter der PH Duisburg und Paderborn. 
Mitglied der CDU bis 1969, ist er 1971 
in die SPD eingetreten und wurde Mit- 
glied der Arbeitsgemeinschaft für Bil- 
dungspolitik der SPD-NRW sowie Mit- 
glied in der Kommission für Bildungs- 
politik beim SPD-Parteivorstand. Mit- 
glied der GEW, der Arbeiterwohlfahrt. 


Seit dem 9.5.1977 im Bundestag, wur- 
de er über die Landesliste NRW erneut 
in den Bundestag gewählt. Das Ge- 
spräch wurde Ende Oktober in Bonn 
geführt. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Dies 
hätte zur Folge, daß die Ausländerpo- 
litik, auch gegenüber Kollegen aus der 
Türkei, andere Formen und Inhalte 
annehmen müßte. 


Klaus Thüsing — Die bisherigen gesetz- 
lichen Grundlagen und auch die finan- 
ziellen Mittel für soziale Integration 
der türkischen Arbeitnehmer, ihrer 
Kinder und ihrer Familien in der Bun- 
desrepublik reichen nicht aus. Insbe- 
sondere muß, um das Leben der tür- 
kischen Mitbürger in der Bundesrepu- 
blik langfristig zu sichern, das schuli- 
sche und Berufsbildungsangebot für 
türkische Jugendliche entscheidend 
verbessert werden und die unerträgli- 
che Wohnsituation vieler Türken in der 
Bundesrepublik beseitigt werden. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Wel- 
che Möglichkeiten hat die Bundesrepu- 
blik auf die Militärdiktatur zu reagie- 
ren, zumal die Junta auf die Unterstüt- 
zung durch die Bundesrepublik beson- 
ders angewiesen ist? 


Klaus Thüsing — Die Reaktion der 
Bundesrepublik müßte in dem beste- 
hen, was auch schon bei der Verab- 
schiedung der sogenannten Türkei- 
Hilfe gefordert wurde: Hilfen, also 
wirtschaftliche Hilfen, sollten nur für 
konkreten demokratischen Fortschritt 
gewährt werden. Es ist unerträglich, 
daß wir den türkischen Militärs durch 
pauschale Zahlungen dabei helfen, ih- 
ren Haushalt zu sanieren. > 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Sie 
haben bei verschiedenen Anlässen For- 
derungen nach Freilassung politischer 
Gefangenen in der Türkei, freier ge- 
werkschaftlicher Betätigung und Been- 
digung der Folterungen gestellt. Was 
sagen Sie angesichts der systemati- 
schen Unterdrückung des kurdischen 
Volkes? 


Klaus Thüsing — Eine der erwähnten 
Forderungen müßte auch sein, daß die 
Repressionen gegenüber dem kurdi- 
schen Volk beendet werden. Die kur- 
dische Frage sollte auch vor den euro- 
päischen Gremien und vor den UNO- 
Gremien behandelt werden, um die 
langwährende Unterdrückung des kur- 
dischen Volkes in Türkei-Kurdistan zu 
beenden. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Die 
Kollegen aus der Türkei sind in beson- 


derem Maße beunruhigt über die Um- 
triebe der „Grauen Wölfe“. Gibt es — 
aufgrund der letzten konkreten Bewei- 
se über die Anwesenheit von MHP-Mör- 
dern in der Bundesrepublik — eine 
Wende in der bisherigen Duldungspo- 
litik gegenüber türkischen Faschisten? 


Klaus Thüsing — Bisher gibt es keine 
konkreten Hinweise darauf, daß die 
Duldungspolitik gegenüber türkischen 
Faschisten in der Bundesrepublik be- 
endet würde. Im Gegeniteil hat es be- 
denkliche Persilscheine, beispielsweise 
vom niedersächsischen Verfassungs- 
schutz, für die „Grauen Wölfe“ gege- 
ben. Die demokratischen Kräfte in der 
Bundesrepublik und auch die Linke 
innerhalb der SPD-Bundestagsfraktion 
werden aber nicht ruhen, bis diese Dul- 
dungspolitik beendet wird und ein 
Verbot der ‚Grauen Wölfe“, ihrer 
Tarnorganisationen und Tarninstitutio- 
nen ausgesprochen wird. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Vor 
allem die letzte Bundestagswahl hat 
den rechtsradikalen, neofaschistischen 
Kräften einen Auftrieb gegeben. Was 
war, Ihrer Meinung nach, die Ursache 
für diese Entwicklung? 


Klaus Thüsing — Es ist eine geschicht- 
lich bekannte Tatsache, daß gerade in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten Sün- 
denböcke für Schwierigkeiten und 
Probleme gesucht werden. Eine unter- 
drückte und diskriminierte Gruppe wie 
die türkischen Bürger in der Bundesre- 
publik eignet sich besonders gut als 
Sündenbock und angebliche Ursache 
allen Übels. Während die wahren Ur- 
sachen für wirtschaftliche Schwierig- 
keiten bewußt verschwiegen werden, 
nutzen rechte Kräfte vorhandene Res- 
sentiments, Vorurteile, und auch Un- 
aufgeklärtheit in der Bevölkerung, um 
Ausländerhaß zu schüren und ihre 
politischen Ziele durch Gewinnung 
einer Massenbasis voranzubringen. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Und 
wie könnte dieser offensichtlich nicht 
mehr latenten Ausländerfeindlichkeit 
begegnet werden? 


Klaus Thüsing — Nur eine bessere 
Ausländerpolitik in der Bundesrepu- 
blik kann den rechten Kräften die 
Basis für ihre ausländerfeindliche Agi- 
tation entziehen. Ich erinnere noch 
einmal an die Verbesserung der sozia- 
len und schulischen Situation der 
Türken und anderer Ausländergruppen 
in der Bundesrepublik. Zu fordem ist 
auch politische Teilhabe der auslän- 
dischen Mitbürger — mindestens im 
Rahmen eines kommunalen Wahl- 
rechts sowie erweiterte Möglichkeiten, 
die deutsche Staatsbürgerschaft zu er- 
langen. Daneben ist die Bemühung um 
unablässige Aufklärung und Informa- 
tion der Bevölkerung unerläßlich. 


TÜRKEI-INFORMATIONEN — Herr 
Thüsing, wir danken Ihnen für dieses 
Gespräch. 


III 


"Solidarität mit den 
Demokraten der Türkei” 


Pressekonferenz in Bonn: M. Höhn, K.-H. Stommerl, K, Thüsing (v.l.n.r.) 


Eine bundesweite Initiative „Solida- 
rität mit den Demokraten der Türkei“, 
in der Betriebsrat Peter Heinrich, 
Pfarrer Michael Höhn, Prof. Dr. Klaus 
Liebe-Harkort, Betriebsratsvorsitzen- 
der Karl-Heinz Stommel und Bundes- 
tagsabgeordneter Klaus Thüsing zu- 
sammenarbeiten, hat auf einer Presse- 
konferenz am 12. November 1980 in 
Bonn einen Aufruf vorgelegt, indem 
Sorgen über die Entwicklung in der 
Türkei, aber auch „aus Sorge über die 
Lage unserer Mitbürger aus diesem 
Land“ an alle demokratischen Organi- 
sationen und Persönlichkeiten in der 
Bundesrepublik appelliert wird, „selbst 
für die Solidarität mit den Demokraten 
aus der Türkei aktiv zu werden.“ 


In dem Aufruf, dessen Wortlaut wir in 
diesem Heft veröffentlichen, wird dar- 
auf hingewiesen, daß die Verfolgung 
der Demokraten in der Türkei seit dem 
Militärputsch dramatisch verschärft 
worden ist. 


Auf der Pressekonferenz teilten die 
Initiatoren mit, daß als weitere Aktivi- 
täten erwogen werde, eine Delegation 
in die Türkei zu schicken; Mitte De- 
zember soll eine Solidaritätskonferenz 


durchgeführt werden; für Ende Januar 
sei ein zentrale Demonstration vorge- 
sehen. 


Die Initiatoren setzten sich ausdrück- 
lich für die sofortige Aufhebung aller 
antidemokratischen Maßnahmen in der 
Türkei ein und appellierten an die Bun- 
desregierung, jegliche wirtschaftliche 
und militärische Leistung an die Junta 
sofort einzustellen. Auf der Pressekon- 
ferenz gefordert wurde u.a. sofortige 
Aufklärung über die in der Bundesre- 
publik untergetauchten „Grauen Wöl- 
fe“ — unter ihnen mehrere bereits 
rechtskräftig verurteilte und steckbrief- 
lich gesuchten Mörder —, deren Auf- 
enthaltsorte in den letzten Tagen auch 
in der türkischsprachigen Presse be- 
kanntgegeben wurden. 


Die Initiative, der sich in der Zwischen- 
zeit eine Reihe weiterer Persönlichkei- 
ten aus der demokratischen Öffentlich- 
keit angeschlossen haben, ist auch an 
alle demokratischen Organisationen 
der Arbeiter aus der Türkei in der 
Bundesrepublik herangetreten, um mit 
ihnen die Möglichkeiten einer engeren 
Zusammenarbeit zu erörtern. 


Zu den Erstunterzeichnern gehören u.a.: 


Die Bundestagsabgeordneten E. Mei- 
nicke und W.-M. Catenhusen; 


die Betriebsräte H. Lukrawka, H. Özen 
und Y. Ayna; 

die Wissenschaftler Prof. D. F. Deppe, 
Prof. Dr. W. Fabian, Prof. Dr. G. Kade, 
Prof. Dr. R. Kühnl, Prof. Dr. G. Stuby, 
Dr. J. Meyer-Ingwersen, Dr. R. Neu- 
mann; 


die Pfarrer S.-P. Gerlach, D. Lüder- 
waldt; 

die Gewerkschaftssekretäre H. Driesen, 
R. Labonte, L. Rademacher, L. Loch- 
stompfer, H. Schwarz, H. Wurstius; 


Die Journalisten L. Knorr, A. Meu- 
meyer, J. Roth, 


sowie G. Weber (Bundesvorstand 
CVJM) und Josef Weber (DFU) 
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Mise 
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Internationale Proteste gegen die Junta 


Der Generalsekretär des Internatio- 
nalen Bundes der Freien Gewerk- 
schaften (IBFG) protestierte mit 
einem Brief an General Evren. Er 
forderte die Freilassung der festge- 
nommenen Gewerkschafter und die 
Respektierung der gewerkschaftli- 
chen Rechte und Freiheiten. 


In Athen, Pireus und Saloniki pro- 
testierten zehntausende von Men- 
schen mit Demonstrationen gegen 


Am 24. September protestierten meh- 
rere hundert Arbeiter aus der Türkei, 
die in der Bundesrepublik, in den Nie: 
derlanden, Belgien und Frankreich le- 
ben, vor dem Europarat gegen die Mili- 
tärdiktatur in der Türkei. Gegen 12 Uhr 
versammelten sich die Arbeiterdelega- 
tionen im Orangerie Dark gegenüber 
dem Europarat. Sie trugen Sandwichs 
wie Mein Sohn ist verhaftet“, „Unse- 
re Wohnung wurde drei Mal von der 
Polizei überfallen‘, „Unser Dorf wurde 
von der Gendarmerie umzingelt‘ und 
„Meine Mutter ist Arbeiterin und ist 
verschwunden“. Während die Protest- 
aktionen von den Angestellten des Eu- 
roparats aufmerksam verfolgt wurden, 
griff die Polizei ein. 


Mit einem Knüppeleinsatz versuchte 
sie die Versammlung aufzulösen und 
zerriß die Sandwichs. Die Arbeiter aus 
der Türkei ließen sich nicht provozie- 
ren und gerieten nicht in Panik. Später 
gab die Polizei ihre Absicht auf, eine 
solche friedliche Protestkundgebung 
aufzulösen. Die Versammelten bilde- 
ten aus ihrer Mitte eine vierköpfige 
Delegation, die mit dem Präsidenten 
des Europarates ein Gespräch aufneh- 
men sollten. Der Delegation gelang es, 
20 ein vierzigminütiges Gespräch mit dem 


den reaktionären Militärputsch in 
der Türkei und bekräftigten ihre 
Solidarität mit den Demokraten in 
der Türkei, 


Der schwedische Außenminister Ola 
Ulsten wandte sich gegen die anti- 
demokratischen Maßnahmen der 
Junta in der Türkei und forderte die 
Freilassung inhaftierter Politiker. 


Der bekannte griechische Sänger 
und Komponist Mikis Theodorakis 
erklärte auf dem Pressefest der 
Humanite seine Solidarität mit den 


Protest vor Europarat 


demokratischen Kräften der Türkei. 


Im Iran haben die Islamischen Ar- 
beiter ihre Solidarität mit den Ar- 
beitern in der Türkei bekräftigt und 
die Junta verurteilt. 


In Italien haben die drei großen Ge- 
werkschaftsverbände CGIL, UIL 
und CISL mit einer gemeinsamen 
Erklärung die italienische Regierung 
aufgefordert, die italienischen Ein- 
heiten von den NATO-Manövern in 
der Türkei zurückzurufen. 


Vor dem Europarat: Arbeiter aus der Türkei protestieren gegen die Militärdiktatur 


Vizepräsidenten des Europarates, Eric 
Leyon, zu führen. Bei dieser Unterhal- 
tung unterstrichen die Arbeiter aus der 
Türkei die Mißachtung der Menschen- 
rechte durch die Junta, drückten ihre 
Besorgnis aus und forderten den Euro- 
parat auf, tiefgreifende Maßnahmen 
einzuleiten. 


Der Vizepräsident Leyon berichtete 
über die Erklärung des Präsidenten des 
Europarats am 12. September und sag- 
te weiter: Wir untersuchen die Situa- 
tion. Erst nach diesen Untersuchungen 
können wir zu einem Beschluß kom- 
men. Einige Minuten vor Ihrem Ein- 

(Fortsetzung auf S.36) 
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DGB verurteilt Junta 


Die DGBGewerkschaften hatten in 
ihren bisherigen Stellungnahmen eine 
deutliche Abfuhr an alle diejenigen er- 
teitt, die den Putsch in der Türkei als 
ein sozusagen „notwendiges Übel” dar- 
zustellen versuchen. Die Errichtung 
der Militärdiktatur und insbesondere 
die Unterdrückung der Gewerkschafts- 
bewegung wurde einhellig verurteilt. 
Diese eindeutige Haltung bietet eine 
stabile Grundlage, auf der sich eine 
breite Solidaritätsbewegung mit den 
demokratischen Kräften der Türkei ent- 
wickeln kann. Der Initiativaufruf, der 
am 12. November in Bonn der Öffent- 
lichkeit vorgestellt wurde und der be- 
reits von über Tausend Persönlichkei- 
ten, darunter von hunderten Gewerk- 
schaftern unterschrieben worden ist, 
ist sicherlich eines der ersten Ergebnis- 
se dieser Haltung. 


An der Frage des Verhältnisses zur Mi- 
litärdiktatur können wir wiedereinmal 
die zentrale Rolle erkennen, die den 
Einheitsgewerkschaften in dem Kampf 
um Demokratie und sozialen Fort- 
schritt zukommt. 


O 


IG Metall 


Die Delegierten des 13. ordentlichen 
Gewerkschaftstages der IG Metall ver- 
urteilen die Machtübernahme durch 
das Militär in der Türkei als einen 
Schlag gegen die Grundsätze der De- 
mokratie und der freien Gewerkschaf- 
ten. Sie ist das Ergebnis einer unduld- 
samen Polarisierung und Konfronta- 
tion der politischen Auseinanderset- 
zung, die von Extremisten und insbe- 
sondere Faschisten geschürt wurde. 


Nach allen historischen Erfahrungen 
sind Generäle weder Retter des gesell- 
schaftlichen Wohls noch der Demokra- 
tie. Sie verbinden eigene Machtansprü- 
che mit den Interessen privilegierter 
Schichten. 


Die Delegierten des 13. ordentlichen 
Gewerkschaftstages der IG Metall for- 
dern die sofortige Freilassung aller in- 
haftierten demokratischer Politiker 
und Gewerkschafter, die Beseitigung 
aller Behinderungen der gewerkschaft- 
lichen Arbeit sowie die Wiederherstel- 
lung demokratischer Verhältnisse. 


Die Delegierten des 13. ord. Gewerk- 
schaftstages der IG Metall erwarten 
auch von der Bundesregierung einen 
konsequenten Einsatz für die Demo- 
kratie in der Türkei. Demokratische 
Freiheitsrechte dürfen nicht hinter 
bündnispolitischen Erwägungen zurück- 
stehen. 


Bundesr epublik m 3 


Nein 
zur Diktatur 
der Generäle 


13. Ordentlicher Gewerkschaftstag der IG-Metall: Einhellig gegen die Militärdiktatur 


IG Druck und Papier 


Der 12. Ordentliche Gewerkschaftstag 
der IG Druck und Papier protestiert 
schärfstens gegen den Militärputsch in 
der Türkei. Den türkischen Gewerk- 
schaftern und Demokraten versichern 
wir unsere Solidarität. Insbesondere 


fordern wir: 


@ Sofortige Freilassung aller inhaf- 
tierten Gewerkschafter 


® Herstellung der Meschenrechte und 
gewerkschaftlichen Freiheiten 
An die Bundesregierung richten wir 
den Appell: 
EI Ge militärische und wirtschaft- 
iche Hilfe für die Militär-Junta ein- 
zustellen; 


© auf allen Ebenen ihren Einfluß gel- 
tend zu machen, damit die Türkei 
wieder zu demokatischen Verhält- 
nissen zurückkehrt; 

@ allen türkischen Gewerkschaftern 
und Demokraten, die in die Bundes- 
republik kommen, Asyl zu gewäh- 
ren. 


Begründung: 

Seit dem Putsch der türkischen Gene- 
räle am 12. September ’80 herrscht in 
der Türkei das Kriegsrecht. Gewerk- 
schaften und demokratische Parteien 


und Organisationen wurden verboten. 
Zahlreiche ihrer Funktionäre und Mit- 
glieder sind verhaftet. Ihr Schicksal ist 
ungewiß. Es besteht die Gefahr, daß in 
der Türkei Zustände einkehren wie in 
Chile und in Bolivien. Aus diesen Grün- 
den verlangt es das gewerkschaftliche 
Prinzip der internationalen Solidarität 
auch von uns, dafür einzutreten, daß 
eine demokratisch gewählte Regierung 
auch in der Türkei die Geschichte des 
Landes bestimmt und die Gwerkschaf- 
ten sich frei und unbehindert bewegen 
können. 
O 


Verbot der ‚, Graue Wölfe“ 


Der Zwölfte Ordentliche Gewerk- 
schaftstag fordert das Verbot aller 
rechtsextremistischen türkischen Or- 
ganisationen, insbesondere der „Grauen 
Wölfe“, auf dem Gebiet der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Die Mitglieder dieser Organisation sind 
aus der Bundesrepublik auszuweisen. 
Begründung: Spätestens seit dem Mord 
an dem IGM-Kollegen Cellalettin Ke- 
sim in Berlin im Januar 1980 wird der 
Terror dieser Organisationen unerträg- 
lich. Die Bestrebungen dieser Rechts- 
extremisten richten sich gegen die De- 
mokratie und besonders gegen die Ge- 
werkschaften (siehe `. Metal" 
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2/1980). Nur mit einem Verbot und 
mit der Ausweisung ihrer Mitglieder 
kann dem Treiben dieser Terrororgani- 
sationen Einhalt geboten werden. 


(0) 
Deutsche 


Postgewerkschaft 


Die Delegierten des 13. Gewerkschafts- 
kongresses der DPG sehen mit Besorg- 
nis auf die Machtübernahme durch das 
Militär in der Türkei. Die Machtüber- 
nahme ist das Ergebnis einer Polarisie- 
rung und Konfrontation der politischen 
Auseinandersetzung, die von Extremi- 
sten und insbesondere von Faschisten 
geschürt wurde. 


Nach unseren historischen Erfahrun- 
gen sind Generäle weder Retter des ge- 
sellschaftlichen Wohls, noch der Demo- 
kratie. Sie verbinden eigene Machtan- 
sprüche mit den Interessen privilegier- 
ter Schichten. 


Die Delegierten des 13. Gewerkschafts- 
kongresses der DPG fordern die sofor- 
tige Freilassung aller inhaftierten, de- 
mokratischen Politiker und Gewerk- 
schafter, die Beseitigung aller Behinde- 
rungen der gewerkschaftlichen Arbeit 
sowie die Wiederherstellung demokra- 
tischer Verhältnisse. 


Die Delegierten erwarten von der Bun- 
desregierung eine konsequente Hal- 
tung, die dazu beitragen soll, in der 


Türkei demokratische Verhältnisse 
wiederherzustellen. 

O 
Gewerkschaft Handel, 


Banken und Versicherungen 


In der Nacht vom 11. auf den 12. Sep- 
tember 1980 putschte in der Türkei 
das Militär. Eine Militärjunta übernahm 
die Macht. Die Gewerkschaften wur- 
den verboten. Die Parteiführer wurden 
verhaftet. 


Das Ziel der Putschgenerale ist offen- 
sichtlich. Sie wollen die Arbeiterbewe- 
gung in der Türkei mit ihren gewerk- 
schaftlichen und politischen Organisa- 
tionen zerschlagen. Das Ergebnis soll 
eine hilf- und wehrlose Arbeitnehmer- 
schaft sein. Das bedeutet weitere Sen- 
kung des Lebensstandards für die ar- 
beitenden Menschen in der Türkei. 


Nur das Kapital und die Unternehmer 
profitieren von diesem Putsch. Ohne 
Rücksicht auf die demokratischen 
Grund- und Menschenrechte soll die 
Wirtschaft des „kranken Mannes am 
Bosporus“ saniert werden. 


Wir erklären unsere uneingeschränkte 
Solidarität mit dem Kampf der Arbei- 
ter zur Wiederherstellung aller ihrer 
Rechte und protestieren mit aller 
Schärfe gegen die Errichtung der Mili- 


22 tärdiktatur. 


Wir fordern: 


@ Vollständige Wiederherstellung der 
demokratischen und gewerkschaft- 
lichen Rechte in der Türkei 


@ Sofortige Freilassung aller Verhaf- 
teten 


Sofortige Aufhebung des Kriegs- 
rechts 


@ Sofortiger Stopp jeglicher Form mi- 
litärischer Unterstützung für das 
Putschregime seitens der Bundesre- 
gierung 

® Uneingeschränktes Asyl und Recht 
auf Arbeit für alle Flüchtlinge 


Verbot der „Grauen Wölfe“ in der 
Bundesrepublik. 


O 
IG Metall 


Eine längere Machtausdehnung der tür- 
kischen Militärjunta führe zum Scha- 
den der Demokratie und richte sich 
gegen die Arbeitnehmer, die ihre Inte- 
ressen nur durch aktive gewerkschaft- 
liche Arbeit vertreten könnten. Dies 
haben die geschäftsführenden Vor- 
standsmitglieder der IG Metall am 
Montag in Frankfurt zur Machtüber- 
nahme des Militärs in der Türkei er- 
klärt. Die IG Metall fordere die unver- 
zügliche Freilassung der inhaftierten 
demokratischen Politiker, Parlamenta- 
rier und Gewerkschafter, sowie eine 
konsequente Bekämpfung der türki- 
schen Faschisten, die vor allem die ge- 
sellschaftliche Konfrontation zu ver- 
antworten hätten. 


Die geschäftsführenden Vorstandsmit- 
glieder der IG Metall hätten mit tiefer 
Sorge die Aufhebung der Demokratie 
in der Türkei zur Kenntnis genommen, 
heißt es weiter in der Erklärung. Extre- 
mistische Kräfte hätten das Klima der 
Konfrontation und der Gewalt geschaf- 
fen, ein Klima, das Militärs immer 
wieder zum Vorwand nähmen, wenn 
sie irgendwo auf der Welt die Demo- 
kratie außer Kraft setzten, um sich 
selbst zum Retter der Nation zu erklä- 
ren. 


In der Erklärung fordern die geschäfts- 
führenden Vorstandsmitglieder der IG 
Metall die Bundesregierung auf, mit al- 
len Mitteln auf die Wiederherstellung 
der Demokratie in der Türkei hinzu- 
wirken. Die Grundsätze der Demokra- 
tie dürften auch in der Türkei nicht 
geopolitischen Opportunitätsüberle- 
gungen nachgeordnet werden. 


Einstimmig haben die Delegierten des 
IG-Metall-Gewerkschaftstages die 
Machtübernahme durch das Militär in 
der Türkei verurteilt. Nach allen histo- 
rischen Erfahrungen seien Generäle 
weder Retter des gesellschaftlichen 
Wohls noch der Demokratie. Sie ver- 
bänden eigene Machtansprüche mit 
den Interessen privilegierter Schichten, 
stellten die Delegierten in einem Initia- 
tivantrag fest. 


Europarat fordert 


«Rückkehr 
zur Demokratie» 


SE 
Ki 


Die Parlamentarische Versammlung 
des Europarats hat auf ihrer Versamm- 
lung am 29.9.80 eine Stellungnahme 
zur Situation in der Türkei nach dem 
Putsch verabschiedet. Darin wird die 
türkische Regierung aufgefordert 


- die Europäischen Menschenrechts- 
konventionen einzuhalten 


- alle gewählten Politiker freizulas- 
sen, sofern sie nicht gegen Gesetze 
verstoßen haben, die vor dem 12.9. 
80 in Kraft waren 


- sofortige Schritte zu unternehmen, 
um zu demokratischen Verhältnis- 
sen zurückzukehren; insbesondere 
sind politische Parteien, Gewerk- 
schaften und andere demokratische 
Organisationen wieder zuzulassen 
und die Meinungsfreiheit allgemein 
zu gewährleisten. 


Ihren Ministerrat fordert die Versamm- 
lung auf, die türkische Regierung daran 
zu erinnern, daß bei Nichterfüllung 
dieser Forderungen die Türkei ent- 
sprechend dem Artikel 8 seiner Sat- 
zung aus dem Europarat ausgeschlos- 
sen werden muß. 


Im Memorandum wird dazu noch er- 
läutert, daß über die Entwicklung in 
der Türkei diesbezüglich im Januar 
1981, auf der nächsten Sitzung der 
Parlamentarischen Versammlung, be- 
richtet werden soll und sobald die 
Kenntnisse über die komplexe Situa- 
tion in der Türkei es erlauben, die 
Frage nach weiterer Mitgliedschaft der 
Türkei im Europarat entschieden wer- 
den muß. 


(Drucksache 66.277) 


| 


Gleichzeitig hat der Gewerkschaftstag 
„die sofortige Freilassung aller inhaf- 
tierten demokratischen Politiker und 
Gewerkschafter, die Beseitigung aller 
Behinderungen der gewerkschaftlichen 
Arbeit sowie die Wiederherstellung de- 
mokratischer Verhältnisse“ gefordert. 


Die Bundesregierung sei aufgefordert — 
heißt es weiter in dem Initiativantrag — 
einen konsequenten Einsatz für die 
Demokratie in der Türkei zu führen. 
Demokratische Freiheitsrechte dürfen 
nach Ansicht der Delegierten nicht 
hinter bündnispolitischen Erwägungen 
zurückstehen. 
O 


Am 1. und 2. November 1980 führte 
die Föderation der Arbeitervereine der 
Türkei in der BRD (FIDEF) ihre 7. 
Delegiertenversammlung in München 
durch. 300 Delegierte berieten über die 
Probleme der Arbeiter aus der Türkei 
und über Entwicklungen in der Türkei 
nach dem Militärputsch und besuchten 
die Mahn- und Gedenkstätte Dachau, 
wo sie für die Opfer des Nazi-Regimes 
einen Kranz niederlegten, wobei sie 
auch die Gelegenheit nutzten und sich 
von ehemaligen KZ-Häftlingen über die 
Verbrechen des Hitler-Faschismus in- 
formieren ließen. 


Antifaschisten aus der 
Türkei in der 
Gedenkstätte Dachau 


Im Mittelpunkt der 7. Delegiertenver- 
sammlung standen die eklatanten Men- 
schenrechtsverletzungen der Militär- 
junta in der Türkei und die brutale 
Unterdrückung der Gewerkschaftsbe- 
wegung. Die Delegierten verurteilten 
diese Praktiken einhellig und aufs 
schärfste und forderten die sofortige 
Öffnung der Gefängnisse und die Frei- 
lassung der Gewerkschaftsfunktionäre, 
Betriebsräte und Vertrauensleute., 


Ein weiterer Schwerpunkt waren die 
Information und die Verurteilung der 
brutalen Vorgehensweisen der Armee 
in Türkei-Kurdistan. Die Mitgliedsor- 
anisationen und die demokratische 
ffentlichkeit wurden aufgerufen, ihre 
Solidarität mit den Demokraten aktiv 
zu verstärken. 


Die Delegierten kritisierten die Be- 
schlüsse hinsichtlich der Asylfrage von 
der Bundesregierung und den Ländern, 
die eine restriktive Handhabung der 
Asylbestimmungen zur Folge haben. 
„Im offensichtlichen Einvernehmen 
mit den Machthabern in der Türkei soll 
den politischen Flüchtlingen das ver- 
fassungsmäßig verbriefte Recht auf 
Asyl verwehrt werden", hieß es in 
einem diesbezüglich verabschiedeten 
Beschluß. Der Visumzwang für die 
Bürger der Republik Türkei wurde 


7. Delegiertenversammlung der FIDEF: 


7. Delegiertenversammlung der FIDEF: 
Gemeinsam mit allen Demokraten gegen die Junta 


als eine „massive Störung der zwi- 
schenmenschlichen Beziehungen‘ ge- 
wertet. Die Delegierten forderten die 
Bundesregierung auf, die Visumbe- 
stimmungen unverzüglich aufzuheben. 


Sofortige Aufhebung 
des Visumszwanges! 


In einem weiteren, ebenfalls einstim- 
mig verabschiedeten Beschluß werden 
alle Kollegen aus der Türkei in der 
Bundesrepublik dazu aufgerufen, ihr 
gewerkschaftliches Engagement im 
Hinblick auf die Betriebsratswahlen 
Anfang 1981 zu erhöhen und mit ih- 
ren in den DGB-Gewerkschaften or- 
ganisierten einheimischen und anderen 
ausländischen Kollegen den Gegnern 
der Einheitsgewerkschaften entschie- 
den entgegenzutreten. 


Einen Höhepunkt der Delegiertenver- 
sammlung bildete auch die Annahme 
der Mitgliedschaft eines neuen FIDEF- 
Vereins aus Emmerich, in dem über- 
wiegend kurdische Kollegen organisiert 
sind. Dieser Beitritt wurde als ein er- 
neutes Zeichen des gemeinsamen Kamp- 
fes der kurdischen und türkischen 
Demokraten gewertet. 


Eingehend befaßte sich die Delegier- 
tenversammlung auch mit der Situa- 
tion der ausländischen Schüler und 
Jugendlichen im Schul- und Ausbil- 
dungsbereich und forderte die neue 
Bundesregierung und alle verantwort- 


lichen Stellen auf, sofortige, ein- . 


schneidende Maßnahmen zur gleich- 
berechtigten Beschulung der auslän- 
dischen Kinder einzuleiten. Nur dann 
könne verhindert werden, daß das 
Menschenrecht auf Bildung und Aus- 
bildung Hunderttausenden von aus- 
ländischen Kindern und Jugendlichen 
weiterhin verwehrt bleibe. 


Delegierte in Dachau: Kranzniederlegung für die Opfer des Naziregimes H 
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Nach der Übernahme der Macht durch 
die reaktionären Generäle am 12. 
September 1980 erhoben die Demo- 
kraten auch in der Bundesrepublik 
und in den anderen europäischen Län- 
dern ihre Stimme. Insbesondere in der 
Bundesrepublik wurden regionale Ko- 
mitees gegründet, die sich zur Aufgabe 
machten, die Öffentlichkeit über die 
Entwicklungen in der Türkei zu infor- 
mieren. Mit Flugblättern, Dokumenta- 
tionen und Informationsveranstaltun- 
gen versuchen sie, das Schweigen der 
Massenmedien zu brechen und das 
wahre Gesicht der Junta darzustellen. 


Ein solches Solidaritätskomitee kam 
auch in Frankfurt zustande. Nachdem 
sich das Komitee über eine Arbeits- 
plattform einigte, informierte es die 
Bevölkerung mit Flugblättern in deut- 
scher, türkischer, kurdischer und grie- 
chischer Sprache. Das Komitee be- 
schloß eine Veranstaltung zum Thema 
Militärputsch in der Türkei durchzu- 
führen. 


Zu dieser, im DGB-Haus am 25. Ok- 
tober stattgefundenen Veranstal- 
tung, riefen folgende Organisationen 
und Personen auf: Yilmaz Karahasan 
(UBV SPD), Detlef Lüderwaldt (Ini- 
tiativausschuß Ausländische Mitbürger 
in Hessen), Manfred Gottier (Personal- 
rat), Emil Carlebach (Vizepräsident 
des Internationalen Buchenwaldkomi- 
tees), Herbert Bayer (Gewerkschafts- 
sekretär), Rudi Mauer (Kreisvorsitzen- 
der der DKP), Rosemarie Almanasreh 
(Interessengemeinschaft der mit Aus- 
ländern verheirateten Frauen laF), 
Stadtjugendring, Jungdemokraten, 
Jungsozialisten, Kurdisches Volkshaus 
(Mala Gele Kurd), Türkisches Volks- 
haus (FIDEF), Verein Türkischer Ju- 
gendlicher, AStA-Fachhochschule, 
MSB Spartakus, SHB, VVN-Bund der 
Antifaschisten, Griechische Gemeinde, 
Circulo Cultural, DFU-Deutsche Frie- 
densunion. 


Internationale Solidaritätsveranstaltung 


in Frankfurt: 


Stoppt die Hilfe für die 


Putschisten 


Die Veranstaltung mit dem Motto 
„Solidarität mit den demokratischen 
Kräften der Türkei‘ wurde eröffnet 
mit Grußansprachen in deutscher, tür- 
kischer und kurdischer Sprache. Yil- 
maz Karahasan, Sekretär beim Haupt- 
vorstand der IG Metall war für diesen 


Abend als Hauptredner angekündigt- 


worden. Vor etwa 500 Zuhörern er- 
läuterte er in einer guten halben Stun- 
de einige Hintergründe des Putsches, 
wobei er besonders betonte, daß der 
Putsch sich hauptsächlich gegen die 
Arbeiterklasse richte. 


Im weiteren Verlauf der Veranstaltung 
wurden Kurzbeiträge von Vertretern 
des Kurdischen Volkshauses und des 
Türkischen Volkshauses gehalten, bei- 
de in türkischer Sprache, für die deut- 
schen Anwesenden lagen deutsche 
Übersetzungen schriftlich vor. Der 
kurdische Beitrag betonte die Notwen- 
digkeit des gemeinsamen Widerstandes 
der türkischen und kurdischen Völker 
gegen die Junta und verurteilte das 
Vorgehen in Türkei-Kurdistan. Unter- 
strichen wurde auch die Verbunden- 
heit der fortschrittlichen Kurden mit 
der Arbeiterbewegung der Türkei. 


Diese Redebeiträge wurden unterbro- 
chen durch kulturelle Darbietungen: 
Es sangen der kurdische Liedermacher 
Diyardin, eine chilenische Songgruppe, 
die Songgruppe des Türkischen Volks- 


hauses. Die Volkstanzgruppe des Grie- 
chischen Elternvereins ‚‚Zorbas‘ führte 
griechische Tänze vor. 


Die anschließende Podiumsdiskussion, 
an der Jürgen Roth, Yilmaz Karahasan, 
Wolfgang Schrank vom Stadtjugend- 
ring und Vertreter vom Kurdischen 
und vom Türkischen Volkshaus sowie 
von der Griechischen Gemeinde teil- 
nahmen, wurde eingeleitet mit einem 
Beitrag des griechischen Vertreters, der 
Parallelen zur damaligen Junta in 
Griechenland zog und die Solidarität 
der demokratischen Kräfte Griechen- 
lands im Kampf gegen die türkische 
Junta betonte. 


Vertreter der Gewerkschaften IG Druck 
und Papier und der GEW betonten in 
ihren Ansprachen ihre Solidarität mit 
dieser Veranstaltung. Sie berichteten 
über Beschlüsse ihrer Gewerkschaften 
hinsichtlich der Verurteilung der Mili- 
tärdiktatur in der Türkei, die wir in 
dieser Ausgabe von den Türkei-Infor- 
mationen veröffentlichen. 


Die Veranstaltung endete mit einer 
folkloristischen Darbietung der Volks- 
tanzgruppe des Türkischen Volkshau- 
ses in Frankfurt. Die Arbeit des 
Solidaritätskomitees, das diese Veran- 
staltung organisierte, soll fortgesetzt 
werden. 


Demokratische Kräfte in der BRD; Solidarität mit den Demokraten der Türkei 


VS 


Podiumsdiskussion: Einstellung der „Türkei-Hilfe“ gefordert 


Einstellung der Finanzhilfe für die reaktionären Kräfte in der Türke 
Verbot der faschistischen Türk-Föderation in der BRD 


Politisches Asyl für alle verfolgten Demokraten aus der Türkei 


ERKLÄRUNG ZUR LAGE DER 
S TÜRKEI FÜR DIE VERANSTAL- 
"TUNG „WAS IST LOS IN DER 
_ TÜRKEI?“ VOM 25.10.1980 


Die GEW begrüßt die Veranstaltung 
„Was ist los in der Türkei?” als 
einen ersten Schritt zur Aufklärung 
< der Bevölkerung über die Verhält- 
S nisse in der Türkei und zur Einlei- 
‘tung von Maßnahmen gegen das 
 Militäregime. 
S Wir wissen: Der Militärputsch vom 
S 12. September 1980 ist ein schwe- 
rer Schlag für die türkische Arbeiter- 


und Gewerkschaftsbewegung. 


Der Streik von über 50 000 Arbeitern 
mußte abgebrochen werden, Aktive 
Gewerkschafter, gewerkschaftliche 
Vertrauensleute und Gewerkschafts- 
funktionäre mußten sich unmittel- 
bar nach dem Putsch bei der Polizei 
melden: Einige zogen es vor unter- 
zutauchen, andere meldeten sich 
und wurden zu Tausenden für län- 
gere oder kürzere Zeit, z.T. aber bis 


heute gefangen gesetzt. Daß Gefäng- 
nis in der Türkei aber Folter und 


Mord bedeuten kann, weiß man 
spätestens seit dem Bericht von 
Amnesty International vom Juni 
1979. 


Der Gewerkschaftsdachverband 
DISK (Konföderation Revolutionä- 
rer Arbeitergewerkschaften) , dessen 
Einzelgewerkschaften 500000 Ar- 
beiter organisieren, wurde aufgelöst. 


Sämtliche demokratischen und lin- 
ken Organisationen sind verboten, 
die elementarsten demokratischen 
und gewerkschaftlichen Rechte sind 
abgeschafft. 


Die Regierung der BRD hat noch 
am Tage des Putsches versichert, sie 
werde die Türkei auch unter der 
Herrschaft der Militärs mit Krediten 
und Militärhilfe unterstützen. 


Die Gewerkschaften des DGB, die 
seit einiger Zeit einen Kampf gegen 
rechtsradikale konfessionelle Ver- 
bände führen, die bislang in der 
BRD nahezu ungehindert agieren 
konnten, haben eine besondere Ver- 
antwortung für die Verteidigung der 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewe- 
gung in der Türkei. 


Die GEW fordert deshalb den DGB 
auf, eine offizielle gewerkschaftli- 
che Delegation in die Türkei zu ent- 
senden, um sich an Ort und Stelle 
nach veschwundenen und verhafte- 
ten Gewerkschaftern, Arbeitern 
und Linken zu erkundigen und 
nach der Reise öffentlich Bericht zu 
erstatten. 


Die GEW fordert: 

— Keine finanzielle Hilfe für das 
türkische Militärregime, weder 
als Militär- noch als Wirtschafts- 
oder Finanzhilfe! 

— Verbot der Grauen Wölfe und 
aller Organisationen der türki- 
schen Faschisten in der BRD! 


Die GEW bittet die Anwesenden, 
sich diesen Forderungen anzuschlie- 
ßen und insbesondere den Vorschlag 
einer offiziellen DGB-Delegation 
ernsthaft zu überprüfen und zu be- 
fürworten. 


BESCHLUSS DES BEZIRKSVOR- 
STANDES FRANKFURT DER 
GEW VOM 21.10.1980 


Am 5: September, genau eine Woche 
vor dem Putsch, erzwang das türkische 
Parlament in einer Kampfabstimmung 
den Rücktritt des „klar prowestlich 
orientierten Außenministers“ Erkmen. 
Diese nach allen Regeln des Parlamen- 
tarismus und im Einklang mit der tür- 
kischen Verfassung gefällte souveräne 
Entscheidung beunruhigte die US-höri- 
gen Kreise in der Türkei und die 
NATO-Generalität in Brüssel. Auch in 
der Bundesrepublik kommentierten 
die Sprachrohre der Reaktion dieses 
Ereignis als ein „Alarmsignal“ und 
historischen Markierungspunkt. 


Das Mißtrauensvotum des Parlaments 
am 5.9.80 ist tatsächlich beachtens- 
wert. Allein die Tatsache, daß in der 
langen Geschichte der türkischen Re- 
publik zum ersten Mal die außenpoli- 
tische Linie einer Regierung von einer 
Parlamentsmehrheit abgelehnt wurde, 
rechtfertigt unser Interesse. Doch für 
unsere deutschen Leser sind die Aus- 
sagen einiger „renommierten“ Kom- 
mentatoren und der dabei sichtbar 
werdende Grad der Demokratiefeind- 
lichkeit von vielleicht größerer Bedeu- 
tung. 


Am 9.9.80 bestätigt das „Handels- 
blatt“ unter der bezeichnenden Über- 
schrift „Strapazierte Geduld‘, daß das 
Mißtrauensvotum des Parlaments „vor 
allem bei den NATO-Generälen neue 
Unruhe hervorrufen“ werde. Es ist 
zwar nicht ausdrücklich gesagt, um 
wessen Geduld es sich handelt, doch 
geht es aus dem Zusammenhang ein- 
deutig hervor, daß die Geduld der 
„westlichen Länder“ und der NATO- 
Generäle gemeint ist. 


Versteckte Drohungen 
vor dem Putsch 


Damit macht das Handelsblatt ein be- 
merkenswertes Eingeständnis seiner 
Auffassungen von nationaler Souverä- 
nität und Demokratie. Die Entschei- 
dung des Parlaments in einem Bereich, 
der zum Kern der klassischen parla- 
mentarischen Befugnisse zählt, wird 
nicht etwa respektiert, sondern höch- 
stens „geduldet“! Die Drohung, die in 
diesen Worten liegt, basiert nicht etwa 
auf einer unglücklichen Formulierung. 


Die Frankfurter Allgemeine meldet 
sich bereits am 8.9.80 zu Wort. Die Be- 
richterstattung auf der ersten Seite 
trägt die Überschrift „Der Westen nach 
dem Rücktritt Erkmens beunruhigt“ 
und unterstreicht die Bedeutung, die 
dem „Fall“ beigemessen wird. In ei- 
nem Kurzkommentar unter der Über- 
schrift „Alarm aus Ankara“ sind die 
gleichen bedrohlichen Untertöne, 
wenn auch geschickter verhüllt, zu ver- 
nehmen. Es ist dort von „starken Kräf- 
ten‘‘ die Rede, die eine „Abkehr vom 
Westen erzwingen“ wollen. Man beach- 
te: Ein nach allen Regeln des-Parla- 
mentarismus voll gültiges Votum wird 
als Nötigung hingestellt und krimina- 
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Im „Sanierungsprogramm“ des OECD 
die Militärdiktatur mit einkalkuliert 


Der Militärputsch im Spiegel 
der rechten Presse 


Die versteckte Drohung wird deut- 
licher, wenn die FAZ die Möglichkeit 
einer ähnlich „unvernünftigen‘‘ Hal- 
tung wie im Iran voraussagt: „Die 
Türkei steht am Scheideweg. Es sieht 
so aus, als wolle sie eines Tages sich 
vernünftigen Argumenten ebenso ent- 
ziehen wie der Iran.“ 


Die Gleichsetzung von demokratischen, 
aber dem sogenannten „Westen“ nicht 
genehmen Entscheidungen mit Gewalt 
und Terror ist ein beliebtes Mittel. 
Herr Ewald Stein schreibt in dem 
oben zitierten Handelsblatt-Kommen- 
tar vom „wachsenden innenpolitischen 
Streit, der sich in immer stärkeren 
Maße in Form vom politischen Terror 
auf die Straße verlagert... .“ Hier wird 
versucht, die Identität derjenigen, die 
den „prowestlichen Außenminister“ 
abgewählt haben, d.h. die Identität 
derjenigen, die die Opfer des Terrors 
waren und denen kein einziger Fall 
von Terrorismus nachgesagt werden 
kann, mit den Organisatoren des 
Terrors zu suggerieren. 


Wohlgemerkt, dies alles war noch vor 
dem erwarteten Putsch und diente 
zweifellos zu dessen publizistischer 
Vorbereitung. Nicht ohne Grund 
schrieb die Welt in ihrer Ausgabe vom 
13./14. September: „Militärbeobach- 
ter in der belgischen Hauptstadt‘ (ge- 
meint ist das Hauptquartier der NATO) 
„hatten den Machtwechsel (!) seit 
Monaten erwartet.“ 


„Was vernünftig ist, 
bestimmen wir“ 


Nach dem Putsch, am 17.9.80, nimmt 
das Handelsblatt unter der beschwich- 
tigenden Überschrift „Türkei: Der 
wirtschaftliche Kurs wird beibehalten“ 
das Thema der „Geduld“ wieder auf, 
diesmal um den Putsch zu rechtferti- 
gen: „Der lange strapazierte Gedulds- 
faden der Militärs riß wohl, als der 
Vorsitzende der islamischen Heilspar- 
tei, der Professor Erbakan, gegen die 
Zusicherung, ihn im Parlament zu 
stützen, den Regierungschef Demirel 
erpreßte und den Rücktritt des pro- 
westlichen Außenministerss Erkmen 
vor einer Woche erzwang.‘“ Zunächst 
wird die Wahrheit skrupellos ver- 
fälscht: Im Widerspruch zu der eige- 
nen Berichterstattung vor einer Woche 
wird jetzt das parlamentarische Miß- 
trauensyotum als Erpressung darge- 
stellt. Zum anderen sind es nun die 


türkischen Militärs, deren Geduldsfa- 
den gerissen ist. Unverändert bleibt 
auch hier die offenbar als größte 
Selbstverständlichkeit betrachtete Ein- 
stellung: Nicht das Parlament, die zen- 
trale Institution der bürgerlichen De- 
mokratie, die diese Herren sonst stän- 
dig zu verteidigen vorgeben, wenn sie 
Berufsverbote erlassen, wenn sie gegen 
sogenannte „Radikale“ vorgehen, son- 
dern die Militärs sind plötzlich die 
oberste Instanz, die eingreifen dürfen, 
wenn ihre Geduld reißt. 


Wo bleibt die Verfassung? Wo bleibt 
„das Bekenntnis zur Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit‘‘? Und wo bleibt 
„die Achtung vor dem Volkswillen‘“? 
Es ist offensichtlich: Das alles sind für 
diese Herren leere Phrasen, die nur so- 
lange im Munde geführt werden, so- 
lange die Profitinteressen und die 
strategischen Belange derer, die sie 
vertreten, nicht gefährdet sind. Doch 
wehe, wenn einige „Radikale‘‘, oder 
ein Parlament, oder gar ein ganzes 
Volk „unvemünftig“ genug sind, um 
diese Interessen zu verletzen. Dann 
„reißt der Geduldsfaden“ und dann 
greifen „intakte staatstragende Grup- 
pen“ (in diesem Fall die Armee) ein. 


Mit der gleichen Gesinnung stellt die 
Welt fest, daß dieser von der NATO 
abgesegnete Putsch im Grunde ein 
Präventivschlag gegen das Parlament 
und die Opposition war: „Der nächste 
Schritt wäre der Sturz Demirels gewe- 
sen — das hatten der Sozialdemokrat 
Ecevit und der Islamist Erbakan bereits 
angekündigt.“ s 


Angesichts dieser eindeutigen Haltung 
der hiesigen Reaktion kann man die 
Parteinahme für die Demokraten aus 
der Türkei nicht nur als einen Akt der 
Hilfe für bedrängte Freunde betrach- 
ten. Vielmehr drängt sich folgende 
Frage auf: Würden diejenigen, die 1967 
in Griechenland die Gewaltherrschaft 
der Obristen installierten und heute 
eine reaktionäre Militärdiktatur in der 
Türkei in den Sattel hievten, davor zu- 
rückschrecken, auch in der BRD ein 
gleiches zu tun? 


Daher unterstreichen wir: Das aktive 
Eintreten gegen die Putschisten in der 
Türkei ist die Sache aller demokratisch 
gesinnter Menschen. Die Entlarvung 
der hiesigen Freunde der Diktatoren 
und der Folterer ist auch ein gewich- 
tiger Beitrag zur Stärkung der Demo- 
GC in der Bundesrepublik Deutsch- 
and! 


„Die kürzlich aus Ankara eingetroffe- 
ne Meldung vom erzwungenen Rück- 
tritt des klar prowestlich orientierten 
Außenministers Erkmen nährt eher zu- 
sätzliche Zweifel. Die damit verbunde- 
ne Furcht vor einem eskalierenden Na- 
tionalismus in der Türkei mit starken 
islamischen Akzenten wird vor allem 
bei den NATO-Generälen neue Unru- 
he hervorrufen.“ (Handelsblatt, 9.9. 
1980) ` 


O 
„Der lange strapazierte Geduldsfaden 
der Militärs op wohl, als der Vorsit- 
zende der islamischen Heilspartei, der 
Professor Erbakan, gegen die Zusiche- 
rung, ihn im Parlament zu stützen, den 
Regierungschef Demirel erpreßte und 
den Rücktritt des prowestlichen Aus- 
senministers Erkmen vor einer Woche 
erzwang.‘“ (Handelsblatt, 17.9.1980) 


O 


„Vor zehn Tagen aber fand sich eine 
Mehrheit im Parlament, um den Außen- 
minister Erkmen zu stürzen. Er wolle 
die Türkei an Europa verkaufen, laute- 
te die Hauptanklage. Dies dürfte das 
letzte Alarmsignal für die Armee gewe- 


sen sein, dig sich dem Testament Kemal ` 


Atatürks, des Vaters einer dem Westen 
zugewandten modernen Türkei ver- 
pflichtet fühlt. Mit mehr als 2000 Kilo- 
metern gemeinsamer Grenze zum Iran, 
zu Irak und Syrien und mit über 90 
Prozent muslemischer Bevölkerung 
steht die Option Atatürks für die west- 
liche Zivilisation auf dem Spiel.“ (Han. 
delsblatt, 15.9.1980) 


O 

„Es ist kein Zufall, daß die ranghöch- 
sten Offiziere ausgerechnet jetzt ein- 
gegriffen haben. Die Ereignisse der 
letzten Tage hat das Faß zum überlau- 
fen gebracht. Fanatische Politiker 
brachten den Außenminister Erkmen 
zum Sturz und stellten hiermit die 
prowestliche Politik der Minderheits- 
regierung Demirel in Frage. Der näch- 
ste Schritt wäre der Sturz Demirels 
gewesen — das hatten der Sozialdemo- 
krat Ecevit und der Islamist Erbakan 
bereits angekündigt.“ (Die Welt, 12./ 
14.9.1980) 


O 


„Doch muß er" (gemeint ist der deut- 
sche Steuerzahler) „verwundert sein, 
daß nun in der Türkei der Außenmini- 
ster, der die Beziehungen mit dem We- 
sten pflegt, vom Parlament mit anti- 
westlichen Begründungen gestürzt wird. 
Da wird etwas, das lange schon im 
Gange ist, historisch maskiert. Starke 
Kräfte in der Türkei, für die die Grün- 
der der Republik gewollte Europäisie- 
rung oder gar europäische Integration 
„Kolonialismus‘“ ist, wollen die Ab- 
kehr im Westen erzwingen. 


» + - . die scheinbar parlamentarische 
Türkei . . . war immer ein Lehen, das 
die Parteipolitiker von den Militärs 
hatten.“ (Frankfurter Allgemeine, 
13.9.1980) 


„Die Militärs haben nun ihre offen- 
sichtlich mit der NATO abgestimmte 
Antwort erteilt.“ (Tages-Anzeiger, 
15.9.1980) 


„Und Schmidt ist, trotz Haushaltssor- 
gen im eigenen Lande, bereit, Leistun- 
gen der neuen, uniformierten Machtha- 
ber im nächsten Jahr durch höhere 
Zahlungen zu honorieren. Ein Kanzler- 
berater: ‚Wenn die das ordentlich ma- 
chen, können die Türken mehr bekom- 
men als vorher.‘ “ (Wirtschaftswoche, 
19.9.1980) fe) 


„Die westliche Wirtschaftshilfe in Hö- 
he von mehreren Milliarden Mark ist 
nach Ansicht von Beobachtern für die 
neuen Machthaber unter Generalstabs- 
chef Kenan Evren lebenswichtig ... .“ 
(Handelsblatt, 15.9.1980) 
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„Die gegebene Begründung für die Ak- 
tion des Militärs — ein gefährliches Ab- 
gleiten in die Anarchie und die Gefähr- 
dung der türkischen Republik — muß 
als gerechtfertigt angesehen werden.“ 
(Handelsblatt, 17.9.1980) 


„Von dem Westen, den Verbündeten 
erwartet die Türkei Verständnis und 
Vertrauen. Kenner der Verhältnisse 
meinen, sie sei sogar kreditwürdiger 
geworden, obwohl sich an der wirt- 
schaftlichen Misere und den finanziel- 
len Schwierigkeiten durch den Putsch 
kaum etwas geändert habe. Es bestehe 
jetzt aber die Aussicht auf eine Wieder- 
herstellung der Ordnung.“ (Handels- 
blatt, 17.9.1980) 


Auf den Straßen: Panzer und schwerbewaffnete Soldaten beherrschen das Bild 


„Die NATO-Treue des türkischen Of- 
fizierkorps gilt in Brüssel als ‚beispiel- 
haft‘, auch die westlichen Basen sind 
dort nun sicher . . .“ (Wehrtechnik, 
Oktober 1980, S. 12) 


O 


„Die Generäle werden gemahnt, die 
Führer der demokratischen Parteien 
in der Türkei mit Kritik bedacht.“ 
(Frankfurter Allgemeine, 15.9.1980) 


O 


„Bundesfinanzminister Matthöfer 
(SPD) hat nach dem Bekanntwerden 
des Militärputsches in der Türkei ge- 
sagt, er hoffe nun auf einen heilsamen 
Schock, aus dem ein Arrangement her- 
vorgehe, an dem sowohl die demokra- 
tischen Kräfte als auch die Armee be- 
teiligt seien. Diese Einstellung, die als 
die eigentliche Haltung hinter der offi- 
ziellen Zurückhaltung der Bundesregie- 
rung zu stehen scheint, ist für die Tür- 
kei besonders wichtig, denn die Bun- 
desrepublik ist für sie ein wirtschaft- 
lich und militärisch bedeutender Part- 


„Die Generäle sind die einzige Ord- 
nungsmacht im Staat, und sie sind für 
die NATO.“ (Frankfurter Allgemeine 
27.6.1980) 


„Ulusu erklärte, er wolle vor allem 
‚unkontrollierte Freiheiten‘ beseitigen, 
die den Zusammenbruch der türkischen 
Gesellschaft ausgelöst hätten.“ (Han- 
delsblatt, 29.9.1980) 


O 
„Zum militärischen Bereich sagte Ulu- 
su in seiner Erklärung, die Kampfkraft 
der türkischen Armee werde auf einem 
Höchstand gehalten. Die Türkei werde 
um enge Bindungen zur NATO und 
ihren Mitgliedsstaaten — insbesondere 
zu den USA, bemüht sein. Zugleich sei 
geplant, einen Anlauf zu machen, eine 
eigene Rüstungsindustrie aufzubauen.“ 
(Handelsblatt, 29.9.1980) 

O 
„Militärbeobachter in der belgischen 
Hauptstadt hatten den Machtwechsel 


seit Monaten erwartet.‘ (Die „Welt, 
13./14.9.1980) 
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„Özal-ist auch der Architekt des wirt- 


ser Versuch, die türkische Wirtschaft 
aus dem Chaos herauszuführen, war 
die Voraussetzung für die Gewährung 
der internationalen Hilfe. In Bonn 
wird erwartet, es werde bei diesem Sta- 
bilisierungskurs bleiben. Dabei wird 
auch daran erinnert, daß vor allem die 


rungsfonds (IWF) gewährt wird, an die 
Einhaltung dieses Programms gebun- 
den ist.“ (Kölner Stadt-Anzeiger, 17.9. 
1980) 

O 


„Denn unweigerlich stärkt Weiterzah- 
len die Generäle, ebenso wie Nichtwei- 
terzahlen sie schwächen müsste.“ 
(Frankfurter Allgemeine, 15.9.1980) 


„Eines kann man allerdings sicher sein: 
Bei ihrer Amtsführung, die bereits mit 
rigorosen Maßnahmen gegen die Poli- 
tiker und die demokratischen Bürger- 
rechte einleiteten, wird die türkische 
Generalität nicht zimperlich sein. Eine 
Radikalkur ohne radikale Maßnahmen 
hätte keinen Sinn.“ (Die Welt, 13./14. 
9.1980) 
O 


„Die Türkei ist die östliche Stütze der 
Allianz, ihr Vorposten in einem kriti- 
schen, dem Westen immer stärker ent- 


rückenden Gebiet.“ (Die Welt, 13./14. : 


9.1980) 
O 


„Es ist kein Zufall, daß die ranghöch- 


sten Offiziere ausgerechnet jetzt einge- ` 
griffen haben. Die Ereignisse der letz- = 


ten Tage haben das Faß zum Überlau- 
fen gebracht. Fanatische 
brachten den Außenminister Erkmen 


zum Sturz und stellten hiermit die pro- ` 
westliche Politik der Minderheitsregie- 


rung Demirel in Frage. Der nächste 
Schritt wäre der Sturz Demirels gewe- 


sen — das hatten der Sozialdemokrat ` 
 Einreisevisum zu beantragen. Auch Ar- 


< beiter, die über eine gültige Arbeits- 
= und Aufenthaltserlaubnis in der Bun- 
- desrepublik verfügen, aber — aus wel- 
chen Gründen auch immer — länger als 
6 Monate außerhalb der Bundesrepu- 
“ blik verbracht haben, werden dem Vi- 
- sumszwang unterworfen. 


7 Als Einreisegründe können geltend ge- 
sens entgegengekommen. Die neue | 


Ecevit und der Islamist Erbakan be- 
reits angekündigt.“ (Die Welt, 13./14.9. 
1980) 


O 
„Die gestürzte Regierung war den aus- 
ländischen Wünschen mit ihrem Stabi- 


lisierungsprogramm, insbesondere aber 
mit einer Liberalisierung des Bankwe- 


Wirtschaftspolitik soll die Privatwirt- 


schaft stärken und die Investitionen : 


des öffentlichen Sektors stark ein- 
schränken. . .. 


Mehr Marktwirtschaft, weniger Staats- 
wirtschaft — das setzt auch einen Ab- 
bau an Bürokratie und die Aufhebung 
von: Gesetzen voraus, die wie zur Gän- 


schaffen scheinen. Insbesondere das 
noch gültige ‚Gesetz zu Förderung aus- 
ländischer Kapitalinvestitionen‘ hat 


rung von Kapitalinvestitionen erwie- 
48 sen.“ (Capital, Oktober 1980, S. 332) 
O 


Hilfe, die vom Internationalen Wäh- ` 


Politiker 


EE? 


Ges: 


< menzugehörigkeit 
© werden selbst Kinder und Frauen der 


< Von den Antragstellern, 


ce Neuer Beitrag zur Integration 
schaftlichen Stabilisierungsprogramms, ` , d 
das im Januar von der Regierung De. Oder unmenschliche Schikane: 


mirel auf den Weg gebracht wurde Die. 


Kein Visumszwang 
für unsere Familienangehörigen! 


Mit einer am 5. Oktober in Kraft ge- 
tretenen Regelung führte die Bundesre- 
publik als erstes europäisches Land 
den Visumszwang für Einreisende aus 
der Türkei ein, der mittlerweile in allen 
westeuropäischen Staaten besteht, in 
denen die Arbeiter aus der Türkei be- 
schäftigt sind. 


Mit dieser „vorbeugenden Maßnahme“, 
die vordergründig zur „Eindämmung 
des Asylantenstroms“ dienen soll, 
wurde einerseits den politisch Verfolg- 
ten des Terrorregimes in der Türkei der 
letzte Ausweg gesperrt, sich in die 
Bundesrepbulik zu retten. Andererseits 
wurden Millionen von Angehörigen der 
in der Bundesrepublik und im übrigen 
Ausland tätigen Arbeiter die Einreise 
bzw. die Familienzusammenführung in 
unzulässiger Weise erschwert, wenn ei- 
nem großen Teil von ihnen nicht gar 
unmöglich gemacht. 


Der von dem Visumszwang betroffene 
Personenkreis wird in dem Erlaß in 
drei Gruppen aufgeteilt: 


1. Erwerbstätige und Gewerbetreiben- 
de in der Türkei, 

2. Studenten und Schüler, 

3. Die in der Bundesrepublik beschäf- 
tigten Arbeiter und ihre Angehöri- 
gen. 


Während die Unternehmer als „unab- 
hängig Gewerbetreibende“ ihre Ge- 
schäftsbeziehungen zu ihren bundesre- 
publikanischen Partnern und ihre Fir- 
belegen müssen, 


hier lebenden Arbeiter gezwungen, ein 


macht werden: „Freundes- und Ver- 
wandtschaftsbesuche, Kongress- und 
Geschäftsreisen, Touristische Reisen 


und Transitreisen.“ 


die ihre 
Freunde und Verwandte in der Bun- 
desrepublik besuchen wollen, werden 


ZS folgende Dokumente verlangt: „Eine 
: Verpflichtungserklärung des zu besu- 
gelung des freien Unternehmertums ge- ~ 
ten, daß er sämtliche Reise- und Auf- 
 enthaltskosten des Besuchers bestrei- 
ten werde; diese Erklärung muß von 
sich eher als ein Gesetz zur Verhinde- 
ZG sein oder ein entsprechendes Schreiben 
< der zuständigen Ausländerbehörde“. 


chenden Freundes oder des Verwand- 


einem türkischen Konsulat beglaubigt 


Die Visumserteilung hängt letztlich 
von der einzuholenden Zustimmung 
der Ausländerbehörde ab, die zustän- 
dig ist für den Bereich der Bundesre- 
publik, in dem die Freunde oder Ver- 
wandte leben. 


Es liegt auf der Hand, daß allein diese 
Regelungen hunderttausenden von Fa- 
milienangehörigen der in der Bundesre- 
publik lebenden Kollegen die Einreise 
unmöglich macht, weil sie nicht einmal 
in der Lage sein dürften, die Reise zu 
den für die Visumserteilung zuständi- 
gen bundesrepublikanischen Konsula- 
ten in drei Städten (Istanbul, Ankara 
und Adana) sowie den vermutlich 
tagelangen Aufenthalt bis zur eventuel- 
len Visumserteilung zu finanzieren. 


Gegen diese diskriminierenden Maß- 
nahme, die allen europäischen und 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
Hohn spricht und die Lippenbekennt- 
nisse der maßgeblichen bundesrepubli- 
kanischen Politiker Lügen bestraft, ist 
eine breite Protestwelle entstanden. 
Türkei-Informationen werden über die 
diesbezüglichen Entwicklungen in den 
nächsten Heften ausführlich berichten. 


Kurz nach Einführung des Visums- 
zwanges, der in offensichtlicher Über- 
einstimmung mit den reaktionären 
Machthabern beschlossen worden war, 
kamen aus Ankara neben lauen Prote- 
sten auch Berichte, die darauf hindeu- 
ten, daß die Junta in der Tat entschlos- 
sen ist, das Land in eine Festung um- 
zuwandeln, aus der die Flucht unmög-' 
lich gemacht werden soll. 


Nach dem Ende Oktober bekanntge- 
wordenen Entwurf versagt die Militär- 
junta allen Personen, gegen die „aus 
politischen Gründen Ermittlungen ein- 
geleistet worden sind“, also auch dann 
obwohl sie freigesprochen worden sind, 
die Ausstellung eines neuen Passes. So 
meldet „Hürriyet“ am 30. Oktober 
1980: „Pässe werden nur für Personen 
ausgestellt, die nachweisen können, 
daß gegen sie nicht aus politischen 
Gründen ermittelt worden ist.“ 


Das neue Gesetz sieht außerdem vor, 
daß bei Passverlust fünf Jahre lang kein 
Ersatz ausgestellt wird. Auch den Bür- 
gern, die ihren Wehrdienst noch nicht 
abgeleistet haben, wird die Ausreise 
verweigert. 


Der neue Gesetzentwurf der Militär- 
junta in Verbindung mit dem un- 
menschlichen Visumszwang deutet auf 
die Zusammenarbeit in einem wichti- 
gen Bereich hin, in dem Kräfte, die 
den Interessen der werktätigen Bevöl- 
kerung nicht sehr wohl gesonnen sein 
dürften, sich gegenseitig ergänzen. 


Rechtsextremisten überfallen 
Asylantenunterkunft 


in Ennepetal 


Die Auswirkungen der Hetzkampagne 
gegen Ausländer erschöpfen sich nicht 
mit den bekannten Überfällen in Ham- 
burg und Frankfurt, bei denen zwei 
Vietnamesen starben. Einen Tag vor 
den Bundestagswahlen wurde eine 
Asylantenunterkunft in Voerde bei 
Ennepetal, .in der Asylanten aus der 
Türkei „wohnen“, überfallen. Es 
kommen zahlreiche andere Übergriffe 
vor, die das Leben der Asylanten äu- 
Berst erschweren und den Zündstoff 
für ernstere Vorfälle in sich tragen. 


Am Vormittag gegen 10.30 Uhr fielen 
den Bewohnern der einsam gelegenen 
Asylantenunterkunft mehrere Perso- 
nen mit einem Pkw, dessen Kennzei- 
chen uns und der Polizei bekannt ist, 
und Motorrädern in ihrer Nähe auf. 
Die fraglichen Personen fuhren zuerst 
weg und kamen gegen 17.00 Uhr wie- 
der zurück. Um 18.30 Uhr wurden 
zwei Türken, die sich zu dieser Zeit in 
der Baracke befanden, durch die Laute 
vor ihrer Tür auf die Anwesenheit 
Fremder aufmerksam. Plötzlich dran- 
gen fünfzehn Personen in die Holzbude 
ein. 

Sie zertrümmerten die Gegenstände in 
den Räumen, warfen die Scheiben ein 
und schlugen die Türe und Holzwände 
kaputt. Mit Schimpfwörtern wie „Aus- 
länder Raus“, „Scheiß Türken‘ be- 
drohten die mit Totschlägern und Ket- 
ten bewaffneten Männer die Asylanten. 
Während sie den Raum verwüsteten, 
gelang einem der Türken unter einem 
Vorwand aus der Bude zu gehen und 
die Polizei zu benachrichtigen. Darauf- 
hin zogen sich die Rechtsextremisten 
in den in der unmittelbaren Nähe der 
Unterkunft befindlichen Wald und be- 
warfen von dort die Bude mit Steinen 
und Bierflaschen. 


Verharmlosung durch 
zuständige Stellen 


Die um 19.12 Uhr eingetroffene Poli- 
zei forderte die Asylanten auf, sich aus- 
zuweisen, machte sich jedoch keine 
Mühe, die Angreifer zu durchsuchen, 
gar eine Ausweiskontrolle durchzufüh- 
ren. Kurz später fuhren die Angreifer 
mit ihrem Pkw und den Motorrädern 
fort, worauf sich auch die Polizei vom 
Ort entfernte. Sie kamen aber gegen 
23.00 Uhr wieder. Da die Asylanten 


bereits die Türe verriegelten und mit 
den in den Räumen befindlichen Ge- 
genständen alle Eingänge versperrten, 
gelang es den Angreifern nicht, erneut 
in die Baracke einzudringen. Sie hiel- 
ten sich über Nacht im Wald auf und 
starteten um 10.00 Uhr am nächsten 
Morgen einen neuen Überfall, der er- 
gebnislos verlief. 


Die Arbeiter aus der Türkei, die ihre 
Heimat aus Gründen des faschisti- 
schen Terrors verließen, blieben auch 
hier in der Bundesrepublik von dem 
Terror der rechtsextremistischen Kräf- 
te nicht verschont. Bezeichnend ist je- 


Dazu kommt, daß die Angreifer nach 
Einschätzung der Opfer im nüchternen 
Zustand handelten und ihren Überfall 
auf die abgelegene Unterkunft, die 
man mit einem Auto kaum erreichen 
kann, schon vorher vorbereitet hatten. 
Nicht ohne Gründe hatten sie die Ba- 
racke vor dem Angriff um 18.30 Uhr 
zwei Mal beobachtet. 


Die FIDEF-Arbeitsgruppe in Ennepe- 
tal verteilte am nächsten Wochenende 
Flugblätter in zwei Sprachen an die 
Bevölkerung, in denen aufgefordert 
wurde, daß die Asylsuchenden in siche- 
re und bewohnte Gebiete umgesiedelt 
werden sollten. Die Arbeitsgruppe rief 
auch zu einer Versammlung bezüglich 
der Vorfälle am 4. Oktober auf. Für 
diese Veranstaltung stellte die Stadt 
keine Räume zur Verfügung und be- 
gründete diese Maßnahme damit, daß 
die Arbeiter aus der Türkei keinen 
„Träger“ hinter sich hätten. Dennoch 
führte die Arbeitsgruppe die Zusam- 
menkunft in einer Gaststätte durch, an 
der zahlreiche Arbeiter und Asylanten 
teilnahmen. Die Anwesenden sprachen 
ihre Empörung über der Verhalten der 
Polizei während des Überfalls und über 
die Ermittlung nur wegen Sachbeschä- 


am Waldrand in Voerde: Asylantenbaracke, ausgelagert aus der Ortschaft 


doch das Verhalten der Polizei. Sie 
unternahm nichts für den Schutz 
der gefährdeten Personen und führte 
bei den Opfern eine Ausweiskontrolle 
durch anstelle bei den Angreifern. Mit 
großer Mühe versuchte die Polizei, po- 
litische Motive zu verstecken und führ- 
te den Überfall auf die Trunkenheit 
der Angreifer zurück. Man fragt- sich 
hier mit Recht, ob die Polizei neuer- 
dings betrunkene Personen ans Steuer 
setzen und fortfahren läßt, und ob es 
üblich ist, daß man in betrunkenem 
Zustand Häuser und Personen über- 
fällt. 


digung aus. Sie forderten die Behörden 
und Politiker auf, endlich grundlegen- 
de Maßnahmen für den Schutz der aus- 
ländischen Arbeiter und Asylanten ge- 
gen die Angriffe rechtsextremistischer 
Kräfte zu unternehmen. Als Gast zu 
dieser Veranstaltung war auch der Be- 
auftragte des FIDEF-Bundesvorstan- 
des für Asylfragen eingeladen, der die 
Vorfälle in Voerde verurteilte und dar- 
auf aufmerksam machte, daß solche 
Überfälle keine Einzelfälle mehr seien. 
Er beantwortete auch zahlreiche Fra- 
gen der Teilnehmer hinsichtlich der 
Situation der Asylsuchenden. - 


Umstände noch ungeklärt 


Zum Tod 


des Schülers Kemal Çelik 


In der September/Oktober- Ausgabe 
der Türkei-Informationen berichteten 
wir unter der Rubrik „kurz berichtet‘ 
über den Tod eines türkischen Schul- 
jungen. Bei dieser Meldung beriefen 
wir uns auf die Tageszeitung Hürriyet. 
Weil uns der Vorfall, daß ein Schüler 
im Schulbus Opfer einer Schlägerei 
wird, nicht wie ein alltägliches Ereig- 
nis erschien, gingen wir der Sache nach. 
Wir unterhielten uns u.a. mit dem Va- 
ter des getöteten Kemal Celik, studier- 
ten die Akten der Staatsanwaltschaft 
und berieten uns mit Fachleuten aus 
dem Schulwesen und der Justiz. 


Dabei haben wir erfahren, daß im Ge- 
gensatz der Presseberichten nicht meh- 
rere deutsche Jugendliche an den Vor- 
fall in dem Schulbus verwickelt waren, 
sondern lediglich ein deutscher Schüler 
Kemal Celik attakierte, der schon frü- 
her mit ihm heftige Auseinanderset- 
zungen gehabt hatte. Die Tatsache, 
daß der deutsche Jugendliche, dessen 
Namen die Polizei nicht bekannt gab, 
weil sie eine „Rache“ durch den Va- 
ter befürchtet, nicht wie alle anderen 
Kinder ausgestiegen ist, sondern Celik 
aufforderte, ihm seinen Platz zu über- 
lassen, zeigt, daß er einen Streit 
mit ihm suchte. Nach Aussagen der 
anderen Schüler soll der 13 jährige Ce- 
lik den deutschen Jungen weggestoßen 
haben. In dem Bericht der Staatsan- 
waltschaft heißt es u.a.: 


„Die Obduzenten haben erfahren, daß 
dieser Junge am 1.9.1980, um 14.15 
Uhr, mit seinen Schulkameraden in ei- 
nem Schulbus fuhr. Dort entstand eine 
Rangelei, bei der mehrere Schläge vor 
Kopf, Brust und Bauch verteilt worden 
seien. Der Junge hat dann auf einem 
Sitz gesessen und ist plötzlich in sich 
zusammengefallen und nach vorn seit- 
lich rechts zu Boden gefallen“ (91 UJs 
1401/80 (L)). Dennoch stellt die Staats- 
anwaltschaft in dem Bericht weiter 
fest, daß der Junge mit großer Wahr- 
scheinlichkeit eines natürlichen Todes 
gestorben sei: Ein Virusinfekt mit ei- 
ner begleitenden Herzmuskelentzün- 
dung. Demgegenüber erklärt der Vater, 
daß sein Sohn nicht an Herzbeschwer- 
den gelitten und der Hausarzt auch 
nichts dergleichen diagnostiert hätte. 


Die offizielle Benennung der Todesur- 
sache steht noch aus, obwohl inzwi- 
schen mehr als zwei Monate vergangen 
sind und Kemal Celik in seinem Hei- 
matsort in Adiyaman in der Osttürkei 
begraben wurde. Die verantwortlichen 
Stellen bei der Uniklinik in Frankfurt, 
wohin die Leiche zuletzt für die Au- 
topsie gebracht wurde, schweigen dem 
Vater gegenüber und stellen nichts 


30 Schriftliches zur Verfügung 


Der von dem Vater, Mustafa Celik, be- 
auftragte Rechtsanwaltbüro in Sieg- 
burg stellte am 4.September eine Straf- 
anzeige gegen Unbekannt. Sonderba- 
rerweise ist bis heute nichts über das 
Ergebnis oder zumindest den Stand 
der Ermittlungen zu erfahren. Hier 
läßt sich eine Verschleppung durch die 
Ermittlungsbehörden vermuten, weil 
die bisher zusammengestellten Akten 
weder dem Vater noch dem Rechtsan- 
walt zugänglich gemacht worden sind. 
Auch die Frage der Kosten ist für die 
Familie Celik ungelöst, denn die Ko- 
sten der Überführung der Leiche, das 
Begräbnis, die Reisekosten und der 
Verdienstausfall betragen insgesamt 
über 7.000,— DM. Der Vater erhielt 
von der Betriebskrankenkasse der 
Transformatorenwerke Boge bie Eitorf 
ganze 1.202,— DM. Den Restbetrag 
konnte er nur durch Spenden sei- 
ner Kollegen bezahlen. 


Situation in Schulbussen 
fördert Aggressionen 


Ob die Ausländerfeindlichkeit bei dem 
Vorfall eine Rolle gespielt hat, ist 
nicht klar. Es ist jedoch besonders 
wichtig, daß die Schüler vor der Hetze 
der reaktionären Kräfte geschützt wer- 
den. Es ist kaum vorstellbar, daß die 
Kampagnen wie „Ausländerstopp“, 
„Ausländer Raus‘ spurlos an den Kin- 
dern vorbeigehen. Aber auch die Frage 
der Schulbusse ist ein weithin ungelö- 
stes Problem. Zu dem Streß in der 
Schule kommt der Streß im Schulbus. 
Ausnahmslos alle Lehrer, mit denen 
wir über dieses Thema gesprochen ha- 
ben, beklagten sich über die Situation 
in den Schulbussen. Sie kritisierten, 
daß vonseiten der Schulbehörden 
kaum etwas für die Entlastung der über- 
füllten Busse unternommen wird. Die 
Lehrer berichteten auch, daß die Aus- 
einandersetzungen mit erheblichen 
Verletzungen ein tag-tägliches Problem 
sind. Inzwischen würden viele Eltern 
ihre Kinder nicht mehr mit den Schul- 
bussen fahren lassen, sondern sie selbst 
zur Schule bringen und dann wieder 
abholen. 


Es ist durchaus vorstellbar, daß die 
Agression der Kinder in einem Schul- 
bus wie in dem obigen Fall, in dem nur 
ca. 40 Kinder von 66 Platz erhalten 
können und sie eine sehr kurvenreiche 
Strecke von Roßbach nach Eitorf fah- 
ren müssen, größer werden. Immerhin 
fühlten sich die Schulbehörden veran- 
laßt, den Schülern Platzkarten für die 
Schulbusse auszuteilen. Doch leider 
wird so letztlich der Mangel auch nur 
verteilt. 


FIDEF-Vorstand: 
Solidarisch mit 
Hoesch-Arbeitern 


„Stahlwerk jetzt!” Unter dieser Über- 
schrift veröffentlichte der FIDEF-Bun- 
desvorstand eine Erklärung, aus der 
wir folgende Auszüge abdrucken: 


Die Stahlbosse der Hoesch-AG wol- 
len zehntausende Arbeitsplätze ver- 
nichten! Damit beweisen die Herren 
wieder einmal, daß sie bereit sind, 
um ihrer Profitsucht willen, die Ar- 
beiter auf die Straße zu setzen. 


Die europäischen Stahlkonzerne 
haben durch ihre bisherige Produk- 
tionspolitik, die allein durch ihre 
Profitinteressen bestimmt ist, diese 
neue Stahlkrise verursacht. Durch 
diese Krise werden sie auch in ande- 
ren Wirtschaftszweigen weitere Kri- 
sen erzeugen. 


Jedoch schon jetzt bereiten sich 
Konzernherren darauf vor, die La- 
sten der Krise auf die Schultern der 
Werktätigen abzuwälzen. Ihre Ab- 
sichten bei Hoesch sind nur ein An- 
fang. Noch viele weitere Arbeits- 
plätze werden vernichtet werden, 
die ausländischen Arbeiter werden 
dabei mit als erste zur Arbeitslosig- 
keit verurteilt sein. 


Pläne der Stahlbarone 
durchkreuzen! 


Die Hoesch-Arbeiter verteidigen 


entschlossen ihre Arbeitsplätze. sie 
protestieren mit Massenversamm- 
lungen und Aktionen gegen die Ab- 
sichten der Stahlbarone. Sie werden 
den Kampf um den Erhalt der Ar- 
beitsplätze mit ihrer Einheitsgewerk- 
schaft erfolgreich fortsetzen. 


Arbeiter aus der Türkei! 


Die Monopolherren versuchen, um 
dadurch ohne große Widerstände 
ihre Pläne zur Arbeitsplatzvernich- 
tung durchsetzen zu können, auch 
uns zu spalten. Sie teilen uns in ein- 
heimische und ausländische Arbei- 
ter und schüren weiterhin die Aus- 
länderfeindlichkeit. 


Doch die Arbeiter aller Nationalitä- 
ten haben sich im Winter 1978 ge- 
meinsam am Stahlarbeiterstreik be- 
teiligt. In Schnee und Eis haben wir 
Schulter an Schulter Streikposten 
gestanden. Am Band, beim Streik 
und bei Demonstrationen haben wir 
gelernt gemeinsam zu kämpfen. Aus 
welchen Land wir Arbeiter auch 
kamen, wir haben uns einheitlich 
gezeigt. Gegen die Angriffe in der 
heutigen Zeit werden wir uns ge- 
nauso vereint wehren, Dadurch wer- 
den wir die Vernichtung der Stahl- 
arbeitsplätze, dadurch werden wir 
das Durchsetzen der Profitinteressen 
der Stahlbosse verhindern, 


FIDEF ruft alle Arbeiter aus der 
Türkei dazu auf, gemeinsam mit 
den deutschen und anderen auslän- 
dischen Kolleginnen und Kollegen 
in ihren DGB-Gewerkschaften aktiv 
zu werden. Wir rufen dazu auf, sich 
mit den Hoesch-Arbeitern zu soli- 
darisieren. Dieser gemeinsame 
Kampf gegen die Vernichtungspläne 
der Arbeitsplätze bei Hoesch kann 


so auch ein sehr starker Beitrag im 
Kampf gegen die Ausländerfeind- 
lichkeit werden! 


Düsseldorf, den 6. November 1980 
FIDEF-Bundesvorstand 


Die dunklen Beziehungen des 
Türkes-Freundes Kemal Ilicak 


Hinter den Kulissen von "Tercüman” 


Die Absicht der Ter-Druckerei, in 
der die reaktionäre „Tercüman“ ge- 
druckt wird, im April 1979 die be- 
streikte Times zu drucken, löste bei 
allen Gewerkschaftern in der Bundes- 
republik heftige Reaktionen aus. Mit 
dem Erscheinen der Times sollte der 
Widerstand der 3000 ausgesperrten 
englischen Kollegen gebrochen werden. 
National Graphical Association (NGA) 
rief IG Druck und Papier zur Solidari- 
tät auf. Deutsche und türkische Ge- 
werkschafter, die in der IG Druck und 
Papier organisiert sind, riefen darauf- 
hin einen Objektstreik bei der Ter- 
Druckerei aus. Während des zweitägi- 
gen Streiks der IG Druck und Papier 
ließ sich das Management der Ter- 
Druckerei durch den Rechtsberater des 
hessischen Druckunternehmerverban- 
des, Gebhard Ohnesorge, beraten. Trotz 
aller Provokationen gelang es der Ter- 
Druckerei nicht, die Times zu drucken. 
Diese schwer verdauliche Niederlage 
soll nun zumindest juristisch ausgegli- 
chen werden. Deshalb klagt die Ter- 
Druckerei gegen die Gewerkschaftskol- 
legen Manfred Balder, Hans Georg 
Fritz und Heinz Werner Wurstius und 
ihre Gewerkschaft IG Druck und 
Papier. Mit diesem Angriff versucht die 
Ter-Druckerei Hand in Hand mit dem 
Landesverband Druck Gewerkschaften 
zu kriminalisieren und gewerkschaft- 
liche Aktionen als strafbare Delikte 
hinzustellen. 


Ständige Gäste 
bei Faschisten 


Daß ein solcher Angriff ausgerechnet 
von der Ter-Druckerei gestartet wird, 
wundert uns nicht im geringsten. Denn 
die Ter-Druckerei in Zeppelinheim bei 
Frankfurt ist eine Tochtergesellschaft 
der „Tercüman“ in der Türkei, die als 
Sprachrohr der türkischen Reaktion 
und der „Grauen Wölfe“ gilt. Ein Bei- 
spiel für die Verbundenheit „Tercü- 
man’s“ mit den Faschisten ist, daß 
ihr Redakteur Kabakli des öfteren in 
die Bundesrepublik kam und bei der 
„Türk-Föderation‘ der „Grauen Wöl- 
fe“ und ihren angeschlossenen Verei- 
nen referierte. So zum Beispiel sprach 
er am 23.11.1978 beim „Großen [deal 
Verein Berlin“ und am 28.11.1978 


beim „Türken-Hort Hamburg“. Eben- 
falls stellt er sich am 4.12.1978 in 
Paris bei einem Seminar des „Ideali- 
stischen Arbeitervereine Paris“ als Re- 
ferent zur Verfügung. 


Verbindungen zum Drogen- 
und Waffenschmuggel 


Der Name von dem Tercüman-Boss Ili- 
cak ist auch in Rauschgiftshandel ver- 
wickelt. Ugur Mumcu veröffentlichte 
am 13. Oktober 1980 in der Zeitung 
„Cumhuriyet“ die Aussage des Waffen- 
schmugglers Ibrahim Telemen, der 
1972 vor der Militärstaatsanwaltschaft 
interessante Erklärungen über Waffen- 
schmuggler machte und später auf ver- 
dächtige Weise von einem Hotelzimm- 
mer in den Tod stürzte. In seiner Aus- 
sage gab Telemen folgendes zu Proto- 
koll: 


„Die wichtigste Person, die den oben- 
genannten Waffenschmugglern aus Eu- 
ropa die Waffen besorgte, ist ein in der 
Schweiz lebender Türke namens Meh- 
met Zeki. Dieser Mehmet Zeki kandi- 
dierte bei den Wahlen 1969 für die Par- 
tei der Nationalistischen Bewegung in 
Istanbul und wurde als ein türkischer 
Geschäftsmann, der in der Schweiz ein 
Privatflugzeug hat, präsentiert. Er wur- 
de jedoch nicht gewählt. Er beschafft 
die Waffen für Mehmet Kürekci ... sie 
schmuggeln zusammen mit dem Besit- 
zer der Zeitung „Tercüman“, Kemal 
Ilicak, Heroin ins Ausland. Der auf- 
grund des Vorfalls um den MHP-Sena- 
tor aus Nigde verhaftete Haci Arman, 
Mehmet Kürekci und Mehmet Zeki ar- 
beiteten lange Zeit zusammen. Mehmet 
Zeki arbeitet mit Kemal Ilicak zusam- 
men. Über diese Ereignisse weiß der 
jetzige Polizeipräsident von Izmir sehr 
gut Bescheid. Denn er war längere Zeit 
Dezernatleiter für Finanzdelikte sowie 
stellvertretender Polizeipräsident in 
Istanbul und sah und hörte in diesen 
8-9 Jahren sehr viel“. 


Sicherlich könnte man über „Tercü- 
man“ und ihren Besitzer ein umfang- 
reiches Buch schreiben; das alles sind 
Fakten, die wir in einer sehr kurzen 
Zeit zusammenstellen konnten, wir 
werden gelegentlich noch mehr darü- 
ber berichten. 
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Wiederüm ein Redakteur der „Tercü- 
man“, Rauf Tamer, schrieb regelmäßig 
Artikel in dem MHP-Blatt „Hergün“. 
Umgekehrt ist auch der 2. Vorsitzende 
der MHP, Agah Oktay Güner, ein freier 
Mitarbeiter beim „Tercüman“ und 
schreibt einmal wöchentlich einen 
Leitartikel. 


Mit ihren Artikeln und Romanen 
schürt „Tercüman“ ständig Hetze gegen 
andere Völker. Stellvertretend für zahl- 
reiche solche Inhalte kann man die 
Comic-Serie „Hauptmann Volkan“ 
nennen. Darin wird Kriegshetze getrie- 
ben und das griechische Volk als „feige 
Hunde“ beschimpft. Mit Sätzen wie 
„Mein Vater ist in Korea gefallen und 
ich bin jetzt auf Zypern“ wird die In- 
tervention der türkischen Armee auf 
Zypern bejubelt. 


Die internationale Finanz’Zeitschrift 
„Fortune“ stellt den Besitzer von 
„Tercüman, Kemal Ilicak, wie folgt dar: 
„Er kontrolliert 42 Unternehmen mit 
einem Jahresumsatz von 95 Millionen 
Dollar. Diese Unternehmen produzie- 
ren alles; angefangen von Autoachsen 
über künstliche Düngemittel bishin zu 
den Textilien. Der geschäftstüchtige 
Ilicak ist der Besitzer der Zeitung 
„Tercüman“, die bei seinem Aufkauf 
eine Auflage von 13000 hatte und 
heute über eine halbe Million verkauft. 
Tercüman verfügt, außer den vier 
Druckereien in der Türkei, auch über 
eine Druckerei in Frankfurt, die für die 
türkischen Arbeiter publiziert.“ 
(5.11.79) 


Der Redakteur der Tageszeitung 
„Cumhuriyet“, Ugur Mumcu, veröf- 
fentlichte einige interessante Fakten 
über „Tercüman“: 


„Tercüman ist das Medium zur Ver- 
breitung der faschistischen Ideologie in 
der Türkei. Das Unternehmen „Tercü- 
man“ beschränkt sich nicht auf die 
Zeitung „Tercüman“, sondern verfügt 
über zahlreiche Tochtergesellschaften. 
Eine dieser Tochterfirmen ist die „MIS- 
TAS“, die wiederum Vertreter der 
dem ITT-Konzern gehörenden LMT 
in der Türkei ist. K. Ilicak bekleidet 
einen Vorstandstposten bei LMT. 


Die ITT, die direkt an dem faschisti- 
schen Putsch in Chile beteiligt war, un- 
terstützte die Zeitung „Mezkuria“, um 
die Regierung Allende zu stürzen. Fi- 
nanzielle Unterstützung erhält auch 
„Tercüman“ mit dem gleichen Ziel. 


Nach Erklärungen im Jahre 1978 ar- 
beitet „Tercüman“ mit Verlust. Ter. 
cüman“, die ihren Lesern durch Preis- 
ausschreiben Eigentumswohnungen, 
Grundstücke, Lastwagen verschenkt, 
macht Verluste“ (Aus der Rede auf 
dem 3. FIDEF-Kongreß). 


Die Mutter „Tercüman“ hat 1978 eine 


Tochter geboren: Die Wochenzeitung ` 


Anadolu. Ahmet Kabakli schreibt am 


8.12.1978 in „Tercüman“: „Anadolu“ 
erscheint für die Türken in Deutsch- 
land und in Europa als ihre Wochen- 
zeitung. Sie ist nationalistisch und 
konservativ . . . Der Herausgeber der 
Anadolu ist unser Freund Erdogan 
Olcayto, der ein Mitarbeiter von 
„Tercüman“ ist.“ 


32 April 1979: Deutsche und ausländische Kollegen als Wachposten vor der Tercümandruckerei 


GE 


EE EE 


Die Beschützer 


der MHP-Mörder 
müssen genannt 
werden 


Wir hatten in Türkei-Informationen be- 
reits vor Monaten auf die Tatsache hin- 
gewiesen, dass die faschistische Türk- 
 Förderation (Zentrale in Frankfurt/M, 
 Gutleutstr. 173) die Tarnorganisation 
der MHP im Ausland darstellt.Es ist in- 
zwischen eine allgemein anerkannte 
Tatsache, dass die faschistische MHP 
mit Hilfe dieser Tarnorganisation ihre 
von „Spendensammlungen‘“ bis zu 
Waffen- und Heroinhandel reichenden 
Aktivitäten tätigt. Die Auslandsorgani- 
sation der MHP dient aber auch den in 
der Türkei wegen zahlreicher Mordta- 
ten steckbrieflich gesuchten „Grauen 
Wölfen“ als Schlupfwinkel. 


Schon allein in in den letzten Jahren 
deutlich gestiegene Agressivität der tür- 
kischen Faschisten in der BRD lässt 
auf eine Verstärkung durch neue 
Funktionäre aus der Türkei schliessen. 
Auch unsere eigenen Beobachtungen 
in zahlreichen Städten der BRD weisen 
auf einen verstärkten Zugang von 
„Grauen Wölfen“ aus der Türkei in die 
örtlichen Mitgliedsvereine der Türk- 
Föderation. 
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Die Verhaftung des faschistischen Mör- 
ders Üzeyir Bayrakli in Mainz Mitte 
September hat die diesbezüglichen 
Warnungen der FIDEF bestätigt. Üze- 
yir Bayrakli wird zur Last gelegt, 1978 
den Philosophie-Dozenten Dr. Bedret- 
tin Cömert in Ankara erschossen zu 
haben. Der junge Wissenschaftler hatte 
sich die Feindschaft der Faschisten zu- 
gezogen, weil er sich bereit erklärt hat- 
te, an einem Disziplinarverfahren ge- 
gen „Graue Wölfe“ an der Universität 
von Hacettepe/Ankara als Mitglied des 
Disziplinarausschusses mitzuwirken. 
Seine Ermordung war Teil einer allge- 
meinen Einschüchterungskampagne ge- 
gen die Gegner der Faschisten. 


Mörder leben unter uns 


Üzeyir Bayrakli ist der zweite MHP- 
Mörder, dessen die bundesrepublika- 
nischen Behörden habhaft geworden 
sind: Im Sommer 1979 war ein weite- 
rer „Grauer Wolf“, der Mörder Nasi- 
bullah Türker gefasst und kurzerhand 
abgeschoben worden. Auch über die- 
sen Fall wurde die Öffentlichkeit kaum 
informiert. 


MHP-Mörder in der BRD festgenommen 


Die Tatsache, dass Ü. Bayrakli mit ei- 
nem falschen Pass in Mainz lebte und 
bei der örtlichen „Grauen Wölfe“ — 
Organisation kräftig mitmischte, müs- 
ste den zuständigen Behörden seit län- 
gerer Zeit bekannt sein. Die Häufung 
der Übergriffe durch die „Grauen Wöl- 
fe“ in Mainz und Umgebung war nicht 
zu übersehen. 


Im Oktober berichtete die türkische 
Presse über die Anwesenheit weiterer 
faschixhtischer Mörder. So schrieb die 
Tageszeitung „Günaydin“ am 20.10., 


Haftbefehl gegen 
Vorsitzenden der 
Türk-Föderation 


Der Militärstaatsanwalt in Ankara 
hat gegen 89 MHP-Anhänger Haft- 
befehl wegen Bildung bewaffneter 
Banden, wegen Ausrüstung dieser 
Banden mit Waffen und Munition 
sowie Versorgung mit Geld, wegen 
Anstiftung zum Massenmord und 
Beteiligung an Massenmord erstellt. 
Nach übereinstimmenden Meldun- 
gen in der türkischen Presse befin- 
den sich auch hohe Funktionäre 
der faschistischen Türk-Föderation, 
wie z.B. der Vorsitzende Serdar 
Celebi und das Vorstandsmitglied 
Sami Bal unter den gesuchten. 
(Siehe z.B. „Milliyet vom 14.11. 
80). 


Es ist in diesem Zusammenhang 
wissenswert, daß die Aufenthalts- 
und Arbeitserlaubnisse für Serdar 
Celebi, der von der MHP eigens 
für die Tätigkeit als Vorsitzender 
der Türk-Föderation in die BRD 
geschickt wurde, von einem CDU 
Politiker besorgt wurden: Ebenso 
wie Lokman Kundakci, ein wei- 
teres Vorstandsmitglied der Türk- 
Föderation, fungiert Serdar Celebi 
nach offizieller Lesart als „wissen- 
schaftlicher Mitarbeiter” eines fik- 
tiven Türkei-Instituts, das dem 
CDU-Stadtverordneten in Schwalm- 
stadt, Dr. H.E. Kannapin, gehört. 


dass der mehrfache Mörder Ali Agca 
(siehe TÜRKEI-INFORMATION, Sep- 
tember/Oktober, S. 6) der wegen Mor- 
des an dem bekannten Journalisten 
Abdi Ipekci in der Türkei bereits zum 
Tode verurteilt worden ist, sich eben- 
falls in der BRD befindet. Nach über- 
einstimmenden Berichten der türk- 
isch-sprachigen Sendungen des WDR 
soll Ali. Agca eine deutsche Staatsbür- 
gerin heheiratet haben, um sich einer 
Auslieferung an die Türkei zu entzie- 
hen. ER befindet sich höchst wahr- 
scheinlich im Raum Frankfurt. 


Mehmet A. Ali Agca: wegen mehrfachen 
Mordes verurteilt, lebt in Frankfurt 


Auch der mehrfache Mörder (bereits 
rechtskräftig zu Tode verurteilt) Isa 
Armagan, dessen Komplize Mustafa 
Pehlivanoglu bereits hingerichtet wor- 
den ist, soll sich nach diesen Berichten 
in der BRD aufhalten und soll eben- 
falls eine deutsche Frau geheiratet 
haben. 


Schon am 5.9. schrieb die Tageszei- 
tung „Milliyet“: „Der Drahtzieher bei 
der Ermordung vom angesehenen 
Journalisten Abdi Ipekci, Mehmet Se- 
ner, beantragte unmittelbar nach dem 
Mord, am 14.2.79 bei der Ausländer- 

olizei in Ludwigsburg, mit dem tür- 

ischen Reisepaß Nr. TR-D 813456 
Aufenthaltserlaubnis und ersuchte po- 
litisches Asyl.“ 


Auf der Pressekonferenz der Initiative 
„Solidarität mit den Demokraten der 
Türkei“ am 12.11.80 in Bonn nannte 
der Bundestagsabgeordnete Klaus Thü- 
sing weitere Namen. Er wies darauf 
hin, daß mindestens acht faschisti- 
sche Terroristen, unter ihnen auch der 
mehrfache Mörder Feridun Akkuzu 
und der im Zusammenhang mit der 
Ermordnung von Dr. B. Cömert ge- 
suchte Rifat Yildirim, sich gegenwär- 
tig in der BRD befinden. 


Angesichts dieser Situation drängen 
sich folgende Fragen auf: 


— Da eine Heirat mit falschen Papie- 
ren nicht die beabsichtigte „Schutz- 
wirkung“ gehabt hätte, müssen die- 
se Mörder die notwendigen Forma- 
litäten mit ihren wahren Namen 
erledigt und dabei neben den deut- 
schen Behörden auch die türki- 
schen Konsulate eingeschaltet ha- 
ben. Wie konnte es kommen, daß 
sie nicht sofort verhaftet wurden? 


— Sind die Namen dieser Mörder in 
den hießigen Fahndungsbüchern 
enthalten? Wenn ja, wann erfolgte 
die Eintragung? 

— Die betreffenden Personen können 
kein Deutsch. Wer hat ihnen ge- 
holfen, eine Bleibe zu finden und 
die notwendigen Behördengänge 
usw. zu erledigen? 


— Wenn es zutrifft, daß sie geheiratet 
haben: Wie haben sie ihre „Bräute‘ 
gefunden? 


— Warum werden sie immer noch 
nicht verhaftet? 


— Mit welchen türkischen und deut- 
schen Organisationen haben sie zu 
tun gehabt? 


Die demokratische Öffentlichkeit in 
der Bundesrepublik verlangt unbedingt 
die Beantwortung dieser Fragen von 
den zuständigen Stellen des Bundes 
und der Länder. Die Aufklärung die- 
ser Punkte wird sicherlich ein wich- 
tiger Beitrag zur Aufdeckung der Hin- 
tergründe des internationalen Terroris- 
mus sein. 
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MBSE: Abstellgleis für ausländische Jugendliche 


„Maßnahmen“ werden immer dann er- 
griffen, wenn ein Problem erkannt 
wurde, man es aber nicht lösen kann 
oder will. Das Problem „arbeitslose 
ausländische Jugendliche“ ist nicht 
erst seit gestern bekannt und folgerich- 
tig gibt es auch schon eine Menge 
„Maßnahmen“, Projekte: BVJ, BGJ 
und AFG-Förderkurse sind zwar nicht 
nur für ausländische Jugendliche kon- 
zipiert, schließlich betrifft die Arbeits- 
losigkeit auch deutsche Jugendliche, 
aber entsprechend der Segregation in 
den allgemeinbildenden Schulen gibt 
es in allen diesen Angeboten auch 
„Sonderangebote“ nur für Ausländer. 


Als Gigant unter allen „Maßnahmen“ 
entwickeln sich inzwischen jedoch die 
MBSE, die „Maßnahmen zur beruf- 
lichen und sozialen Eingliederung‘ 
diesmal exklusiv konzipiert nur für 
Ausländer. 15.000 sollen im Kursjahr 
1980/81 teilnehmen, in zwei Jahren 
sollen es sogar 20.000 sein. 


MBSE statt Schule? 


Problem erkannt? Seit Jahren wurden 
zuständige Behörden aufgefordert, die 
Bildung und Ausbildung ausländischer 
Kinder und Jugendlicher ernst zu neh- 
men, wurden sie gewarnt vor den mög- 
lichen Konsequenzen, die die Ver- 
säumnisse mit sich bringen. Bis heute 
gibt es jedoch besonders im Berufs- 
schulbereich noch keine adäquate 
Lehreraus- oder -fortbildung, in diesem 
Bereich ist nicht einmal die Erfüllung 
der Berufsschulpflicht durchzusetzen. 
Würden nämlich alle ausländischen 
Jugendliche dieser Pflicht nachkom- 
men, der Unterricht müßte zusammen- 
brechen. 


Hier soll nun MBSE Abhilfe schaffen. 
Zunächst bereitet man die Berufsschu- 
len nicht auf die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben vor, dann wird festgestellt, daß 
die Berufsschulen nicht in der Lage 
sind, ihre Aufgaben zu erfüllen und 
bastelt eine Maßnahme zurecht, damit 
die Jugendlichen wenigstens nicht auf 
der Straße auffallen. Innerhalb dieser 
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auf MBSE ermöglicht, daß die Berufs- 
schulen weiter alles beim alten lassen, 
das Problem wird weiter verschleppt. 
Konsequenterweise schließt sich die 
Hauptschule dieser Entwicklung schon 
an: In einigen Bundesländern können 
ausländische Schüler ab 14 Jahre für 
MBSE von der Schulpflicht befreit 
werden! 


„Die Maßnahmen zur beruflichen und 
sozialen Eingliederung“ — der Name 
deutet es an — sollen vor allem auf 
einen Beruf vorbereiten. 75% der 
325.000.000 Mark, die für das laufen- 
de Kursjahr veranschlagt wurden, be- 
zahlt die Bundesanstalt für Arbeit, die 
nur bezahlen darf, wenn es nicht all- 
gemeinbildendes Wissen ist, was ver- 
mittelt werden soll (Den Rest teilen 
sich Bund und Länder in der Finan- 
go Diese Summe hört sich zwar 
recht hoch an, und auf Fragen, was 
denn für ausländische Jugendliche ge- 
tan werde, wird sie gerne zitiert; bei 
näherer Betrachtung zeigt sich aber, 
daß die Maßnahmen nicht nur 
geeignet sind, die Schulprobleme der 
ausländischen Kinder weiterhin zu 
vertagen, sie sind zudem noch billig: 
Pro Teilnehmer und Jahr sollen 
10.000,— DM gezahlt werden, umge- 
rechnet 100,— DM pro Unterrichts- 
stunde und 15 Teilnehmer. Davon 
sollen die Gehälter der Lehrer, Mieten 
und Reinigung der Räume, die Ver- 
waltung, Materialien etc. bezahlt wer- 
den. — Vergleichsrechnungen im öf- 
fentlichen Schulbereich würden ein 
Vielfaches dieser Summe ergeben. 


Als Träger dieser Maßnahmen fungie- 
ren vor allem die Wohlfahrtsverbände 
und Volkshochschulen. Zunehmend 
werden aber auch Anträge von Arbeit- 
geberverbänden und einzelnen Betrie- 
ben gestellt — und genehmigt. „Da 
diese (Betriebe) besonders auf die An- 
forderungen der Arbeitswelt eingehen 
können, bieten sie sich auch als Part- 
ner für solche Einrichtungen an, die 
vornehmlich Sprache und Allgemein- 
bildung vermitteln.“ (Dienstblatt der 
Bundesanstalt für Arbeit vom Novem- 
ber 1979) 


Kostenlose Probezeit für 
Firmen 


In einigen Städten wird gemunkelt, 
daß über 50% der genehmigten Anträ- 
ge auf Unternehmerseite angesiedelt 
sind. Sie hat hier tatsächlich eine her- 
vorragende Möglichkeit, in dem einen 
Jahr Werkstattunterricht aus den zahl- 
reichen Arbeitslosen diejenigen heraus- 
zupicken, die sich am besten bewährt 
haben: Ein Jahr Probezeit gratis, in der 
auf die Erfordernisse des Betriebes hin 
zugeschnittenes Wissen vermittelt wird. 
Möglicherweise wird auch Deutschun- 
terricht erteilt, werden sozialpädagogi- 
sche Begleitprogramme angeboten, wie 
es die Rahmenvorstellungen von MBSE 
vorschreiben. Nur, solange die Auf- 
sicht über die Einhaltung bei den dafür 
nicht ausgestatteten Arbeitsämtern 
liegt, wird niemand offiziell wissen, 
was tatsächlich im Unterricht passiert, 
wird niemand wissen, ob die „Aus- 
richtung auf 3 Berufsfelder“ eingehal- 
ten wird. 


Bleibt noch das, was trotz Kenntnis 
dieser Tatsachen von einigen’als positiv 
genannt wird. Für Jugendliche, die als 
Familienangehörige erst vor kurzem in 
die Bundesrepublik eingereist sind, die 
auch nicht der allgemeinen Schul- 
pflicht unterliegen, sei dies das ein- 
zige bestehende Angebot. Abgesehen 
davon, daß dieses Argument nur er- 
neut von den Aufgaben bestehender 
Institutionen ablenkt, stellt sich aber- 
mals die Frage nach der Kontrolle. 
Im übrigen wird zumindest in einem 
Faltblatt des Bundesministeriums für 
Arbeit den Betrieben die Auswahl der 
Teilnehmer überlassen: „Der Betrieb 
entscheidet, wen er aufnimmt.“ (FR, 
11.9.80) So wird man de facto weiter- 
hin in manchen MBSE-Kursen Abitu- 
rienten mit erst kurzem Aufenthalt in 
der BRD antreffen zusammen mit 
Jugendlichen, die in deutschen Schu- 
len zu „Analphabeten in zwei Spra- 
chen“ wurden, zusammen auch mit 
solchen, die einen qualifizierten Haupt- 
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schulabschluß haben, aber keine Aus- 
bildungsstelle finden konnten. 


Ob die Jugendlichen in einen MBSE- 
Kurs oder in einem Volkshochschul- 
kurs mit der Möglichkeit des Erwerbs 
des Hauptschulabschlusses oder an 
einem „normalen“ Berufsförderkur- 
sus des Arbeitsamtes — oder ob sie 
nichts dergleichen machen, weil in ih- 
rer Stadt keine dieser Maßnahmen 
durchgeführt wird — scheint letztlich 
nur durch den Zufall und der augen- 
blicklichen Arbeitsmarktlage in der 
Stadt, in der er lebt, entschieden wor- 
den zu sein. Bei dieser Sachlage erüb- 
rigt sich zu fragen, welche Berechti- 
gung am Ende von MBSE steht: Keine. 


Lehrer und Schüler — 
kunterbunt gemischt 


Und welche Voraussetzungen bestehen 
für die Einstellung von MBSE-Leh- 
rem? Die „Ausbilder“ sollen minde- 
stens Fachgehilfen sein, für 3 Kurse 
soll ein Sozialpädagoge zur Verfügung 
stehen; über die Qualifikation der 
Sprachlehrer wird nicht einmal solch 
eine vage Aussage getroffen. Allerdings 
werden die Kurse „fachlich begleitet‘ 
vom Sprachverband, der 14-tägige 
Einweisungsseminare für die Lehrer 
organisiert. Zum Vergleich: Lehrer im 
öffentlichen Dienst haben ein min- 
destens 6-semestriges Studium und ein 
anschließendes Referendariat. 


Und trotzdem: Gerade die Lehrer 
können zu allerletzt verantwortlich 


gemacht werden für die Qualität der 
ganzen Maßnahme. Oft sind ihre Ar- 
beitsbedingungen — Honorarverträge, 
Zeitverträge, ohne soziale Sicherung 
und die ständige Bedrohung, wegen 
Mangel an Schülern arbeitslos zu wer- 
den — denkbar ungeeignet, um konti- 
nuierliche Perspektiven für die Arbeit 
zu entwickeln. Dennoch ist es einzig 
dem Engagement einzelner Lehrer zu 
verdanken, daß wenigstens einige aus- 
ländische Schüler in den Vorläufer- 
kursen von MBSE — den MSBE-Kur- 
sen — für ihre weitere Entwicklung 
profitierten. 


Obwohl die MBSE-Bedingungen die 
geforderte Qualifikation der Lehrer 
nicht definieren, ist aufgrund der 
hohen Lehrerarbeitslosigkeit ein be- 
trächtlicher Anteil an examinierten 
Lehrern beim Kollegum von MBSE 
anzutreffen. Die Bundesanstalt für 
Arbeit hat diesbezüglich noch einen 
besonderen Wunsch in eigener Sache 
angemeldet, so nachzulesen in den 
„Hinweisen zu den Rahmenvorstel- 
lungen‘ an ihre Arbeitsämter: „Bei 
der Gewinnung von Lehrkräften ist 
den Maßnahmeträgern nahezulegen, 
soweit möglich, arbeitslose Lehrer zu 
berücksichtigen.“ Dem wäre noch hin- 
zuzufügen: Da die Arbeitsbedingungen 
in den Kursen dermaßen schlecht sind, 
daß eigentlich jedes Arbeitsangebot 
nur besser sein kann, qualifizieren sich 
in MBSE einige Lehrer und verlassen 
mit dieser besseren Qualifikation die 
Kurse. Ein neuer Berufsanfänger muß 
sich dann wieder einarbeiten. 


Muß noch erwähnt werden, daß für 
MBSE keine spezifischen Lehrmittel 
entwickelt wurden, daß keine Lehrplä- 
ne existieren? Daß durch das Überge- 
wicht der Berufsvorbereitung im Un- 
terricht gegenüber dem Sprachunter- 
richt und der Allgemeinbildung die Ju- 
gendlichen nach Beendigung des Kur- 
ses nicht einmal wesentlich informier- 
ter über ihre Rechte, über die sozialen 
Strukturen in der BRD sein werden? 
Daß die Praxis, die „Berufsvorberei- 
tung“ auf gewerbliche Berufe zu kon- 
zentrieren, ausländische Mädchen selbst 
von dieser Maßnahme ausschließt, für 
diese also nicht einmal diese Schein- 
lösung existiert? Daß die 20.000 Plät- 
ze, die anvisiert werden, bundesweit 
nicht ausreichend sind, um alle in 
Frage kommenden ausländischen Ju- 
gendlichen in dieser „Sonderbenufs- 
schule‘ unterzubringen? 


Im Detail ließe sich noch einiges zu 
MBSE und der zu Grunde liegenden 
Bildungspolitik der BRD sagen, und 
es ist zu begrüßen, daß dies auch in 
Fachkreisen und zunehmend in der 
GEW geschieht, wobei die kritischen 
Stimmen immer weniger zu überhören 
sind. Immer deutlicher auch werden 
die zuständigen Behörden aufgefor- 
dert, statt die Probleme ständig weiter 
zu „vermaßnahmen‘“, nun endlich eine 
Politik zu betreiben, die das Recht auf 
Bildung und Ausbildung der auslän- 
dischen Jugendlichen gewährleistet. 
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Essener Arbeiten sollen gestoppt werden 


Rückschlag für Arbeiterkinder 


Von der Initiativgruppe griechischer 
Eltern, Essen, erhielten wir einen 
Aufruf, den wir im Folgenden im 
Wortlaut wiedergeben. Nach unserer 
Meinung erhält der Vorfall für das 
gesamte Bundesgebiet Bedeutung, weil 
deutlich gezeigt wird, wie wenig man 
Politiker und zuständige Behörden 
beim Wort nehmen kann, die immer 
wieder versprechen, daß alles unter- 
nommen werde, um die Schulsitua- 
tion ausländischer Kinder zu ver- 
bessern. Hier passiert nun genau das 
Gegenteil: Ansätze von Verbesserung 
des Unterrichts mit ausländischen 
Schülern, von Eltern und Wissen- 
schaftlern anerkannt, werden zunichte 
gemacht, indem man ihnen die Mög- 
lichkeiten zur weiteren Arbeit nimmt. 


Wie wir inzwischen erfahren haben, 
schließen sich dem Protest an diesem 
Geschehen inzwischen auch in anderen 
Städten von NRW ausländische Eltern, 
Pädagogen und Wissenschaftler an. 


O 


In den letzten Jahren ist die Öffent- 
lichkeit in zunehmendem Maße auf die 
Schulprobleme der ausländischen Ar- 
beiterkinder aufmerksam geworden. 
Inzwischen ist es offensichtlich, daß 
ohne eine Lösung dieser Probleme 
auch für die deutschen Kinder auf die 
Dauer keine qualifizierende Schul- 
bildung mehr garantiert werden kann. 
In dieser Situation wächst die Bereit- 
schaft, etwas für die Überwindung der 
Schulschwierigkeiten ausländischer 
Kinder zu tun. 


Am Fachbereich 3 (Sprache und Li- 
teratur) der Universität Essen/Gesamt- 
hochschule wird seit 1972 an dieser 
Problematik gearbeitet. Zunächst war 
es ein mit Landesmitteln gefördertes 
Forschungsprojekt zur Zweisprachig- 
keit Jugoslawischer Schüler, dann folg- 
ten zwei von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) geförderte Pro- 
jekte: zu türkischen Schülern (1974- 
1980) und zu griechischen Schülern 
(1976-1979). Der Schwerpunkt der 
Arbeit verlagerte sich dabei immer 
mehr auf die Frage: „Wie muß man 
unterrichten, um einen optimalen 
Schulerfolg für die ausländischen Kin- 
der abzusichern?‘“. Die Mitarbeiter der 
Projekte beschränkten sich jedoch nicht 
auf die Untersuchung dieser Frage- 
stellung. Sie führten vielmehr in gro- 
ßem Umfang Veranstaltungen zur Aus- 
und Fortbildung von Lehrern für Aus- 
länderkinder durch, entwickelten Un- 
terrichtsmaterialien und Sprachkurse, 
bauten ein umfangreiches System von 
gezieltem Förderunterricht aus und 
kooperierten mit Schulen, Schulamt, 
Sozialamt, VHS, Gesamtseminar und 
anderen interessierten Stellen. All die- 
se Tätigkeiten werden auch nach Ab- 
schluß der Projekte z.Zt. noch fortge- 
setzt, da 4 ehemalige Projektmitarbei- 
ter mit ABM-Stellen Hilfskraftgeldern 
und ähnlichen kurzfristigen Zwischen- 
lösungen bis zum Jahresende weiter- 
finanziert werden konnten. Das bedeu- 
tet z.B. für den Bereich „Türkisch“, 
daß über 100 Lehrer und Lehrerstu- 
denten im WS 80/81 mit einem 
„Problemorientiertten Türkischkurs‘ 


beginnen konnten, in dem sie zugleich 
mit dem Türkischen auch vieles über 


den Deutschunterricht für türkische 
Schüler lernen. Gleichzeitig werden 
mehr als 80 türkische Arbeiterkinder 
an Essener Gymnasien gefördert. In 
entsprechender Weise wird auch im 
Bereich „Griechisch“ gearbeitet. 


All dies wird zu Beginn 1981 zu- 
sammenbrechen, wenn die Mitarbei- 
ter nicht in den Landeshaushalt über- 
nommen werden. Bereits für 1980 
waren hierfür vom Essener Abgeord- 
neten Gorlas 6 Stellen BAT Ia bean- 
tragt worden. Sie wurden jedoch im 
Finanzausschuß gestrichen und sind 
für 1981 unverständlicherweise vom 
Wissenschaftsministerium nicht wie- 
der in den Haushaltsentwurf aufge- 
nommen worden. Falls dies nicht 
korrigiert wird, bedeutet es praktisch: 
die Essener Arbeiten werden abgebro- 
chen. Was in jahrelanger mühevoller 
Arbeit aufgebaut wurde, wird abge- 
räumt. Hierüber herrscht unter denen, 
die die Essener Arbeiten kennen, all- 
gemeines Entsetzen. Ein Abbruch der 
Arbeiten am Fachbereich 3 der Uni- 
versität Essen würde erheblichen 
Schaden für das Land Nordrhein- 
Westfalen, besonders für die auslän- 
dischen Schüler und ihre deutschen 
und ausländischen Lehrer mit sich 
bringen. 


Es wird deshalb an den Landtag appel- 
liert, die für die Fortführung der 
Essener Arbeiten notwendige Ergän- 
zung in den Landeshaushalt für 1981 
einzubringen. Benötigt werden 6 Stel- 
len, mit denen die Bereiche: türkische, 
griechische und serbokroatische Schü- 
ler abgedeckt werden sollen. 


REITER IST EE 


(Fortsetzung von S.20) 


treffen wurde in Bezug auf die Türkei 
ein Beschluß gefaßt, wonach am 1. Ok- 
tober eine Sondersitzung über die Tür- 
kei stattfinden soll.“ 


Zur gleichen Zeit sprach ein französi- 
scher Abgeordneter im Plenarsaal über 
die Unterdrückung durch die Junta in 
der Türkei und protestierte gegen das 
Eingreifen der Polizei. Er sagte: „Die 
36 Arbeiter aus diesem Land demonstrie- 


ren draußen. Sie protestieren gegen die 


Unterdrückung und Maßnahmen in ih- 
rem Land. Wir müssen die Reaktion 
der Polizei dagegen verurteilen. Davor 
hatten Zyprioten und Griechen ver- 
schiedene gege durchgeführt, wur- 


den jedoch nicht mit solchen Maßnah- 
men konfrontiert. Diese werden jetzt 
nur gegen die Menschen aus der Türkei 
angewandt.‘ Später wurde bekannt, 
daß die französischen Parlamentarier 


wegen des Verhaltens der Polizei eine 
Anfrage eingreicht und dem Europarat 
eine Protesterklärung vorgeschlagen 
hätten. 

Nach ihrer Besprechung mit dem Vize- 
präsidenten übergab die Delegation der 
Arbeiter aus der Türkei einen offenen 
Brief an alle Parlamentarier und die 
Presse. 

O 


Kunst & Kultur ` 


Fortschrittliche Traditionen der Volksmusik für die demokratische 


Zukunft 


doch ich höre nicht auf: RUHI SU 


Jahrelange Verfolgung, Repressionen 
und Drohungen; eine langjährige 
Haftstrafe, Berufs- und Auftrittsver- 
bote: Diese für viele Demokraten in 
der Türkei fast „typischen“ Erfahrun- 
gen haben sein sozialkritisches Engage- 
ment nicht brechen können: Ruhi Su, 
für viele Musikkritiker des Landes der 
größte Interpret anatolischer Volksmu- 
sik, gilt gleichzeitig als engagierter 
Dichter, der sein Wirken dem Kampf 
seines Volkes für Frieden und Demo- 
kratie gewidmet hat. Seine Bedeutung 
für die authentische Volksmusik Ana- 
toliens wird oft mit dem Wirken von 
Atahualpa Yupanki für Lateinamerika 
verglichen. 


Ein beachtlicher bedeutender Teil 
seiner jüngsten Werke, die neben Inter- 
pretation von traditionellen Volksmu- 
sikarten wie türkü, semah und kosma 
auch Vertonung von moderner Lyrık 
einschließt, setzt sich mt den Proble- 
men der Arbeitsemigranten auseinan- 
der, die er bei seinen zahlreichen Besu- 
chen in der Bundesrepublik aus erster 
Hand erfahren konnte: Nach Aufhe- 
bung des Ausreiseverbots ist er in den 
letzten Jahren immer wieder gefeierter 
Gast auf Kulturveranstaltungen der 
FIDEF und anderer demokratischer 
Organisationen in der Bundesrepublik 
gewesen. Das Interview wurde im 
Oktober 1980 geführt. 


Türkei-Informationen — Ihre Interpre- 
tationen haben unseren traditionellen 
Volksliedem Zugang zur zeitgenössi- 
schen Musik verschafft. Sie bekamen 
eine neue, bleibende Dimension. Wel- 
che Faktoren, welche Vorbereitun- 
gen, haben Ihrer Meinung nach diesen 
Prozess bestimmt? 


Ruhi Su — Meine Ansichten über mei- 
ne Kunst habe ich in verschiedenen 
Zeitschriftenartikeln veröffentlich. Ich 
will eine Zusammenfassung versuchen: 
Ich habe eine westliche Musikerzie- 
hung erhalten. Diese Erziehung half 
mir, sowohl die Musik überhaupt als 
auch unsere Musik, aber auch die Mö- 
glichkeiten meiner eigenen Stimme ge- 
nauer kennenzulernen. Mit Erfahrun- 
gen aus meinem eigenen Leben und 
durch die Entwicklung meiner eigenen 
Weltanschauung wuchs mein Verständ- 
nis für die Bedingungen, in denen un- 
sere Volkslieder (türkü) gesungen wer- 
den, und warum sie gesungen werden. 
Ich sah, daß unser Volk alles, was es 
mitteilen wollte, durch diese Lieder 
zum Ausdruck brachte. Ja, ich könnte 
fast sagen, ich und diese türküler, wir 
haben uns schon immer gegenseitig ge- 
warnt, damit wir nichts falsch machten! 
So versuchte ich im Laufe der Zeit un- 
sere türküler aus den teilweise verfälsch- 


„Ich wurde 1912 geboren. Meine El- 
tern habe ich nie gesehen. Während des 
I. Weltkrieges verbrachte ich meine 
Kindheit bei einer armen Familie in 
Adana. Wegen des Krieges ging ich erst 
spät zur Schule. Während meiner ge- 
samten Schulzeit, auch schon in der 
Volksschule, war ich Internatsschüler. 
1936 absolvierte ich die Pädagogische 
Schule für Musik in Ankara. Anschlies- 
send studierte ich an dem Staatlichen 
Konservatorium in Ankara, Opernab- 
teilung und machte 1942 meinen Ab- 
schluß. Bis zum Jahre 1952 spielte ich 
in verschiedenen Opern an der Staatli- 
chen Oper in Ankara. Ich wurde 1952 
verhaftet. Die Haft dauerte fünf Jahre. 
Nach meiner Entlassung widmete ich 
mich unseren Volksliedern. Bis jetzt 
wurden 10 Langspielplatten und 16 
Singleplatten von mir veröffentlicht. 
Das ist meine kurzgefaßte Biogra- 
phie...“ 
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ten "Klischees herauszuholen und sie 
mit einer ihrem Inhalt entsprechenden 
Interpretation zu singen. Ich meine, 
jetzt singe ich nicht nur türküler, ich 
singe auch die Lieder" (hier gebraucht 
er das deutsche Wort) unserer künfti- 
gen Volksmusik. 


aa 
Türkei-Informationen — Sowohl die 
von Ihnen interpretierten Lieder wie 
auch Ihre eigenen Kompositionen 
weisen, was die gesellschaftliche Funk- 
tion der Musik angeht, sehr deutliche 


Merkmale auf. Wie bewerten Sie diese 
Funktion? 


Ruhi Su — Auch jedes gesprochene 
Wort erfährt eine eigene Interpretation, 
eine Forin. Wenn das Wort vertont ist, 
und die Musik mit dem Sinn überein- 
stimmt, bekommt die Interpretation 
ein stärkeres Gewicht. Damit wächst 
auch die Bedeutung der Musik in dem 
gesamtgesellschaftlichen Kontext. Sie 
kann eine aufklärerische Wirkung er- 
zielen. Oder aber das Gegenteil natür- 
lich. 
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Türkei-Informationen — In Ihren 
Werken interpretieren Sie unsere türkü- 
ler in Begleitung unseres traditionellen 
Saiteninstruments, saz. Zeitweise ar- 
beiten Sie auch mit einem Chor zusam- 
men. Wie beurteilen Sie die Möglich- 
keiten, mit saz zu musizieren? 


Ruhi Su — Indem ich unsere türküler 
mit der ihnen eigenen saz interpretier- 
te, konnte ich die Bevölkerung eher er- 


reichen. Andererseits habe ich mit der 
saz auch ein Instrument, das ich jeder- 
zeit spielen kann. Verglichen mit ande- 
ren traditionellen Instrumenten hat saz 
in seinem historischen Entwicklungs- 
prozess eine besondere, ja respektable 
Stellung erreicht, in dem sie die Le- 
benskraft unseres Volkes erhöhte und 
uns ihre Sehnsüchte übertrug. Wie Man- 
doline und Gitarre, ist auch saz ein 
volkstümliches Instrument. Unsere Mu- 
sik könnte auch zu einem Orchester 
passen; aber ein Orchester für unsere 
entwickelte, polyphone Musik würde 
sicherlich auch aus anderen Instrumen- 
ten bestehen. 


fa 


Türkei-Informationen — Neben Inter- 
pretationen von türküler und anderen 
Formen wie semahlar vertonen sie 
auch Werke von Nazim Hikmet und 
ihre eigenen Gedichte. Wie gehen sie 
dabei vor? 


Ruhi Su — Neben unseren türküler ver- 
tonte ich auch mehrere Werke von un- 
seren Dichtern, wie von Nazim. Ich bin 
immer von der gleichen Motivation 
und ästhetischer Einstellung ausgegan- 
gen. Ich versuchte, mich in die Lage 
eines Komponisten zu versetzen und 
herauszufinden, wie ich diese Gedichte 
aufsagen würde. 


aa 


Tütkei-Informationen — Bevor Sie 
auch durch Interpretationen traditio- 
neller Lieder bekannt wurden, hatten 
Sie als Opemsänger gearbeitet. Wel- 
chen Einfluß hatte Ihre musikalische 


Ausstellung in Essen 


Erziehung im westlichen Sinne / nach 
westlicher Kultur über Ihre heutige Si- 
tuation? 


Ruhi Su — Die westliche Musik ist mit 
ihren Regeln und mit ihrer Technik so- 
wohl in der Theorie wie auch in der 
Praxis systematisiert. Die Möglichkei- 
ten und die Lehre eines jeden Instru- 
ments ist klar festgelegt. Bevor man zu 
singen anfängt, wird einem auch beige- 
bracht, wie die Stimme entsteht, wie 
sie sich im Rachenraum entwickelt, 
wie man atmet. Sowie die Kenntnisse 
über ein Instrument entwickelt werden, 
lernt man auch seine Stimme kennen. 
Ich habe mir das angeeignet. Dann be- 
gann ich Lieder" zu singen und Rol- 
len in den Opem zu übernehmen. Ich 
habe gelemt, wie das Wort je nach 
Themenstellung mit der Musik harmo- 
nisieren soll. Ich glaube, der Musiker 
muß diesen Lernprozess durchmachen, 
damit seine Musik von bleibendem 
Wert ist. 
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Türkei-Informationen — Wegen Ihrer 
Gesinnung, wegen Ihrer Kunst und 
Ihrer politischen Einstellung mußten 
Sie zu verschiedenen Zeiten verschie- 
dene Repressionen erleiden. Können 
Sie uns etwas dazu sagen? 


Ruhi Su — Als ich die zu interpretie- 
renden türküler aussuchte, versuchte 
ich solche zu finden, die den Gefühlen 
des Volkes am ehesten entsprechen. So 
erfuhr ich, was unser Volk über alles 
gedacht, gesagt hat, von Brot bis zur 


Zur Zeit findet in Essen eine Kunstaus- 
stellung des türkischen Künstlervereins 
SAN-DER statt. Ausgestellt werden 
Ölgemälde, Radierungen und Plastiken, 
die den Alltag und die Probleme der 
Arbeiter aus der Türkei beschreiben. 
SAN-DER wurde 1979 von den 
Schriftstellern, Malern und Bildhauern 
aus der Türkei in dem Raum NRW ge- 
gründet. Sie führten bereits ‚mehrere 
Ausstellungen und Autorenlesungen 
durch. SAN-DER beabsichtigt mit sei- 
ner Tätigkeit, die Künstler zu fördern 
und die künstlerisch begabten Laien 
unter den Arbeitern aus der Türkei 
zu motivieren. 


Ferner kündigte SAN-DER eine Foto- 
ausstellung von Mehmet Ünal an, die 
vom 15. November bis 4. Dezember in 
dem türkischen Zentrum in Essen 
stattfindet. Die Ausstellung ist geöff- 
net täglich von 13 bis 21 Uhr. Für un- 
sere Leser, die an der Arbeit des SAN- 
DER interessiert sind, die Anschrift 
von SAN-DER: Friedrich-Ebert-Str. 37, 
4300 Essen. Tel. 0201/22 36 62 


Liebe. Ich erfuhr aber auch, in wel- $ 


cher Lage essich befindet. Dementspre- 
chend, als ich diese türküler interpre- 
tierte, setzte auch bei den Zuhörern 
ein Erkenntnisprozess ein. Damit fin- 
gen die ersten Anschuldigungen an; 
hat erreichen können, daß ich zu sin- 
gen aufhörte. Repressalien und Verbo- 
be haben allerdings auch nicht aufge- 
ört... 


Dann folgten die Verbote. Aber nichts 


Türkei-Informationen — Welche Aus- 
wirkungen hat Ihrer Meinung nach die 
nunmehr über hundertjährige Abhän- 
gigkeit unseres Landes vom Imperialis- 
mus auf unsere Kultur? 


Ruhi Su — Infolge der fortwährenden 
Abhängigkeit vom Imperialismus hat 
sich im Überbau unserer Gesellschaft 
eine Kultur entwickelt, die schwan- 
kend, inhaltsleer und kosmopolit ist. 


Entsprechend der Montage-Industrie 


an der Basis, vielleicht . . . 


Türkei-Informationen — Sie haben 
nun zum wiederholten Male die Bun- 
desrepublik und West Berlin bereist 
und sind mit unseren Kollegen hier zu- 
sammen; 


unseren Kollegen mitteilen, die hierim | 


Ausland leben? 


Ruhi Su — Die Bevölkerungsgruppen, 2 
die in der Minderheit sind, sind meist © 
extrem traditionsbewußt und der eige- | 
nen Kultur verbunden. Nur so, glauben £ 


sie wahrscheinlich ihre eigene Identität 


bewahren zu können. Unseren Lands- < 
leuten im Ausland, bald 2 Mio. ander | 
Zahl, möchte ich sagen, daß sie eine le- ZS 
bendige Beziehung zu unserer Folklo- $ 
re, zu unseren türküler, aufrecht erhal- © 


ten sollen — auch zu unseren Gesprä- 
chen, und zum Meinungsaustausch, die 
dazugehören. Der Gefahr, die von den 
reaktionären Kräften kommt, kann so 
begegnet werden. Unsere Kollegen 
müssen die Entwicklungen in der Hei- 
mat, in der ganzen Welt, genau verfol- 
gen. 


Den Kindern, die hier geboren werden, 
müssen wir unsere Sprache beibringen, 
den Genuß, den man mit ihr erzielen 
kann. Und ich meine, sie sollten die 
Behörden hier dazu bewegen, ein ent- 


sprechendes Bildungssystem zu schaf- > 


fen. Durch Konzerte, Seminare, Filme, 


Bücher sollten Beziehungen zur hei. _ 


matlichen Kultur geschaffen und fort- 
gesetzt werden. Bei ihrer Rückkehr soll- 


ten sie in der Lage sein, in jeder Hin- = 


sicht beispielhaft zu wirken für alles, 
was nützlich und forschrittlich ist. 


Türkei-Informationen — Was sind Ihre 


Pläne für die nächste Zeit? 


Ruhi Su — Wir haben jetzt vielmehr 


Arbeit zu bewerkstelligen. Ich werde 
versuchen, unsere Lieder zu interpre- 


tieren und ein Album über Volksklas- S 


siker zu vollenden. 


gekommen. Was möchten Sie | 


(Fortsetzung von S. 5) 


Am 8.10. meldet die Tageszeitung 
„Cumhuriyet“, daß auch der poli- 
tische Häftling Hasan Asker Özmen 
am 6.10. in der Politischen Abtei- 
lung des Polizeipräsidiums von An- 
kara zu Tode gekommen sei. Aber- 
mals wird ein Polizist des Mordes 
beschuldigt. 


Am 11.10. wurde bekannt, daß der 
renommierte fortschrittliche Ver- 
leger Ilhan Erdost wenige Tage nach 
seiner Festnahme durch Zertrüm- 
merung des Schädels mit einem Ge- 
wehrkolben ermordet worden ist. 
E. Erdost wurde in einem Armee- 
Lastwagen erschlagen, der ihn zu 
dem berüchtigten Militärgefängnis 
Mamak bringen sollte. 


Istanbul 


@ Am 19.10. verlautet aus dem Poli- 
zeipräsidium von Istanbul, daß Ah- 
met Kirlangic — er wurde des Mor- 
des an dem ehemaligen Ministerprä- 
sidenten Nihat Erim verdächtigt — 
Selbstmord verübt habe. Als Todes- 
ursache gibt die Polizei an, daß der 
Häftling selbst mehrere Male seinen 
Kopf gegen die Wand gestoßen habe. 


© Am 12.11. berichtet die Zeitung 
„Hürriyet“, daß der Gefangene Be- 
kir Bag, der die Ermordung von 4 
Personen „zugegeben“ habe, in 
ECH Zelle Selbstmord begangen 
abe. 


Stoppt 


die Finanzierung 


der Putschisten 


durch Bonn! 
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Zu den Hintergründen des Militärputsches und 
zur Rolle der Westmächte ist soeben das Sonder- 
heft 2/1980 erschienen: 


DIE TÜRKEI NACH DEM 
. MILITÄRPUTSCH 


Beiträge: 

— Militärs als Retter der Demokratie? — Türkei-Länderübersicht — Die 
Türkelhilfe Bonns und der Westmächte — Die Türkei als Vorposten der 
NATO — Bonner Umgang mit den „Grauen Wölfen‘ — Folterungen aus 
Versehen? — Stand der Asylrechtsdiskussion in der BRD - Erklärung 
der FIDEF: Nein zur Militärdiktatur! 


Einzelpreis (20 Seiten) 2,- DM, zuzüglich Porto; bei Abnahme von 10 und 
mehr Exemplaren 33% Ermäßigung. AlB-Jahresabo 20,- DM inklusive 
Porto 


O ich bestelle AlB-Sonderheft 2/1980. 
C ich abonniere das AIB für mindestens ein JahrabNr. ......::....- Some 


Bitte ausfüllen und einsenden an: 
AIB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1, Tel. 06421/24672 
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(Fortsetzung von der 2. Umschlagseite) 


Die Zahl der Verhafteten in der Türkei 
geht mittlerweile in die Zehntausende. 
Unter ihnen befinden sich Gewerk- 
schafter und Parlamentarier, Lehrer, 
Rechtsanwälte und Mitglieder demo- 
kratischer Organisationen. In den Ge- 
fängnissen wird gefoltert. Bei den Ver- 
hören sterben Menschen. 


Diese Entwicklung kann uns nicht 
gleichgültig lassen. Denn die Regie- 
rung unseres Landes und die Regie- 
rung anderer NATO-Staaten tragen 
ein erhebliches Maß von Mitschuld 
an dem Drama der Bevölkerung in der 
Türkei. Unter der Federführung der 
Bundesregierung wurden die Demirel- 
Regierung und die türkischen Mili- 
tärs mit Beträgen in Höhe vieler hun- 
dert Millionen Mark aufgepäppelt. Ver- 
gebens wartete man dagegen am 12. 
September auf eine Stimme des Pro- 
testes aus Bonn. Im Gegenteil: die Mi- 
litär- und Wirtschaftshilfe soll auch 
nach dem Putsch fortgesetzt werden. 
Es muß uns alamieren, wie schnell Re- 
gierende und Massenmedien unseres 
Landes bereit sind, die Zerstörung der 
Demokratie in einem verbündeten 
Land hinzunehmen und zur Tagesord- 
nung überzugehen. 


Die Entwicklung in der Türkei berührt 
uns umso mehr, als unter uns 1,2 Mil- 
lionen Menschen dieses Landes leben 
und arbeiten. Es sind unsere Kollegin- 
nen und Kollegen mit ihren Familien 
aus der Türkei. Auch sie sehen sich 
wachsenden Problemen gegenüber. 


Türkische und kurdische Demokraten 
wurden auch in unserem Land bereits 
zu Opfern faschistischer Mordanschlä- 
ge. Doch Terrororganisationen, wie die 
„Grauen Wölfe“, die ihre Landsleute 
drangsalieren, werden von den Behör- 
den verharmlost und dadurch in ihrem 
Treiben ermutigt. Organisationen der 
Arbeiter aus der Türkei dagegen wer- 
den mit Verboten, ihre Mitglieder mit 
Ausweisung bedroht. Hinzu kommt, 
daß sich die eingeschränkte Handha- 
bung des politishen Asylrechts insbe- 
sondere gegen die große Zahl von 
Flüchtlingen aus der Türkei auswirkt. 


Viele sind dadurch unmittelbar an 
Leib und Leben gefährdet. 


Unübersehbar sind die Anzeichen ei- 
ner zunehmenden Ausländerfeindlich- 
keit in unserem Land. Straflos dürfen 
neonazistische Kräfte sogar im Wahl- 
kampf den Ausländerhaß schüren, wo- 
bei sie Schützenhilfe von einigen Mas- 
senmedien erhalten. Diesen Anfängen 
gilt es mit Entschiedenheit zu wehren! 
Es darf nicht gesehen, daß unsere aus- 
ländischen Mitbürger angesichts wach- 
sender Krisenerscheinungen in Wirt- 
schaft und Gesellschaft zu Sünden- 
böcken gestempelt werden! 


| 
Solidarität tut not! Solidarität und an- 
tifaschistischen Kräften in der Tür- | 
kei. Solidarität mit unseren Kollegin- 
nen und Kollegen aus der Türkei in 
Schule und Betrieb. 

| 

I 


Dazu wollen wir beitragen. Durch In- 
formationen über die Situation in der 
Türkei, durch Aufklärung der Öffent- 
lihkeit über die Probleme unserer tür- 
kischen und kurdischen Demokraten, 
durch praktische Solidarität und ge- 
meinsame Aktionen. Wir rufen auf, un- 
sere Arbeit zu unterstützen und aktiv 
zu werden für folgende Forderungen: 


@ Wir fordern die Achtung der Men- 
schenrechte in der Türkei und die 
Herstellung demokratischer Frei- 
heiten! Wir fordern die sofortige | 
Freilassung aller politischen Ge- | 
fangenen und die Aufhebung des | 
Kriegsrechts! | 


® Wir fordern von der Bundesregie- 
rung die Einstellung von Militär- 
und Wirtschaftshilfe an die Putschi- 
sten! 


@ Wir fordern das Verbot der faschi- 
stischen türkischen Terrororganisa- 
tion der „Grauen Wölfe“ in der 
Bundesrepublik! 


® Wir fordern die Bundesregierung 
auf, den politischen Flüchtlingen 
aus der Türkei großzügig Asyl zu ge- 
währen. Die eingeschränkte Hand- 
habung des politischen Asylrechts 
zurückzunehmen! 


Wir rufen auf zu Spenden für die Opfer der Unterdrückung in der Türkei 
auf das Konto der Stadtsparkasse Duisburg, Pfarrer Michael Höhn, 
Kto.-Nr. 210 - 003240. 


TURKEI 


nforma 


„Mit der Türkei besitzt der Westen eine geo- 
politisch-strategische Schlüsselstellung für das 
Gleichgewicht im östlichen Mittelmeer und im 
gesamten Nahen Osten. 


Die bisher immer noch gegebene Orientierung 
der Türkei zum westlichen Bündnis erlaubt es 
beispielsweise den USA, einen Teil ihrer 
Streitkräfte auf _ vorgeschobenen Basen in 
Kleinasien zu stationieren. Dies betrifft ins- 
besondere nationale amerikanische Aufklä- 
rungsmittel, etwa die Luftaufklärung, die 
Fernmelde und Radaraufklärung, die Beob- 
achtungsanlagen für den Abschuß von Rake- 
ten und die Ortung von Satelliten, also einen 
wichtigen Teil des weltumspannenden Netzes 
der amerikanischen Fernaufklärung gegenüber 
der Sowjetunion und dem Mittleren Osten. 


Für den Westen ist die Türkei schon wegen 
ihrer geographischen Lage von erheblichem 
strategischen Wert. Eine Abwendung der 
Türkei vom westlichen Bündnis würde die 
NATO-Verteidigung an der Südflanke emp- 
findlich treffen, die Kontrolle der strategisch 
wichtigen Meerengen — Bosporus und Darda- 
nellen — durch die westliche Allianz nicht 
mehr erlauben und die Aktionsmöglichkei- 
ten der westlichen See- und Luftstreitkräfte 
z.B. in einem militärischen Nahost-Konflikt 
erheblich einschränken. Allein das Aussche- 
ren dieses Staates aus dem westlichen Vertei- 
digungsdispositiv würde die strategische Situa- 
tion fundamental verändern. Und ein Bünd- 
nis etwa zwischen der Sowjetunion und der 
Türkei würde gar für die westliche Sicherheit 
und die Unabhängigkeit der Länder des Nahen 
und Mittleren Ostens eine kritische Lage her- 
beiführen. 


Schließlich darf — neben der geostrategischen 
Position — das türkische Militärpotential nicht 
außer acht gelassen werden. Dies gilt für 
dessen Funktion zur Sicherung gegen Angriffe 
von außen und zugleich für die Rolle des 


Militärs als innenpolitische Ordnungsmacht.“ 


(Europäische Wehrkunde, August 1980,8.379) 


